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Kriegstreiber stoppen!

So kompliziert Klassenkämpfe oft ver-
laufen, in der Frage von Krieg und Frie-

den ist das anders: Kapitalismus und Krieg 
waren stets untrennbar miteinander ver-
bunden, die Arbeiterbewegung und die 
sozialistischen Länder hatten und haben 
kein Interesse an Krieg. 
Die mörderische Verbindung von Kapitalis-
mus und Krieg gilt erst recht für das impe-
rialistische Stadium. Mit dem Beginn der 
Verschmelzung von Industrie- und Finanz-
kapital zu Monopolen und deren Herrschaft 
in den damaligen Großmächten setzte zwi-
schen 1890 und 1900 auch der Kampf um 
die Neuaufteilung der Welt ein. An dieser 
Analyse Lenins muß nichts geändert wer-
den, im Gegenteil. Wir sind Zeugen eines 
voll entbrannten Kampfes um Machtpo-
sitionen und Einf lußsphären in der Welt. 
Noch geht es vor allem um wirtschaftlich 
gegensätzliche Interessen. Die Debatten 
um mehr oder weniger Protektionismus 
sind aber mehr ein Ablenkungsmanöver 
als tatsächlicher Ausdruck der Widersprü-
che. Der Imperialismus sieht sich mit einer 
andauernden Überakkumulationskrise 
konfrontiert, die einige Kräfte mit Gewalt, 
mit einem großen Krieg, „lösen“ wollen; 
andere neigen zu einem imperialistischen 
Frieden, d. h. zu Diktaten und Sanktionen 
gegen mißliebige Staaten und kleineren 
militärischen Konflikten.
Nun besteht die reale Gefahr, daß die Lage 
außer Kontrolle gerät. Das gemeinsame 
langfristige  imperialistische Interesse ist 
die Einkreisung und Schwächung von Ruß-
land und China. Zur Zeit sehen wir riesige 
Manöver in Osteuropa, werden neue Waf-
fen und neue Interventionstruppen der EU 
angekündigt und wird ein weiteres NATO-
Hauptquartier in Ulm für die Kriegspolitik 
gegen Rußland geschaffen. Der deutsche 
Imperialismus ist stets mit vorneweg. Und 
der Appetit wächst: Was wollte Kriegsmini-
sterin Ursula von der Leyen am ersten Juni-
Wochenende in Singapur zusammen mit 
ihrem US-Amtskollegen James Mattis beim 
„Shangri-La-Dialog“? Laut „FAZ“ wurde dort 
u. a. über eine „alte Idee“, nämlich über eine 
gegen China gerichtete „NATO des Ostens“ 
beraten. Sie soll aus den USA, Australien, 
Indien und Japan bestehen. 
Gleichzeitig laufen die Vorbereitungen 
für einen Krieg gegen den Iran. Die Pro-
vokationen Israels in Syrien sollen offen-
bar Teheran zu einer Reaktion veranlassen, 

die als Vorwand für einen Feldzug dienen 
kann. Die Bundeswehr ist mit verschiede-
nen „Missionen“ bereits in der Region, dar-
unter neuerdings im gesamten Irak – nicht 
mehr nur in dessen kurdischen Regionen. 
Allerdings gibt es im Fall Iran offenkundig 
zwischen den USA (und Israel) einerseits 
und den anderen Unterzeichnerstaaten des 
Abkommens über das iranische Atompro-
gramm andererseits einen harten Interes-
sengegensatz. Bundesrepublik, Frankreich 
und Großbrit annien, die keinen Zwei-
fel daran lassen, daß sie auch für einen 
„Regime change“ in Teheran sind, wollen 
keinen weiteren Großkonflikt in unmittel-
barer Nähe zu Westeuropa. Die gegenwär-
tige US-Führung spielt aber öffentlich mit 
einem großen Krieg. Rußland und China 
setzen sich ohnehin für Frieden in der 
Region ein. Wladimir Putin nutzt jede Gele-
genheit, um vor einem Weltkrieg zu warnen.
In dieser Situation hat die Bundestagsfrak-
tion der Linken am 25. April einer Reso-
lution der Grünen zum 70. Gründungstag 
des Staates Israel zugestimmt. Behauptet 
wird darin, dieser habe „seine demokra-
tischen und rechtsstaatlichen Struktu-
ren“ in einer feindlichen, von autoritären 
Regimen bestimmten Umgebung „geschaf-
fen und erhalten“. Die von Israel seit 
seiner Gründung verfolgte klassisch kolo-
niale Besatzungs- und Kriegspolitik, die 
zu apartheidähnlichen Verhältnissen in 
den besetzten und zum Teil annektierten 
Gebieten geführt hat, wird faktisch igno-
riert. Der Verdrehung von Tatsachen und 
Geschichte folgt zudem unter Berufung  
u . a .  au f Joach i m Gauck ,  dem bi sher 
schlimmsten Kriegstreiber im Amt des 
Bundespräsidenten, die Forderung, „wei-
terhin für die Existenz und die Sicherheits-
interessen des Staates Israel als einem 
zentralen Prinzip der deutschen Außen- 
und Sicherheitspolitik aktiv einzutreten“. 
Das kommt einem Freibrief für Staatsterror 
und Krieg gleich. Aus ihm kann jederzeit 
ein „Flächenbrand“ (UN-Generalsekretär 
António Guterres nach den israelischen 
Angriffen auf Syrien) entstehen.
Diese Erklärung, die an großen Teilen der 
Fraktion vorbei ins Parlament geschmug-
gelt wurde, stieß auch in der Partei Die 
Linke auf scharfe Krit ik . Sie wurde in 
einer Zeit beschlossen, da nicht nur in der 
Bundesrepublik, sondern auch in anderen 
imperialistischen Ländern das Bewußtsein 

über den Zusammenhang von Kapitalis-
mus und Krieg stärker wird, da große Teile 
der Bevölkerung von Sorge um den Welt-
frieden erfüllt sind.
Mehr denn je sollten Sozialisten und Kom-
munisten daher zusammenwirken, um 
gegen Aufrüstung und Kriegsvorberei-
tung einzutreten, um über die Ursachen 
der Gefahren, die in diesem Gesellschafts-
system liegen, aufzuklären. Die Kampa-
gne „Abrüsten statt aufrüsten“ ist dafür 
ein geeignetes Instrument. Seit Herbst 
2017 wurden für sie bereits Zehntausende 
Unterschriften gesammelt, Landes- und 
Ortsverbände der Partei Die Linke haben 
sich dem Aufruf gegen die Forderung, zwei 
Prozent der deutschen Wirtschaftsleistung 
für Waffen und Militär auszugeben, ange-
schlossen. Die DKP hat sich das Ziel gestellt, 
bis zu ihrem Pressefest vom 7. bis zum  
9. September in Dortmund 30 000 Unter-
schriften zu sammeln. Regionalgruppen 
des „RotFuchs“ beraten über die Frage „Wie 
weiter mit der Friedensbewegung bei uns 
vor Ort?“ Das alles ist dringend geboten, es 
ist höchste Zeit, denen, die Krieg benötigen 
und wollen, in den Arm zu fallen.

Arnold Schölzel
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Als eine Atomrakete auf Hawaii zuraste

Reizende Aussichten
Am 13. Januar wurden die Menschen auf Hawaii 
durch einen falschen Raketenalarm in Angst 
und Schrecken versetzt. Der in Honolulu lebende 
Doktorand der Amerikanistik Robert J. Barsoc-
chini schildert, was er erlebte.

Gestern morgen, als ich Kaffee trank und 
die Zeitung las und meine Frau sich auf 

die Arbeit vorbereitete, hörten wir einen 
Notruf von unseren Telefonen. Ich dachte, es 
wäre eine Sturmwarnung, aber das Wetter 
war klar. Meine Frau sah ihr Telefon an und 
sagte, daß eine Rakete kommen würde. Sie 
wurde sofort aktiv, nahm eine Gallone Was-
ser aus dem Kühlschrank und brachte es und 
unsere Hunde ins Badezimmer, während ich 
mir die Nachricht auf ihrem Handy ansah und 
versuchte, das Gesagte zu verarbeiten. Es war 
ein Notfallalarm vom Staat: Oh nein!
Im Moment fliegt eine ballistische Rakete mit 
einer Geschwindigkeit von 15 000 Meilen pro 
Stunde durch die Luft nach Hawaii – wahr-
scheinlich nach Honolulu, wo wir uns befin-
den. Das passiert gerade.
Als Absolvent der Amerikanistik verfolge ich 
die Politik sehr genau und habe studiert, was 
bei einer Atomexplosion passiert. Ich wußte, 
daß Nord- und Südkorea während der Woche 
Friedensgespräche über die Olympischen 
Spiele geführt hatten, und als Reaktion darauf 
hatte das Trump-Regime militärische Angriffe 
auf Nordkorea angedroht und atomare Bom-
berflugzeuge über das Gebiet geschickt.
Also dachte ich mir, daß entweder Trump, in 
Anlehnung an Nixons selbsternannte „ver-
rückte“ Tradition, beschlossen hatte, einen 
Überraschungsangriff durchzuführen, und 
Nordkorea reagierte darauf, oder Nordkorea 
hatte einfach aus Angst einen Erstschlag aus-
gelöst. So oder so, dachte ich, das würde wahr-
scheinlich den Beginn eines riesigen Krieges 
bedeuten.
Ein ballistischer Raketenangriff schien schon 
immer eine ziemlich unwahrscheinliche Mög-
lichkeit zu sein, aber etwas, was sicherlich 
jederzeit passieren könnte – und wahrschein-
lich viel wahrscheinlicher war, als wir uns das 
vorzustellen wünschen. Und nun wurde uns 
von der Regierung in ganz eindeutigen Wor-
ten gesagt, es sei geschehen. Die Rakete war 
auf dem Weg. Sie würde jeden Moment ein-
schlagen.
So kauerten wir uns im Badezimmer zusam-
men und bereiteten uns auf einen extrem 
schmerzhaften Tod oder einen nahen Tod vor. 
Während wir warteten, suchten wir online 
nach weiteren Neuigkeiten. Alles, was bei der 
Suche herauskam, waren Leute, die über den 
Alarm twitterten, Schock ausdrückten oder 
Dinge wie „Rakete auf Hawaii“ sagten, „Ich 
werde jetzt sterben.“
Also schickten wir einen Gruppentext an 
unsere Familien und verabschiedeten uns. 
Das könnte es für uns sehr wohl sein, da es 
für so viele schon einmal in ähnlicher Weise 
geschehen ist.
Nach etwa zwei Minuten des Wartens und Vor-
stellungen von der Hitzewelle, Verbrennungen 
dritten Grades, brennenden Organen, Sturm 

aus fliegendem Glas und Metall, Wind mit 600 
Meilen pro Stunde und einstürzenden Gebäu-
den, was alles passieren würde, haben wir uns 
entschlossen, einen Ausbruch zu machen, um 
Schutz auf höher gelegenem Gebiet weiter weg 
von Honolulu zu finden.
Wir nahmen die Hunde und eilten hinaus. 
Einige waren draußen und weinten, mit ver-
zweifelten Ausdrücken, die sagten, dies sei 
das Ende, das wird sehr schlimm werden. 
Wir fragten, ob sie mit uns kommen wollten, 
aber sie lehnten ab. Wir stiegen in unser Auto 
und fuhren bergauf von Honolulu weg und auf 
einen Safeway-Parkplatz. Einige Leute rann-
ten mit Kisten mit Wasser aus dem Gebäude. 
Wir eilten mit unseren Hunden in das Innere 
von Safeway. Die Leute saßen auf dem Boden, 
die Köpfe in den Händen und warteten auf 
den Einschlag. Zehn Minuten waren vergan-
gen. Bald würde es passieren.
Sobald wir uns fühlten, als wären wir an der 
besten Stelle im Gebäude, überprüften wir 
hektisch unsere Telefone erneut, als wir uns 
die Apokalypse vorstellten, die jede Sekunde 
stattfinden würde. Ich sah dann, daß die 
hawaiianische Abgeordnete Tulsi Gabbard 
gerade auf Twitter angekündigt hatte, daß 
sie die Behörden angerufen hatte und daß 
diese bestätigt hatten, daß es ein falscher 
Alarm war.
Zu diesem Zeitpunkt hatten wir zwölf Minuten 
damit verbracht, zu denken, daß eine nukle-
are ballistische Rakete tatsächlich auf Hawaii 
zusteuert und daß alles im Begriff war, ex-
trem schrecklich zu werden. Von der Vorstel-
lung, daß sich die Welt so total verändern wird, 
hin zu „Hoppla, bloß ein falscher Alarm“, das 
ist eine ziemliche Umstellung.
Wir fingen an, den Leuten zu erzählen, daß 
wir von Gabbard gehört hatten, daß es sich 
um einen Fehlalarm handelte. Wir gingen 
raus und erzählten es anderen. Die Nach-
richt schien sich zu verbreiten, daß es keine 
Rakete gab. Manche waren immer noch vor-
sichtig, aber beruhigten sich. Wir setzten uns 
mit unseren Familien in Verbindung.
Als wir versuchten, uns wieder einzukrie-
gen und zu diskutieren, was geschehen war, 
waren wir uns einig, daß es nicht so sehr 
darum ging, wütend auf denjenigen zu sein, 

der versehentlich den Alarm ausgelöst hatte 
(obwohl das offensichtlich ein schlimmer 
Fehler war), sondern vielmehr auf das Vor-
handensein von Umständen, in denen eine 
Atombombe auf den Kopf zu bekommen tat-
sächlich eine Sache ist, die jederzeit wirklich 
passieren kann.
Wir dachten an die Millionen von Menschen, 
die durch diese Art von Waffen tatsächlich 
ausgelöscht oder ernsthaft verstümmelt wur-
den, die von unseren Steuergeldern bezahlt 
und von Rassisten und Sesselkriegern anstelle 
von Verhandlungen, in Aggressionskriegen 
und außergerichtlichen Hinrichtungen ein-
gesetzt wurden – durch das Regime, das das 
Territorium kontrolliert, in dem wir leben. Wir 
dachten daran, daß die Menschen, die unter 
diesem und einem weitaus größeren Aus-
maß an Streß und Bedrohung leben, getötet 
und entsetzlich verstümmelt werden, ständig 
durch Sprengstoffe, für die wir zahlen müssen, 
oder durch Regime, die von dieser Regierung 
unterstützt werden – dem größten Waffen-
händler der Welt und 2013 in einer globalen 
Umfrage als die bei weitem größte Bedrohung 
für den Weltfrieden bezeichnet. 
Wir haben gesehen, daß Propagandaunter-
nehmen wie CBS bereits den Fehlalarm auf 
Hawaii nutzten, um ihre äußerst erfolg-
reichen Bemühungen fortzusetzen, die 
US-Bürger auf die Aggression gegen den 

„Schurkenstaat“ Nordkorea vorzubereiten, der 
bereits einmal einen massiven Völkermord 
durch US-Bomber erlitten hat und seitdem 
von US-Bombern umzingelt und belagert wird.
Ein Freund außerhalb Hawaiis, der praktisch 
nur westliche Propaganda-Medien konsumiert, 
sagte zu mir, daß, wenn wir gestern atomisiert 
worden wären, „wenigstens Nordkorea kein 
Problem mehr wäre“, da die USA es von der 
Landkarte löschen würden. Millionen von Men-
schen, einschließlich uns, würden schrecklich 
sterben, aber eine Volksgruppe, die Opfer des 
amerikanischen Völkermords geworden ist 
und unter ständigem, intensivem Druck und 
militärischer Bedrohung durch denselben 
völkermörderischen Staat lebt, würde für die 
Ewigkeit völlig ausgelöscht werden. Reizend ...

Robert Barsocchini, Honolulu  
(Gestützt auf „antiwar.com“)

Aus einer „Zivilschutzfibel“ des Innenministeriums (Bonn, 1964)
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Was Deutsche von Russen lernen können

Vielleicht sollte die Überschrift besser 
lauten: Was Deutschland von Rußland 

lernen kann. Ich meine aber beides: die Men-
schen und die Politik. Ich wundere mich, daß 
diese Frage in den großen Leitmedien über-
haupt nicht gestellt wird. Auch in der deut-
schen Außenpolitik taucht sie nicht auf. Ich 
bin aber überzeugt, daß Rußland mehr ist als 
der Sündenbock für alles und jedes. Im rus-
sischen Alltag habe ich nach Erfah-
rungen und Erkenntnissen gesucht, 
die bemerkenswert oder gar nachah-
menswert sein könnten. Meine Erkun-
dungstour führte mich nach Moskau, 
nach Wolgograd (dem ehemaligen Sta-
lingrad) und nach Astrachan.
Ein Nebeneffekt dieser Reise war für 
mich die Erkenntnis, welchen Stellen-
wert die Fußballweltmeisterschaft 
hat. Ich habe in Rußland niemanden 
getroffen, dem dieses Ereignis gleich-
gültig ist.  Nicht alle Menschen dort 
werden Fußballfans sein, aber sie sind 
beseelt davon, daß Spielen verbindet. 
Rußland ist gastfreundlich, seine Türen sind 
weit geöffnet, selbst die russischen Fans spre-
chen nicht davon, wer gegen wen spielt, son-
dern wer mit wem.
In Wolgograd ist die Geschichte des zweiten 
Weltkriegs lebendig. Und das nicht nur, weil 
die eindrucksvolle Statue der Mutter Heimat 
überall sichtbar ist. Kein Flecken Erde ist hier 
nicht mit Blut getränkt. Kaum eine Familie, 
die nicht mehrere Tote zu beklagen hatte. Ihre 
Fotos werden am 9. Mai, dem Tag des Sieges, 
mitgeführt, nichts ist vergessen und niemand 
ist vergessen. Daraus erwächst ein unbeding-
ter Wille zu Frieden und Verständigung, aus-
drücklich und gerade auch mit Deutschland. 
So war auch das Spiel der U-18-Nationalmann-
schaften am 8. Mai, dem Tag der Befreiung 
Europas vom Faschismus, mehr als ein nor-
males Fußballspiel. 
•  Es war ein deutliches Zeichen für ein Mitein-
ander, das möglich ist – und Freude bereitet. 
Das kann Deutschland von Rußland lernen. 
Wolgograd ist in Rußland ein Zentrum der 
Volksdiplomatie. Im Oktober wird dort wie-
der der Austausch von Partnerstädten und 

gesellschaftlichen Organisationen unter dem 
Motto „Dialog an der Wolga“ stattfinden.
Bei oberflächlicher Betrachtung scheint es 
so, als ob in Europa das Zusammenleben von 

„Einheimischen“ und „Neubürgern“ ebenso 
spannungsgeladen ist wie die Koexistenz 
unterschiedlicher Religionen oder kulturel-
ler Prägungen. Deshalb wollte ich heraus-
finden, wie der Vielvölkerstaat Rußland mit 

diesem Problem umgeht. Astrachan ist dafür 
ein Beispiel. Hier leben zusammen Russen 
(die Mehrheitsbevölkerung), Kasachen, Tata-
ren, Kalmücken, Aserbaidschaner, Armenier, 
Tschetschenen, Ukrainer, Juden. Ein Viertel 
der Bevölkerung sind Muslime. Astrachan 
ist eine gewaltfreie, kulturell offene Stadt. 
Dieser Ausgleich im Inneren erleichtert den 
Ausgleich nach außen. Der Rayon Astrachan 
ist die einzige russische Gebietskörperschaft 
mit einem eigenen Außenminister. Er ist vor 
allem für die Zusammenarbeit der Anrainer-
staaten des Kaspischen Meeres verantwort-
lich. Das sind so unterschiedlich verfaßte 
Staaten und Gesellschaften wie Rußland, 
Aserbaidschan, Iran, Kasachstan, Turkme-
nistan. Sie verstehen das Kaspische Meer als 
gemeinsames Binnengewässer, für das sie 
gemeinsam Verantwortung tragen – für sei-
nen Erhalt, seine Verkehrswege, seine Nut-
zung. Dabei gibt es ungeklärte Fragen, aber 
keine kriegerischen Auseinandersetzungen, 
sondern den Willen, zu Lösungen im Kon-
sens zu kommen. Ich frage mich, ob nicht 
auch die Anrainerstaaten des Mittelmeeres 

gut beraten wären, das Mittelmeer als ihr 
Gemeinsames, sie Verbindendes zu betrach-
ten. Das gilt auch für die Ostsee. Jedes auf 
seine eigene Art und Weise. Erinnert sei an 
die Ostsee-Friedenskonferenzen, mit denen 
für Entmilitarisierung und Zusammenarbeit 
geworben wurde. 
•  Aus Astrachan in Rußland nehme ich mit: 
Auch sehr unterschiedlich verfaßte Staaten und 

Gesellschaften können friedlich koexi-
stieren, sie können aber noch mehr: 
friedlich zusammenarbeiten. 
Rußland gibt schrittweise immer 
weniger für Rüstung aus. In den letz-
ten zwei Jahren wurde sein Mili-
tärhaushalt schon um mehr als 10 
Prozent reduziert. Rußland wird sich 
nicht erneut zum „Totrüsten“ trei-
ben lassen. Das hat Wladimir Putin in 
seiner ersten Rede nach den Wahlen 
erneut unterstrichen. Daran ändert 
auch nichts, daß er zugleich über 
neue Waffensysteme spricht. Für Ruß-
land heißt zur Zeit weniger Geld für 

Rüstung nicht einseitige Abrüstung, sondern 
der Rüstungshaushalt folgt einer strikt auf 
Verteidigung ausgerichteten, einer defensi-
ven Militärstrategie.  Deutschland hingegen 
hat sich an das Ziel der NATO, zwei Prozent 
des Bruttoinlandprodukts für Rüstung auszu-
geben, gebunden, das heißt in naher Zukunft: 
70 Milliarden für Rüstung. Zum Vergleich: Die 
russischen Militärausgaben betragen jetzt  
64 Milliarden Dollar, und sie sollen weiter sin-
ken. Rußland als Großmacht gibt dann weni-
ger für Militär aus als Deutschland, als die 
USA ohnehin, aber auch als Staaten wie Indien 
oder Saudi-Arabien. 
•  Aus Moskau haben wir die Erkenntnis mit-
gebracht: Weniger für Rüstung, mehr für Sozi-
ales ist möglich. 
Warum erscheint eigentlich die deutsche 
staatliche Außenpolitik nicht lernwillig und 
lernfähig? Der neue Außenminister Heiko 
Maas spielt sich vielmehr als Zucht- und Lehr-
meister auf. Am deutschen Wesen ist die Welt 
noch nie genesen. Wir haben also dringenden 
Änderungsbedarf. Wolfgang Gehrcke

(Außenpolitiker der Linkspartei)

 Spätes Eingeständnis

Die Nichterfüllung der von der NATO 
gegenüber Rußland übernommenen Ver-

pflichtungen ist nach Ansicht von Frankreichs 
Staatspräsident Emmanuel Macron ein Feh-
ler gewesen. Dieser Fehler habe Mißtrauen 
zur Folge gehabt, sagte Macron am 25. Mai 
beim St. Petersburger Internationalen Wirt-
schaftsforum.

„Ich denke, der Fehler, der im Laufe der letz-
ten 20 Jahre begangen wurde, bestand darin, 
daß wir die von uns seinerzeit eingegange-
nen Verpflichtungen nicht erfüllt haben, muß 
ich offen sagen … Damit fühlte sich Rußland 
bedroht“, fuhr Macron fort.

„Wir haben den Vertrauensraum nicht schaf-
fen können, mit dem Rußland gerechnet 
hatte. Das machte die Befürchtungen (Mos-
kaus) nur stärker“, sagte der französische 
Präsident.
Im März hatte der Fonds „Historical Memory 
Project“ (Historisches Gedenken) von den 
USA zuvor publik gemachte Dokumente 
übersetzt und veröffentlicht, wonach west-
liche Repräsentanten im Zusammenhang mit 
der Wiedervereinigung Deutschlands Anfang 
der 90er Jahre den sowjetischen Präsiden-
ten Michail Gorbatschow und Verteidigungs-
minister Dmitri Jasow betrogen hatten: Sie 

versprachen ihnen, ehemalige Länder des 
Warschauer Vertrages nicht in die Allianz 
aufzunehmen und die Sicherheitsinteres-
sen Rußlands zu achten. Von westlicher 
Seite wird dagegen immer noch behauptet, 
es sei damals nichts dergleichen versprochen 
worden. Vom Gegenteil kann man sich durch 
das Studium der Originaldokumente selbst 
überzeugen – sie sind erreichbar über die-
sen Link: https://nsarchive.gwu.edu/brie-
fing-book/russia-programs/2017-12-12/
nato-expansion-what-gorbachev-heard-
western-leaders-early

Gestützt auf „Sputnik news“

US-Panzer auf dem Weg nach Osten
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Propagandalügen als Methode

Eine der größten imperialistischen Pro-
pagandalügen markierte den Beginn des 

Zweiten Weltkriegs. Um den Angriff auf das 
Nachtbarland Polen zu rechtfertigen, täuschte 
die SS einen polnischen Überfall auf den deut-
schen Rundfunksender Gleiwitz am 31. August 
1939 vor. Hitler äußerte sich bereits am  
22. August vor Wehrmachtsgenerälen entspre-
chend: „Die Auslösung des Konfliktes wird 
durch eine geeignete Propaganda erfolgen. Die 
Glaubwürdigkeit ist dabei gleichgültig, im Sieg 
liegt das Recht.“ (22. 8. 1939, Ansprache Adolf 
Hitlers lt. Aufzeichnungen von Generaladmi-
ral Boehm)
Nachdem die Franzosen 1954 im Indochina-
krieg eine Niederlage erlitten hatte, wurde Viet-
nam geteilt. Die USA übernahmen die Rolle des 
Kolonialherrn in Südvietnam. Um gegen Nord-
vietnam militärisch vorgehen zu können, das 
die Befreiungsbewegung im Süden unterstützte, 
organisierten die Amerikaner den „Zwischen-
fall im Golf von Tonking“. Sie behaupteten, daß 
nordvietnamnesische Schnellboote am 2. und 
4. August 1964 US-Kriegsschiffe angegrif-
fen hätten. Diese Angriffe haben jedoch nie 
stattgefunden. Vielmehr haben südvietname-
sische Schnellboote mit Rückendeckung der 
US-Marine den Norden angegriffen. Mit einem 
enormen Propagandaaufwand weitete der US-
Präsident, L. B. Johnson, den Krieg auf ganz 
Vietnam aus. Der Einsatz von US-Truppen in 
Südvietnam und die Bombardierung Nordviet-
nams waren bereits 1963 geplant worden. Nach 
unterschiedlichen Schätzungen verlor Vietnam 
zwischen drei und fünf Millionen Menschen in 
diesem langen Krieg. Er endete am 1. Mai 1975 
mit der Niederlage des südvietnamnesischen 
Regimes und der USA. 
1999 überfiel die NATO Jugoslawien, um den 
Kosovo abzuspalten. Als Propagandalüge 
wurde behauptet, daß Jugoslawien eine ethni-
sche Säuberung im Kosovo vornehmen würde. 
Der damalige SPD-Kriegsminister Scharping 
präsentierte während der NATO-Angriffe am  
8. April 1999 einen „Hufeisenplan“ zur eth-
nischen Säuberung im Kosovo. Außerdem 
behauptete er, es habe ein serbisches Massaker 

in Orahovac Anfang August 1998 gegeben. Es 
gab jedoch weder einen „Hufeisenplan“ noch 
ein Massaker an Albanern! Zur Desinformation 
gehörte, daß über wirkliche Massaker albani-
scher Verbrecherbanden (UÇK) nicht berichtet 
wurde. Der ehemalige Bundeskanzler Gerhard 
Schröder bestätigte 2014, daß der Krieg gegen 
Jugoslawien und die Abspaltung des Kosovos 
ein Völkerrechtsbruch waren. 
Für den Kriegsbeginn gegen den Irak reichte 
die Propagandakriegslüge, daß Saddam Hus-
sein Massenvernichtungswaffen entwickle 
und besitze. Der damalige Außenminister der 
USA, Colin Powell, legte im UNO-Sicherheits-
rat gefälschte Unterlagen vor. Amerikanische 
und britische Truppen überfielen am 20. März 
2003 den Irak. Das Land steckt immer noch im 
Chaos … 
Propagandalügen kennzeichnen auch den Krieg 
gegen Syrien. Die USA und ihre Verbündeten 
(NATO, Europäischen Union, Israel u. a.) mer-
ken, daß sie das Heft des Handelns verloren 
haben. Wenn der Plan A – Vernichtung Syriens 
und Baschar al-Assads – nicht funktioniert, 
gibt es den Plan B – die Teilung Syriens. Am  
11. Januar d. J. traf sich „die kleine Syriengruppe“ 
bestehend aus den USA, Großbritannien, Frank-
reich, Saudi-Arabien und Jordanien. Sie haben 
sich vermutlich für die Variante „Golf von Ton-
king“ entschieden. Dabei wird mit verteilten 
Rollen vorgegangen. Terrororganisationen wer-
den mit chemischen Produkten versorgt, aus 
denen Giftgas hergestellt werden kann. Diese 
setzen Giftgas ein oder täuschen Giftgasein-
sätze vor, die dann den syrischen Truppen 
angelastet werden. Dazu paßt die Information 
eines syrischen Vertreters in der Organisation 
für das Verbot chemischer Waffen (OPCW). Er 
teilte mit, daß im syrischen Duma chemische 
Stoffe deutscher und britischer Herkunft, ins-
besondere aus dem Labor Porton-Down in Salis-
bury gefunden wurden. Um einen maximalen 
Propagandaerfolg zu erreichen, werden „rote 
Linien“ gezogen und geheimdienstlich gesteu-
erte Propagandagruppen, wie die „Weißhelme“ 
und die „Syrische Stelle für Menschenrechte“, 
eingesetzt. „White Helmets“ ist nach eigenen 

Angaben 2013 in der Türkei von einem briti-
schen Agenten und Söldnerdienstleister gegrün-
det worden. Am 7. April wurde behauptet, daß 
die syrische Luftwaffe Giftgas eingesetzt hätte. 
Das war der Vorwand für die USA, Großbritan-
nien und Frankreich, am 14. April einen Angriff 
auf Syrien mit 103 Raketen durchzuführen. Der 
russische Außenminister Sergej Lawrow kon-
statierte: „Wir haben unwiderlegbare Beweise 
dafür, daß dies ein weiterer inszenierter Vor-
fall war“ …
Imperialistische Propaganda folgt immer 
dem gleichen Schema. Es werden Vorfälle 
oder Sachverhalte gesucht oder geschaffen, 
die entweder frei erfunden oder vorsätz-
lich falsch interpretiert werden. Dabei wer-
den Unwahrheiten (Lügen), Halbwahrheiten 
und Wahrheiten geschickt miteinander ver-
knüpft. Das geschieht in erster Linie in aktuel-
len Artikeln/Beiträgen, durch entsprechende 
Manipulationstechniken und Wortwahl. Ziel 
ist es, Meinungen, Einstellungen oder Hand-
lungen zu beeinflussen, Gedanken zu verän-
dern oder neu zu bilden. Das setzt freilich eine 
Gleichschaltung aller Medien, staatlicher und 
internationaler Institutionen voraus, die aus 
wenigen Quellen oder nur einer Quelle mit 
Informationen „versorgt“ werden. 
Natürlich ist diese Art der Propaganda nicht neu. 
Bereits Goebbels formulierte, daß Propaganda 
den Menschen mit den Ideen der Propaganda 
durchtränken muß, ohne daß er es überhaupt 
merkt, daß er durchtränkt wird. Er stellte die 
Propaganda als Bestandteil der Kriegsvorbe-
reitung dar, um „die öffentliche Meinung“ als 

„Heer der geistigen Vereinheitlichung“ zu mobi-
lisieren. Propaganda wäre somit „Weichenstel-
ler der Zeit“. 
Genau nach diesem Muster funktioniert heute 
imperialistische Propaganda in klassischen und 
modernen Medien. Sie dient der Systemerhal-
tung, der Unterwanderung anderer Länder, der 
Verleumdung unliebsamer Staaten, Institutio-
nen und Personen, der Verhängung von Sank-
tionen und insbesondere der Aufrüstung und 
Kriegsvorbereitung. 

Dr. Ulrich Sommerfeld

zum 93. Geburtstag
Hans Schulz (Krakow am See,  

OT Alt-Sammit) am 12. Juli

zum 91. Geburtstag
Karl-Heinz Götze (Augustusburg) am 25. Juli
Heiner Ohlrich (Teterow) am 26. Juli

zum 90. Geburtstag
Heinrich Markowski (Leipzig) am 15. Juli
Johannes Schäfer (Berlin) am 19. Juli
Ilse Graupner (Berlin) am 29. Juli

zum 85. Geburtstag
Werner Döring (Aschersleben) am 3. Juli
Dr. Hans-Joachim Lorenz (Berlin) am 3. Juli

Engelgard Lorenz (Chemnitz) am 10. Juli
Volker Fongern (Berlin) am 13. Juli
Frieder Rosada (Wismar) am 18. Juli
Karl Jacobs (Wernigerode) am 22. Juli
Josef Weihrauch (Teterow) am 25. Juli

zum 80. Geburtstag
Horst Mau (Schwerin) am 6. Juli
Friedrich Roßner (Leipzig) am 24. Juli
Manfred Urbanz (Berlin) am 30. Juli

zum 75. Geburtstag
Peter Heinze (Bützow) am 5. Juli
Wilfried Hertzsch (Marlow, OT Poppendorf) 

am 10. Juli
Günter Böhme (Halbe) am 16. Juli

Günther Eichhorn (Steinach) am 19. Juli
Uwe Kramp (Kambs) am 25. Juli
Franz Beer (Zella-Mehlis) am 30. Juli

zum 70. Geburtstag
Lothar Messerschmidt (Staßfurt) am 1. Juli
Carola Mirtschink (Berlin) am 30. Juli

zum 65. Geburtstag
Eberhard Kretschmer (Gera) am 4. Juli
Beate Wesenberg-Schlosser (Berlin)  

am 16. Juli
Elvira Köhn (Berlin) am 24. Juli

Wie immer gilt unsere Gratulation auch allen anderen Geburtstagskindern des Monats.

Herzliche Glückwünsche unseren Jubilaren des Monats Juli ! 
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70 Jahre Israel – wo bleibt da Palästina?

A l le öffentlichen Gratulationen zum  
70. Geburtstag Israels klingen mir wie 

Nachrufe auf gerade Verstorbene: De mor-
tuis nihil nisi bene dicendum est – Über Tote 
ist nichts als Gutes zu sagen. Sämtliche Ver-
lautbarungen folgen dem Ritual von Lob und 
Schuldbekenntnis, dessen Aufrichtigkeit 
zu bezweifeln ist. Das Schuldbekenntnis ist 
über Jahrzehnte ebenso standardisiert und 
zur Formel erstarrt wie die Beschwörung 
der deutschen Verantwortung für 
die Existenz und Sicherheit Israels. 
Ihr folgt allseits die Freude über die 
Gründung des Staates, das Lob sei-
ner vorbildlichen und ungebroche-
nen Demokratie in einer feindlichen 
Umwelt und die bewundernde Aner-
kennung seiner wirtschaftlichen und 
technologischen Leistungen.
Wo ist der andere Teil der Geschichte? 
Plagt sich dieses Staatswesen nur 
mit den gemeinen Gebrechen aller 
Demokratien? Oder ist da nicht ein 
Fehler, der die Existenz Israels von 
innen gefährdet? Ist die Besetzung 
palästinensischer Gebiete seit 1948 
kein Problem? Wie glaubwürdig ist 
die Forderung nach „einem jüdischen 
und demokratischen Staat und einem 
unabhängigen, demokratischen und 
lebensfähigen palästinensischen 
Staat“, wenn Bundesregierung und 
Bundestag zugleich mit allen Mitteln die Poli-
tik des amtierenden israelischen Ministerprä-
sidenten Benjamin Netanjahu unterstützen, 
der auch noch den Rest der palästinensischen 
Gebiete Israel einverleiben will? Mit keinem 
Wort werden in der von CDU/CSU, SPD, FDP, 
AfD und Grünen am 26. April verabschiedeten 

Erklärung des Bundestages die Palästinenser, 
ihre aussichtslose Lage unter einer jahrzehn-
telangen völkerrechtswidrigen Besatzung 
erwähnt. Keine Silbe dazu, daß 70 Jahre Israel 
auch fast 70 Jahre Krieg für die Palästinen-
ser bedeuten.
Man sollte meinen, daß zumindest von 
links anläßlich des Jahrestages auch kri-
tische Worte zu vernehmen sein würden. 
Statt dessen brachte die Fraktion der Par-

tei Die Linke gemeinsam mit den Grünen 
einen weiteren Antrag in den Bundestag ein. 
Darin wird zwar angemerkt, daß Hundert-
tausende Palästinenserinnen und Palästi-
nenser geflüchtet bzw. vertrieben worden 
sind. Die UN-Resolution 194 aber, in der ein 
Rückkehrrecht der Palästinenser gefordert 

wird und deren Anerkennung durch den am  
14. Mai 1948 proklamierten Staat Israel Vor-
aussetzung für dessen Aufnahme in die UNO 
im Mai 1949 war, wird nicht erwähnt. Gibt es 
nur „Diskriminierung der palästinensischen 
Bevölkerung“ und eine „Kontroverse über die 
Siedlungspolitik“? Mit diesen Formulierun-
gen wird der völkerrechtswidrige Landraub 
verharmlost, in dessen Verlauf mittlerweile 
mehr als 40 Prozent der Westbank für jüdi-

sche Siedlungen konfisziert wur-
den. Der Text von Linkspartei und 
Grünen enthält keine Forderung 
nach Beendigung der Besatzung, 
aber eine Verurteilung der Selbst-
mordattentate und „Angriffe durch 
extremistische und terroristische 
Gruppierungen aus den palästinen-
sischen Gebieten“ sowie Kritik für 
die „Unbeweglichkeit und schlechte 
Regierungsführung der palästi-
nensischen Führung“. Der Blick der 
Abgeordneten für Ursache und Wir-
kung ist offenbar getrübt. Sie for-
dern zwar die Bundesregierung auf, 
Israels aktuelle Bewerbung um eine 
Mitgliedschaft im UN-Sicherheits-
rat zu unterstützen, verlangen aber 
nicht von ihr, die eigene Bewerbung 
zurückzuziehen, die allein Israel den 
Sitz bringen könnte. So gleicht eine 
Erklärung im Bundestag der ande-

ren: geschichtsklitternd und verlogen.
Prof. Norman Paech, Hamburg

Norman Paech ist emeritierter Professor für 
Völkerrecht. Von 2005 bis 2009 war er Mit-
glied der Linksfraktion im Bundestag, seit 
2007 ist er Mitglied der Partei Die Linke  
(Aus „junge Welt“, 2. Mai 2018)

Nakba, Israel und Die Linke

Am 14. April 2008 erklärte der dama-
lige Linke-Fraktionsvorsitzende Gregor 

Gysi aus Anlaß des 60. Jahrestages der Grün-
dung des Staates Israel, Antiimperialismus 
und „Antizionismus“ könnten für seine Partei 
und Linke generell „keine vertretbare Posi-
tion sein“. Die „taz“ meinte damals, Die Linke 
erkenne Israel als Teil der deutschen Staats-
räson an und sei damit „endgültig im westli-
chen Wertesystem angekommen“. Das war 
richtig. „jW“-Kommentator Werner Pirker 
fügte damals in der „jungen Welt“ nur hinzu, 
daß „westliches Wertesystem und imperia-
listische Kriegsallianz Synonyme sind“. Gysi 
habe seine „außenpolitische Reifeprüfung“ 
abgelegt.
Zehn Jahre danach ist Die Linke weiter. In 
der Erklärung ihrer Bundestagsfraktion zu 
70 Jahre Israel ist Antiimperialismus keiner 
Erwähnung wert – der 70jährige Krieg gegen 
die palästinensische Bevölkerung kaum. Wer 
das schafft, hat sich mindestens mit den Ursa-
chen der aktuellen Kriegsgefahr abgefunden 
oder gelangt nicht einmal zur Einsicht der 

Bundeskanzlerin, daß es hier wahrlich um 
Krieg und Frieden geht. Israel ist die einzige 
Atommacht im Nahen Osten und nutzt die-
sen Tatbestand für militärische Schläge und 
Feldzüge mit konventionellen Waffen in Per-
manenz – zumeist als Speerspitze der „Wer-
tegemeinschaft“. Die Behauptung, es gelte  
u. a. damit das Existenzrecht Israels zu 
sichern, ist angesichts des nuklearen Schilds, 
der 1973 von Tel Aviv schon einmal aktiviert 
wurde, eine Propagandaphrase. Ähnlich 
absurd ist die bundesdeutsche Staatsräson 
gewordene Gleichsetzung von Antisemitis-
mus, Antizionismus und Israel-Kritik.
Letztere wird häufig, auch von der Linke-Vor-
sitzenden Katja Kipping, mit der Behauptung 
von doppelten Standards zurückgewiesen. 
Andere Staaten seien nicht Gegenstand ähn-
lich vehementer Kritik. Wenn der Vorwurf 
überhaupt zutrifft, sei entgegnet: Es gibt auch 
keinen anderen Staat, dessen Gründung aus 
einem völkisch inspirierten Kolonialvorha-
ben hervorging und der weltweit über die fast 
letzte klassische Kolonie verfügt. Es ging seit 

der Neuaufteilung der Welt im Ersten Welt-
krieg und der wirklichen Geburtsurkunde 
Israels, der Balfour-Deklaration von 1917, um 
Landnahme und Vertreibung – ohne Grenz-
markierung und mit Berufung auf theolo-
gische Schriften. Die Benennung all dessen 
ändert nichts daran: Nach der Schoah wurde 
die Gründung Israels völkerrechtlich legiti-
miert, allerdings war Leitlinie aller seiner 
Regierungen, gemeinsam mit den imperia-
listischen Großmächten das Völkerrecht zu 
ignorieren und zu erodieren.
Dieser Prozeß hat sich in den vergangenen 
zehn Jahren beschleunigt. Der Gründungs-
tag Israels mit dem „Gemetzel“ („New York 
Times“) an der Grenze zu Gaza wie auch die 
Erinnerung an 70 Jahre Nakba finden in einer 
Situation statt, in der in Washington und in 
Tel Aviv außenpolitische Maxime ist: Pro-
bleme nicht politisch lösen, sondern auf die 
Spitze treiben bis hin zum Krieg. Wer davon 
schweigt wie Die Linke, sollte von Friedens-
bewegung nicht mehr reden.

Arnold Schölzel

Die palästinensische Aktivistin Ahed Tamimi gefesselt und 
unter strenger Bewachung vor dem Gerichtssaal
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Nicolás Maduro erneut als Präsident bestätigt

Seit bald zwei Jahrzehnten gibt es keine Wah-
len oder Volksabstimmungen in Venezuela, 

welche die venezolanische Rechte und ihre 
internationalen Verbündeten befriedigen.
Trotz aller Widrigkeiten und der Kampagnen 
zum Boykott gelang es den chavistischen Kräf-
ten am 20. Mai, wichtige Sektoren der Gesell-
schaft zu mobilisieren und die psychologische 
Grenze von sechs Millionen Stimmen für die 
Wiederwahl des Präsidenten Nicolás Maduro 
zu überwinden.
Gleichzeitig erhielt er dreimal soviel Stimmen 
wie der rechte Kandidat Henri Falcón, der 
Avanzada Progresista (AP), Movimiento al Soci-
alismo (MAS) und Copei (Partido Social Cristi-
ano) vertrat und laut Nationalem Wahlrat nur 
1,9 Millionen Stimmen auf sich vereinen konnte.
„Der Chavismus hat nicht nur die Mehrheit wie-
dergewonnen, sondern er wird auch jeden Tag 
stärker“, sagte der Leiter der Kampagne Simón 
Bolívar Jorge Rodríguez bei einer Pressekonfe-
renz im Bolívar-Theater in Caracas. Er stellte 
fest, man müsse den Willen des Volkes von 
Venezuela anerkennen, das die Richtung hin 
zu Souveränität, Unabhängigkeit und Selbstbe-
stimmung bestätigt habe. Er fügte hinzu, daß 
Venezuela und sein Volk Ziel maßloser Angriffe 
und Aggressionen gewesen seien, die von der 
nationalen und internationalen Rechten aus-
gingen, welche Forderungen der imperialen 
Mächte bediene, die das Land mit einem Wirt-
schaftskrieg überziehen.
Bei der Analyse der Abstimmungen der letzten 
drei Jahre erinnerte er daran, wie die negati-
ven Indizes, wie sie bei den Parlamentswah-
len 2015 zum Ausdruck kamen, als man 56 % 
der Wählerstimmen verloren hatte, durch die 
Abstimmung zur Verfassunggebenden Ver-
sammlung mit 43 % Beteiligung und durch 
die regionalen und Kreiswahlen, bei denen 

der Chavismus 54 % bzw. 70 % der Unterstüt-
zung des Volkes erreichen konnte, überwun-
den wurden.
Bei der jetzigen Wahl wurde diese Tendenz 
bestätigt. „Es war ein gewaltiger Sieg der vene-
zolanischen Demokratie, eine Lektion für die 
ganze Welt, eine mächtige Botschaft, vor allem 
an diejenigen, die an ihrer aggressiven Hal-
tung gegen Venezuela festhalten: Jede Stimme 
schickte eine Botschaft des Friedens, der Ein-
tracht, des Respekts von dem Teil des Volkes 
ausgehend, das Aktionen der Gewalt, psycho-
logischem und medialem Krieg durch Akteure 
der Rechten ausgesetzt war“, sagte er.
Nach dem überzeugenden Wahlsieg beeilte sich 
eine Reihe von Ländern damit, die Ergebnisse 
kleinzureden. Länder wie Chile und Kolumbien, 
Mitglieder der sogenannten Gruppe von Lima, 
scheinen zu vergessen, daß es bei ihren jewei-
ligen Präsidentschaftswahlen über 50 % Ent-
haltungen gab, ohne daß das zu internationalen 
Sanktionen oder zum Rückzug ihrer Botschaf-
ter geführt hat.
In anderen Ländern wie der Schweiz, die welt-
weit als ein Beispiel für Demokratie ange-
führt wird, registrierte man bei den Wahlen 
auf Bundesebene im Jahr 2015 eine Wahlbe-
teiligung von gerade einmal 48 % der Wäh-
lerschaft. In den Vereinigten Staaten, die die 
Aggressionen gegen Venezuela anführen, 
erhielt der aktuelle Präsident weniger Stim-
men als sein Rivale …
In einem vom peruanischen Außenministe-
rium herausgegebenen Kommuniqué heißt 
es, daß die Wahlen in Venezuela nicht „die 
internationalen Standards eines demokrati-
schen, freien, gerechten und transparenten 
Prozesses“ erfüllten. Die Mitgliedsländer der 
„Gruppe von Lima“ kamen überein, den Grad 
der diplomatischen Beziehungen mit Venezuela 

herunterzuschrauben, weswegen sie die Bot-
schafter in Caracas zur Beratung zurückriefen 
und die Botschafter Venezuelas einbestellten, 
um ihren Protest zum Ausdruck zu bringen.
US-Präsident Donald Trump seinerseits ver-
hängte unmittelbar nach der Wahl neue 
Sanktionen gegen die venezolanische Regie-
rung, indem er eine präsidiale Anordnung 
unterzeichnete, mit welcher der Verkauf von 
Schulden und Vermögenswerten durch die 
Regierung von Nicolás Maduro auf dem Gebiet 
der USA begrenzt wird.
So verbietet diese Anordnung jedem Bürger, 
jeder Institution und jedem US-Unternehmen 
venezolanische Schuldscheine, Vermögens-
werte oder Eigentum der venezolanischen 
Regierung in den USA zu erwerben, wozu auch 
die von Petróleos de Venezuela S.A. (PDVSA) 
stammenden Investitionen gehören. Die neue 
Sanktionsmaßnahme ergänzt eine Reihe von 
Sanktionen, mit denen Washington anstrebt, 
die aktuelle Regierung mit einer Vertiefung der 
Wirtschaftskrise und der allgemeinen Unzu-
friedenheit zu stürzen.
Verschwiegen wurde währenddessen die Mei-
nung Hunderter internationaler Beobachter, 
die bei den Wahlen am 20. Mai dabei waren. 
„Diese Wahlen müssen von allen anerkannt 
werden (...) es sind Ergebnisse des venezo-
lanischen Volkswillens“, sagte der Präsident 
des Rats der Wahlexperten Lateinamerikas 
(CEELA) Nicanor Moscoso, einer der die Wah-
len begleitenden Organisationen.
Die Beobachter waren vom Nationalen Wahlrat 
Venezuelas eingeladen worden, und sie beton-
ten, daß die Öffnung der Wahllokale ohne Zwi-
schenfälle erfolgt und die Freiheit der Wahl 
gewährleistet gewesen sei.

Gestützt auf „Granma“  
(Havanna)

Soll der Bruch des Völkerrechts Normalität werden?

Bei der einseitigen Auf kündigung des 
Nuklearabkommens mit Iran durch die 

USA handelt es sich um eine ernsthafte Ver-
letzung der Resolution 2231 des UN-Sicher-
heitsrats. Aber auch Israel hat, wie die 
Geschehnisse in Gaza zeigen, mit dem Völ-
kerrecht wenig im Sinn und somit auch keine 
Skrupel, sofort nach Trumps Ankündigung 
Syrien mit Raketen anzugreifen. Wie bei den 
Angriffen der USA, Großbritanniens und 
Frankreichs zuvor gibt es auch für die israe-
lische Behauptung eines angeblichen Angriffs 
iranischer Raketen auf die Golanhöhen keinen 
Nachweis, auch keine Schäden.
Die deutsche Regierung erklärt ihre Unter-
stützung für den israelischen Angriff und 
hat kein Problem damit, daß die nach 1945 
entwickelten internationalen Regeln zur 
Verhinderung von Kriegen immer mehr an 
Bedeutung verlieren. Von politischer Unter-
stützung des UN-Generalsekretärs Guterres, 
einen Flächenbrand im Nahen Osten zu ver-
hindern, ist nichts bekannt.

Die Aufkündigung des Nuklearabkommens 
und die Raketenangriffe sind Teil der Vorbe-
reitung eines größeren Krieges (erst einmal) 
im Nahen Osten. US-Außenminister Pompeo 
erklärte Iran zum Zentrum des Terroris-
mus und der Aggressionen in diesem Raum, 
obwohl vom Iran bisher noch kein Krieg aus-
gegangen ist. Der neue „Sicherheitsberater“ 
Trumps, John Bolton, verkündete vor irani-
schen Dissidenten (Volksmudschahedin), daß 
man die Führung im Iran auswechseln müsse 
und noch vor 2019 in Teheran den Sieg fei-
ern werde.
Die USA haben als größter Exporteur von Waf-
fen mehr als die Hälfte in den Nahen Osten 
geliefert, vor allem an Saudi-Arabien und die 
Arabischen Emirate. Saudi-Arabien hat Katar 
mit Krieg gedroht, wenn es sich nicht der Alli-
anz gegen Syrien und Iran anschließt.
Der Stabschef des ehemaligen US-Außenmi-
nisters Colin Powell warnte in der „New York 
Times“ und während einer Konferenz in Wa-
shington vor der Gefahr, daß Israel die USA 

in einen Krieg mit Iran ziehe, der einen Welt-
krieg auslösen könne.
Um Irans Verteidigungsfähigkeit zu schwä-
chen, fordert  Trump dessen Verzicht auf die 
Entwicklung ballistischer Raketen. Zudem 
soll Teheran sich verpflichten, seine „desta-
bilisierenden Aktivitäten  in der Region, 
besonders in Syrien, Irak und Jemen“ zu 
unterlassen.
Diese Forderungen unterstützten auch 
Frankreichs Präsident Macron, Bundes-
kanzlerin Merkel und die britische Pre-
mierministerin May in einer gemeinsamen 
Erklärung vom 8. Mai als erste Antwort auf 
Trumps Kündigung des Nuklearabkommens. 
In ihren politischen Äußerungen und Akti-
vitäten treten sie gegen Trumps Aufkündi-
gung des Iran-Vertrags auf, denn die neuen 
Sanktionen gegen Iran treffen auch ihre Han-
delsbeziehungen äußerst empfindlich. Allein 
für Airbus steht z. B. ein Vertrag in Höhe von  
ca. 16 Milliarden Euro auf dem Spiel. 

Horst Neumann
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Was sagt der Koalitionsvertrag zur Friedensfrage?

Am 12. März 2018 verabschiedeten die 
Vertreter von CDU, CSU und FDP den 

Koalitionsvertrag „Ein neuer Anfang für Eu-
ropa. Eine neue Dynamik für Deutschland. 
Ein neuer Zusammenhalt für unser Land“.
Dieses 175seitige Dokument ist die Frucht 
eines halbjährigen Marionettentheaters 
nach dem desaströsen Abschneiden im 
Wahlkampf im September 2017. Zunächst 
ging es in Gesprächen um eine „Jamaika-
Koalition“, dann um die Fortsetzung der 
gescheiterten Koalition. Martin Schulz, der 
zu Beginn die erneute Koalition abgelehnt 
und dafür 100 % der Stimmen der SPD-Dele-
gierten erhalten hatte, verglühte schnell 
und erbärmlich, ebenfalls Sigmar Gabriel, 
der zum beliebtesten Politiker hochgespielt 
worden war.
Der Kernsatz zu Krieg und Frieden lautet: 

„Die gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik muß im Sinne einer Friedensmacht 
Europa gestärkt werden.“ Was bedeutet 
den Autoren Europa als Friedensmacht? 
Zum einen „die Fortsetzung der EU-Erwei-
terungspolitik“ und zum anderen „innere 
Reformen“, um die „Handlungsfreiheit“ der 
EU sicherzustellen. Um welche „Handlun-
gen“ soll es gehen?

1.  Atomwaffen
Wer bestreitet, daß Kernwaffen die Exi-
stenz der Menschheit bedrohen? Nicht nur 
Willy Brandt und Erich Honecker forder-
ten: Das Teufelszeug muß weg! Michail 
Gorbatschow trat 1985 mit der Losung an: 
Bis zum Jahr 2000 soll die Erde atomwaf-
fenfrei sein. Die BRD trat wie die DDR vor 
mehr als dreißig Jahren dem Atomwaffen-
sperrvertrag bei. Die Zahl der Staaten, die 
Atomwaffen besitzen, hat zugenommen, 
die Ausgaben für deren Produktion stie-
gen ebenfalls. 2017 betrugen die Ausga-
ben für Atomwaffen an 29 Firmen 525 Mrd. 
Dollar. Welch eine wahnsinnige Verschwen-
dung für Waffen, deren Anwendung Selbst-
mord wäre! UNO-Generalsekretär Antonio 
Guterres erklärte am 19. September 2017 
vor der UNO-Vollversammlung: „Die ato-
mare Bedrohung ist so hoch wie noch nie 
seit dem Ende des kalten Krieges und die 
größte Gefahr in unserer Zeit.“ 
Ist das durch die Berliner Bril le nicht 
erkennbar? Deutschland hat sich der Bewe-
gung von UNO-Mitgliedsstaaten, die keine 
Atomwaffen besitzen und deren Abschaf-
fung fordern, nicht angeschlossen. Warum 
nicht?

2.  NATO-Mitgliedschaft
Deutschland begründete seine NATO-Mit-
gliedschaft mit einer kommunistischen 
Gefahr, die aus Moskau drohe. Mit dem 
Sieg der „Demokratien“, die sich 1990 eta-
blierten, fiel der „Feind“ weg. NATO und 
EU blieben nicht nur am Leben, sondern 
erweiterten ihr Gebiet im Zuge der „Oster-
weiterung“ auf Kosten Moskaus. Das Koaliti-
onspapier behauptet, Europa sei „ein Garant 

für eine gute Zukunft in Frieden, Freiheit 
und Wohlstand“. Das Gegenteil ist wahr. 
Der erste Abschnitt des Koalitionsvertrags 
trägt den Titel: „Ein neuer Anfang für Eu-
ropa“. Regiert Angela Merkel „Europa“? 
Gehört Rußland dazu? Auf den vier Seiten 
dieses Abschnitts werden die Begriffe Eu-
ropa, EU, NATO ganze 47mal als Synonyme 
verwendet, obwohl jedes Mal etwas ande-
res gemeint ist. Stets ist ein Machtbereich 
gemeint, in dem Monopolisten die Macht 
ausüben, diese aber über die „Europa“-Poli-
tik auf den Kurs Berlins gezwungen werden 
sollen. Die Konflikte sind vorprogrammiert.

3.  Rüstungsspirale
Im „Spiegel“-Gespräch vom 24. April mit 
Außenminister Maas lautete eine Aussage: 
„Polen und Ungarn haben sich von einem 
Teil der europäischen Werte verabschie-
det.“ Beides hat weitreichende Konsequen-
zen für das Geschichtsbild der „Wende“, die 
hier nicht erörtert werden.
Die Tatsache, daß Deutschland Mörder 
und Kriegstreiber überall in der Welt mit 
todbringenden Waffen versorgt, wird im 
Dokument nicht erwähnt. Aus Scham? Der 
kritische Leser weiß: Ohne Waffen kein 
Krieg.
In unserem Fall hieß der Lieferant Sigmar 
Gabriel, der Vorsitzender der Partei August 
Bebels war. Er avancierte zum beliebtesten 
Politiker, als und nachdem der Rüstungs-
export auch in Krisen- und Kriegsgebiete 
alle Rekorde gebrochen hatte. Als Beitrag 
der Deutschen zum Frieden oder zum Nut-
zen der skrupellosen Rüstungsgewinnler? 

4.  Beziehungen zu Rußland
Niemand kann ernsthaft bestreiten: Das 
verhängnisvollste Ereignis in der deut-
schen Außenpolit ik des vergangenen 
Jahrhunderts war die Aggression Hitler-
deutschlands gegen die Sowjetunion und 
die Okkupation von Teilen dieses Landes. 
Matthias Platzeck rühmte am 14. April die 
Russen dafür, daß sie nach 1945 „Versöh-
nung, Vergebung und Freundschaft angebo-
ten“ hätten, „die Deutschen“ seien aber nicht 
sensibel genug mit diesem Angebot umge-
gangen. Sein Urteil kann für die DDR-Deut-
schen nicht gelten. Ohne deren Vorleistung 
hätte Gorbatschow nie „bis zur Selbstver-
leugnung“ die deutsche Einheit akzeptie-
ren können. Die „Osterweiterung“ war die 
Folge und zugleich die Ursache für die jet-
zigen Spannungen. Der Koalitionsvertrag 
unterschlägt den gefährlichsten Konf likt. 
Warum?

5.  Weltweite Militäreinsätze der  
     Bundeswehr
Die neue Bundesregierung hat, kaum im 
Amt, einige Bundeswehreinsätze verlän-
gert. Daß das wichtige Entscheidungen sind, 
für einige über Leben und Tod, wird kaum 
einer Begründung bedürfen, nachdem die 

Ministerin in Hannover am 12. März einen 
neuen Abschnitt der Traditionspf lege der 
Bundeswehr eingeleitet hat. Eine Kaserne 
wurde nach einem Stabsfeldwebel genannt, 
der in Afghanistan, „fern der Heimat“ gefal-
len war. Er hat also Deutschland am Hindu-
kusch verteidigt, wie ein anderer Minister 
es gefordert hatte. Zum Glück gibt es in 
Japan oder China noch keine Minister, die 
ihre Länder am Rhein verteidigen wol-
len. Aus welchen Gründen auch immer, der 
Koalit ionsvertrag sagt zur Zukunft der 
Militäreinsätze nichts. Dabei sind sie das 
sichtbarste Zeichen für die seit 1990 ver-
änderte Strategie. Solange die DDR und die 
NVA existierten, war die BRD gezwungen, 
sich bei kriegerischen Handlungen „out of 
area“ zurückzuhalten. Die NVA war objek-
tiv „peacekeeper“. 

6.  Das Völker- und Staatsrecht
Den Verfassern des Koalitionsvertrages 
scheinen Völkerrecht und Verfassung beim 
Regieren überflüssig oder lästig zu sein. Das 
Grundgesetz läßt den Einsatz der Bundes-
wehr nur zum Zwecke der Verteidigung 
unter Beachtung bestimmter Prozeduren 
zu. Das Völkerrecht, zu dessen Einhaltung 
jeder deutsche Bürger nach dem Grundge-
setz (Artikel 24) verpf lichtet ist, verlangt 
den Gewaltverzicht und verbietet die Ein-
mischung in innere Angelegenheiten ande-
rer Staaten.
Der Koalitionsvertrag ist blind für die Tat-
sache, daß die Regierung und die Mehrheit 
des Bundestages beim Einsatz der Bundes-
wehr in der Regel gegen das Grundgesetz 
und die UNO-Charta verstoßen. Während 
der vierzigjährigen Existenz der DDR hat 
auch die Bundeswehr keine Einsätze „out of 
area“ durchgeführt, seit 1990 sind es Ein-
sätze in siebzehn Ländern, darunter 1999 
die Aggression gegen Juoslawien durch Ger-
hard Schröder, Joseph Fischer und Rudolf 
Scharping. Gerhard Schröder hat den Völ-
kerrechtsbruch inzwischen öffentlich ein-
gestanden. 
Der bisherige Höhepunk t war Merkels 
Komplizenschaf t beim Luf t angrif f der 
USA in Syrien am 20. April. Angela Merkel 
erklärte die Antwort auf einen unbewie-
senen Giftgaseinsatz Syriens als „berech-
tigt und angemessen“, womit sie die Rolle 
eines Anklägers und Richters für sich bean-
spruchte. Ein Spruch des Sicherheitsrats 
war weder vor noch nach dem Völkerrechts-
bruch erreichbar. Der Koalitionsvertrag 
erleichtert es der Regierung, den Kurs auf 
einen Krieg zu verstärken, in dem er mit 
sprachlichen Tricks den wahren Charakter 
der Politik verschleiert. Auf den Mißbrauch 
des Begriffs „Europa“ wurde bereits ver-
wiesen.
Auch die Begriffe wir/unser helfen, die Vor-
gänge zu vernebeln.

„Wir wollen, wir werden, wir brauchen“ 
suggeriert, die große Koalition regiere im 
Interesse des Volkes …  

Prof. Dr. Horst Schneider  ✝



Seite 8 RotFuchs / Juli 2018

Gegen Geschichtsverzerrung, kriegerische  
Hysterie und Abbau von Grundrechten  

Seit Dezember 2014 ist in Thüringen eine 
Regierungskoalition von Die Linke, SPD 

und Bündnis 90/Die Grünen unter Minister-
präsident Bodo Ramelow (Die Linke) tätig. 
Unter dem Einfluß der seit den 90er Jahren 
von der CDU/CSU bundesweit im Zusammen-
wirken mit der SPD geprägten Geschichtspoli-
tik sowie mit bündnispolitischen Vorwänden 
wurde von ihr die weitere und noch entschie-
denere „Aufarbeitung“ von Geschichte und 
Gesellschaft der DDR zu einem vorrangigen 
Projekt der Koalition und absolutem Schwer-
punkt auf dem Gebiet historischer Forschung, 
Bildung und Propaganda erklärt. Die wissen-
schaftlich, politisch und rechtsgeschicht-
lich unhaltbare Etikettierung der DDR als 
„Unrechtsstaat“ wurde dem Abmarsch nach 
rechts als Flagge vorangetragen. 
Am 7. März 2018 wurde dem Landtag unter 
dem Titel „Bericht der Landesregierung zu 
ihren Aktivitäten auf dem Gebiet der Auf-
arbeitung der SED-Diktatur in Thüringen“ 
der Rapport für die Zeit vom März 2017 bis 
Februar 2018 zugeleitet. (…) Die inhaltliche 
Orientierung ist stichwortartig zu erkennen: 
Opferverbände, Rehabilitierungen, Heimkin-
der, Zwangsausgesiedelte, Zwangsadoptierte, 
Haftzwangsarbeit, Verfolgte Schüler, SED-
Unrecht im Sport, Strafrechtliche Aufarbei-
tung, Erinnerungskultur und Gedenkstätten, 
Schule und Ausbildung, Wissenschaftliche 
Aufarbeitung, Politische Bildung, Demokra-
tieerziehung (…)
Die Liste verdeutlicht: Das Bild von Gesell-
schaft und Geschichte der DDR soll dauerhaft 
durch die vorrangige Darstellung frag- und 
kritikwürdiger Sachverhalte und Momente 
– tatsächlicher oder brauchbar interpre-
tierter oder erfundener – gezeichnet wer-
den, die zugunsten dieses Zweckes beliebig 
pauschalisiert, übertrieben sowie unabläs-
sig (…) wiederholt werden. Die Initiatoren 
sehen die Politik, die Medien, die politische 
Bildung und die Schule als entscheidende 
Ebenen einer lückenlosen Indoktrination der 
Bevölkerung an. Im Unterschied zu Gestapo 
und SD, aber auch zu Verfassungsschutz und 
BND, sind Aktivitäten, Personen und Akten 
der Staatssicherheit der DDR von Anbeginn 
durch Archivöffnungen ohne Datenschutz der 
Politik und den Medien zugänglich gemacht 
worden. Das Anliegen bleibt, dies unablässig 
öffentlich zu thematisieren und zu denunzie-
ren, um die DDR auch nachwachsenden Gene-
rationen schließlich als das wohl dunkelste 
Phänomen der deutschen Geschichte über-
haupt einzubleuen. (…) 
Damit überrascht kaum noch, daß vorzugs-
weise antikommunistisch motivierte Behör-
den und Einrichtungen als geschätzte Partner 
einer vermeintlich völlig anderen Koalition 
unverändert wirken können sowie Förderung 
erfahren: Landesbeauftragter für die Aufar-
beitung der SED-Diktatur sowie drei Außen-
stellen des „Stasi“-Bundesbeauftragten, 
Landeszentrale für politische Bildung Thü-
ringen, Stiftung Ettersberg für international 

vergleichende Diktaturforschung, Lehrstuhl 
für europäischen Diktaturenvergleich an 
der Universität Jena, Grenzlandmuseen und 
Museum Andreasstraße Erfurt. Sie sind wei-
ter zu den von ihnen bevorzugten Themen ein-
geladen wie „Diktatur“ versus „Demokratie“, 
„Volksaufstand“ 1953 in der DDR, „Friedliche 
Revolution“, Grenzregime der DDR, Mauerbau 
und Mauerfall u. ä. (…) In den Schulen sollen 
„DDR-Unrecht“, „Unrechtsstaat“ und „Opfer 
des DDR-Regimes“ stärker behandelt werden. 
Die Wissenschaft habe die DDR außer Ana-
logien mit dem Verbrecherstaat bis 1945 zu 
ziehen auch in die „europäische Diktaturge-
schichte nach dem zweiten Weltkrieg“, also 
neben Franco-Spanien, Portugals langjähri-
ger Diktatur sowie türkischen und griechi-
schen Militärregimes, einzuordnen. 
Seit Ende 2017 erwuchsen aus jenen staatlich 
betriebenen Aktivitäten Thüringens in der 
Gruppe der ostdeutschen Bundesländer sowie 
von diesen im Bundesrat Beiträge zur künfti-
gen Geschichtspolitik auf Bundesebene. Letz-
teres fand inzwischen seinen Niederschlag 
im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU 
und SPD vom 7. Februar 2018. Im Abschnitt 
„Gedenken und Erinnern“ wird die DDR aus-
schließlich unter den Vorzeichen von „Dikta-
tur“ und „Unrecht“ thematisiert. Zum Umgang 
mit wiederholtem massenhaftem Unrecht in 
der Geschichte der Bundesrepublik gibt es 
keine Aussage. Die fortgesetzte Deklassie-
rung Ostdeutscher geht über die geschichts-
ideologische Geringschätzung hinaus bis zur 
Fortschreibung verfassungswidriger Sonder-
regelungen: „Die Überprüfungsmöglichkeit 
auf eine hauptamtliche oder inoffizielle Stasi-
tätigkeit im öffentlichen Dienst soll für einen 
weiter zu beschränkenden Personenkreis 
bis zum 31. Dezember 2030 verlängert wer-
den.“ Die „Stasi“-Unterlagenbehörde werde 
„zukunftsfest“ gemacht. Darüber hinaus 
stehen den „durch SED-Unrecht Geschädig-
ten“ auch künftig gesellschaftliche Anerken-
nung und Rehabilitierung zu: „Deshalb wird 
die Koalition die Fristen in den Rehabilita-
tionsgesetzen streichen.“ Letzteres bedeu-
tet, daß Anträge auf Rehabilitierung oder 
Wiedergutmachung, die sich auf erlittenes 
„SED-Unrecht“ berufen, auf unbegrenzte Zeit 
mit Aussicht auf entsprechende Leistungen 
gestellt werden können. 
Es gibt ein eindrucksvolles internationales 
Dokument der „Entfristung“ von Strafbar-
keiten: Die Generalversammlung der UNO 
beschloß im November 1968 die Konvention 
über die Unverjährbarkeit von Kriegsver-
brechen und Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit. Die Nazi- und Kriegsverbrechen des 
deutschen Faschismus in zahlreichen Län-
dern zwischen 1939 und 1945 waren der ent-
scheidende und zwingende Anlaß für diesen 
Schritt, der auch eine besondere Verpflich-
tung für beide deutsche Staaten bedeutete. Er 
war auch eine Reaktion auf das Bestreben von 
CDU, CSU und FDP, am 9. Mai 1965 alle Nazi- 
und Kriegsverbrechen verjähren zu lassen. 

Die DDR trat der Konvention bei und nahm 
diese Rechtsposition in ihre Verfassung von 
1968 auf. Die BRD weigerte sich und ist der 
Konvention niemals beigetreten. 
Die in der Rechtsgeschichte der Bundesre-
publik ungewöhnlichen neueren Regelungen 
erklären sich weniger aus einer künftig zu 
erwartenden, erheblichen Anzahl von Schä-
digungen, die erst nach drei Jahrzehnten und 
später neu bemerkt oder behauptetet wür-
den. Ihretwegen sei es angeblich notwen-
dig zu ermöglichen, weiterhin Ansprüche 
auf Rehabilitierung und Wiedergutmachung 
geltend zu machen. Vielmehr geht es wie auf 
anderen Gebieten um den damit verbunde-
nen Beitrag für die dauerhafte und unabläs-
sige, öffentlichkeitswirksam thematisierte 
Herabsetzung der DDR. (…)
Es ist angesichts der absehbaren Bestrebun-
gen in Politik, politischer Bildung und Medien 
notwendig, die Schlußstrichpolitik der Bun-
desrepublik in Erinnerung zu rufen, mit der 
ab September 1949 die Schuldfrage, Aufklä-
rung, Sühne und Wiedergutmachung nach 
den Verbrechen der faschistischen Dikta-
tur verdrängt wurden: die Aufeinanderfolge 
von Straffreiheit, Verjährungen, Amnestien 
und Begnadigungen für Nazi- und Kriegsver-
brecher, die Rehabilitierung und Integration 
der Masse der Täter und Mitläufer des Verbre-
cherstaates, die Anfeindung und Ächtung des 
Antifaschismus sowie jahrzehntelange Ver-
säumnisse der Wiedergutmachung gegenüber 
großen Opfergruppen im In- und Ausland. 
Mehrjährige, geschweige denn jahrzehn-
telange, f lächendeckende Überprüfungen 
bezüglich Tätigkeiten im vorangegangenen 
System oder die Entfristung von Ansprüchen 
auf Wiedergutmachung waren weder vorge-
sehen noch jemals realisiert worden. Soweit 
sie gefordert worden waren, wurden sie mit 
Verweisen auf Gebote der Grundgesetzes 
und der Rechtssicherheit abgewiesen. Alles 
geschah auf Initiative und in der Verantwor-
tung von CDU, CSU und FDP mit Unterstüt-
zung weiterer Rechtskräfte sowie zunehmend 
auch seitens der SPD. (…)
Die an der NATO und ihrer Führungsmacht 
USA orientierte Staatsräson der Bundesre-
publik bedarf im Dienst weiterer Aufrüstung 
und Auslandseinsätze sowie künftiger Rü- 
stungsexporte für Tötungszwecke verschie-
denster Regimes der geschichtsideologischen 
Prägung der kämpfenden Truppe ebenso wie 
der Heimatfront. Dem dient auch die Ächtung 
der antimilitaristischen Herkunft der DDR 
sowie der friedenspolitisch konstruktiven 
Rolle ihrer Streitkräfte im Traditionsver-
ständnis der Bundeswehr. (…)
Die Unterstützung wiederholter völkerrechts-
widriger Drohungen, Aggressionsakte und 
Okkupationen seitens NATO-Staaten und 
deren Verbündete sowie ihrer Hochrüstung 
durch die Bundesregierung signalisiert die 
fortgeschrittene Stufe der Rückkehr zu frie-
densfeindlicher und menschenverachtender 
Macht- und Interessenpolitik. Eine Wende 
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zum Vorrang von Friedenspolitik und Abrü-
stung ist im Einklang mit den Erwartungen 
der Mehrheit der Bevölkerung durch demo-
kratische Bewegungen und Bündnisse zu 
erzwingen. (…)
Alles in allem geht es in der von oben ange-
strebten Weise grundsätzlich sowie im 
Kontext deutscher und europäischer Rechts-
entwicklungen darum, die weltgeschichtlich 
einmalige Verbrechensbilanz des deutschen 
Imperialismus, Militarismus und Faschismus 
von 1900 bis 1945 auf weite Sicht zu relativie-
ren und in den Hintergrund des öffentlichen 

Geschichtsbewußtseins treten zu lassen. Die 
antikommunistische Formierung der bundes-
deutschen Gesellschaft unter konservativer 
Hegemonie und das erneute Betreben, öko-
nomisch, militärisch und politisch in Europa 
und der Welt einflußreichere Positionen und 
wachsenden Einfluß zu erlangen, bedingen 
und durchdringen sich gegenseitig. Die Kon- 
troversen um Gesellschaft und Politik der 
DDR sowie ihren Platz in der deutschen und 
europäischen Geschichte des 20. Jahrhun-
derts sind Teil dieser Auseinandersetzun-
gen. Die Tragweite der Herausforderung 

ist zu erkennen und demokratisch-antimi-
litaristischem Handeln zugrunde zu legen. 
Grundsätzliche und kämpferisch zu erstrei-
tende, alternative gesellschafts-, sozial- und 
friedenspolitische Ziele sind das Gebot der 
Stunde. 

Prof. Dr. Ludwig Elm, Jena 

Unter Zustimmung von Prof. Dr. Edeltraut Felfe, 
Greifswald / Prof. Dr. Hermann Klenner, Berlin /
Prof. Dr. Anton Latzo, Langerwisch / Prof.  
Dr. Ekkehard Lieberam, Leipzig / Prof. Dr. Man-
fred Weißbecker, Jena

Unheilbar kriegssüchtig

Der Hauptfeind steht im eigenen Land: Die 
Mehrheit der Bevölkerung ruft nicht nach 

Krieg, im Gegenteil. Zumindest einer stemmt 
sich jetzt gegen die Wehrkraftzersetzung, der 
Historiker und Publizist Michael Wolffsohn, 
von 1981 bis 2012 an der Universität der Bun-
deswehr in München tätig. Er erteilte dem 
Defätistenkollektiv der Deutschen am 4. Mai 
in der „Welt“ unter dem Titel „Wir schaffen es 
nicht“ eine Lektion. Denn gemeint sei damit 
„zur Abwechslung“ nicht „das schon jetzt 
absehbare Scheitern staatlicher Integrations-
politik“, die Rede sei „vom ebenfalls absehba-
ren Scheitern unserer Sicherheitspolitik nach 
außen und innen“.
Es hapere im „sicherheitspolitischen Ent-
wicklungsland“ an Gefahrenanalyse und 
einer faktenbasierten Strategie. Schuld daran 
sei weniger oder zumindest nicht nur „die“ 

Politik, „wir“, in Großbuchstaben gedruckt, 
seien es, „jedenfalls die meisten von uns“. Zu 
denen zählt sich Wolffsohn nicht, er belehrt 
„die meisten“ daher: „ ,Die‘ Politik reagiert 
nur. Sie liefert seit Jahrzehnten, was wir 
wahrnehmen und wünschen: eine friedli-
che Welt.“ Dem ist zu entnehmen: Die bald 
20 Jahre andauernde bewaffnete deutsche 
Beteiligung an den Feldzügen des Westens 
von Kosovo und Afghanistan bis hin zu Mali, 
Syrien und Irak entsprang dem Wunsch der 
Mehrheit nach einer friedlichen Welt. Die in 
Berlin Regierenden vollstreckten lediglich 
den allgemeinen Willen. Auf diese großar-
tige Idee war nicht einmal der Kriegspfaffe 
Joachim Gauck gekommen. Er stufte kurz 
nach Amtsantritt als Bundespräsident im Juni 
2012 das deutsche „Wir“ als „glückssüchtig“ 
ein, also als krankhaft abhängig, weil es so 

ungern an neue deutsche Kriegsversehrte 
und noch viel weniger gern daran denke, „daß 
es wieder deutsche Gefallene gibt“.
Wolffsohn geht endlich über Gauck hinaus: 
Nicht nur „die“ Gesellschaft hat moralisch 
abgerüstet, ihre Regierung auch. Das konnte 
der Staatschef schlecht sagen. Der Bundes-
wehr-Gelehrte hält nun beiden, Gesellschaft 
und Politik, den Spiegel vor und diagnosti-
ziert „Wirklichkeitsdefizite“, „Zukunfts-
schwäche“ und andere Leiden. Denn: „Indem 
sie seit Jahrzehnten ,Nie wieder!‘ rufen, 
ähneln sie Autofahrern, die nur in den Rück-
spiegel schauen, so daß es vorne kracht.“ Das 
„Nie wieder“ sei ja „eigentlich sympathisch“, 
es habe „die alte deutsche Krankheit, das 
alte und kruppstahlharte Ich des deutschen 
Michels“ dauerhaft besiegen wollen, gewählt 
aber hätten „wir“ mehr Wohlfahrt als Sicher-
heit.
Wer bisher annahm, die deutsche Export-
quote und ihre militärische Absicherung 
seien zur Zeit Triebfedern deutscher Poli-
tik, so wie es in den „Verteidigungspoli-
tischen Richtlinien“ seit 1992 wiederholt 
formuliert wurde, erfährt durch Wolffsohn: 
Stimmt nicht. Fettlebe und Ruhe sind’s deut-
sche Panier. Und wenn schon geistig-morali-
scher Verfall, dann aber richtig: „Undankbar 
und übermütig, nörgelten wir – nicht erst seit 
dem Republikaner Trump – an ,den‘ Ameri-
kanern herum.“ Die Bundesrepublik – sitt-
lich ein Schweinestall.
Auch in der inneren Sicherheitspolitik: Erst 
„Nie wieder Antisemitismus!“ rufen und dann 
„den roten Teppich“ für „alleinstehende junge 
Männer aus islamischen Staaten“ auslegen, 
die ohne Papiere, mit Handy „sowie mit ein-
getrichtertem religiösem oder nahostpo-
litischem Judenhaß“ kommen, ein „Import 
gefährlicher Judenhasser“. Die Bundesrepu-
blik – eine antisemitische Zuwanderungsver-
anstaltung.
Wer wie ein Rassist redet, ist vielleicht einer. 
Wolffsohn vermißt das Bekenntnis zum impe-
rialistischen, also stets auch mit rassistischer 
Mobilisierung geführten Krieg und hält es fol-
gerichtig mit Pseudomedizin: „Wenn über-
haupt, kann die deutsche Krankheit nicht 
kurzfristig geheilt werden. Wir schaffen es 
– nicht.“ Schön wär’s, Mordspatriot!

A. Sch.Maul halten und weiterdienen!  Zeichnung: George Grosz (1927)
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For tsetzung der Diskussion:  Wagenknechts und Lafontaines Denkfehler

Von Macron könnte man lernen, wie „en 
marche“ zu einer „Basisbewegung von 

unten“ werden kann, die anschließend in eine 
Parteienbewegung transformiert wird und eine 
inhaltliche und personelle Erneuerung erfährt. 
Das wollen Sahra Wagenknecht und Oskar 
Lafontaine aber nicht, sondern sie setzen auf 
eine linke Parteienbewegung, die sich aus Tei-
len von Rot, Grün und Linke ergibt.
Der Denkfehler liegt in ihrem parteienfixier-
ten Ansatz, der nicht überrascht, wenn man 
die Schriften von Wagenknecht und Lafontaine 
studiert hat. Beide halten von einem Macron-
schen Bündnis von Zivilgesellschaft, sozialen 
Bewegungen und erneuerten Parteien nichts. 
Wagenknecht, die verdienstvollerweise die mög-
lichen Stufen einer Transformation des Postka-
pitalismus behandelt, schweigt beharrlich über 
die Machtkonstellation von Zivilgesellschaft 
und Parteien. Soziale Bewegungen sind ihr ein 
Greuel, obwohl sie auf Parteitagen die Nähe stets 
betont.
Und Lafontaine, das weiß man seit den 80er 
und 90er Jahren, hat überhaupt nichts mit einer 

Annäherung von sozialen Bewegungen und eher 
linken Parteien im Sinn. Er hat die Friedensbe-
wegung zusammen mit Heinrich Böll, Petra Kelly 
und Wolf-Dieter Narr in Mutlangen gut genutzt, 
aber soziale Bewegungen als Gegenmacht im 
Prinzip verachtet – bis heute. Obwohl einst einer 
der stärksten Finanzmarktkritiker, war er bei 
der Blockupy-Bewegung nicht zu sehen, und 
auch bei Protesten gegen TTIP und CETA hielt 
er sich auffallend zurück.
Die Hoffnung auf eine linke Parteienbewegung 
verdeckt die Angst, überhaupt an die Basis der 
Bürgerinnen und Bürger zu gehen. Die Hartz-
IV-Proteste waren der letzte Ausdruck der PDS/
Die Linke, es mit sozialen Bewegungen ernst 
zu meinen. In den verschiedenen Hartz-IV-Pro-
testinitiativen 2004/05 dominierten statt der 
Linken die oft sehr pluralistisch zusammen-
gesetzten Bündnisse. Die Linke stellte Laut-
sprecher, druckte Flugblätter und finanzierte 
Bühnen – aber auf den großen Treffen der 
Erwerbsloseninitiativen kämpfte zwar noch 
Katja Kipping, doch sie versuchte keine partei-
förmige Vereinnahmung.

Die Linke ist danach mit allen Projekten geschei-
tert, aus der ehemaligen Kümmerer-Partei eine 
übergreifende Bewegung zu schaffen. Die Linke 
betont zwar ihre Bewegungsnähe, hat aber zum 
Beispiel im TTIP-Mobilisierungsprozeß wenig 
zu sagen gehabt. Und Blockupy scheiterte doch 
auch daran, daß attac, Interventionistische 
Linke und Die Linke ein zu schwaches Bünd-
nis bildeten.
Würden die SPD-Linke, Die Linke oder Grüne 
eine Initialbewegung à la Macron versuchen, 
ein ungläubiges Basisgelächter wäre die Ant-
wort. Die Linke wird doch nicht zu Unrecht 
als eine Partei gesehen, die in einem schnellen 
Lernprozeß die Machtstrukturen der Partei ent-
scheidend findet. Wer von einer linken Parteien-
bewegung träumt, sollte zunächst das unsägliche 
Verhältnis zur Zivilgesellschaft klären. Dazu 
fehlt der SPD ebenso die Traute wie den Grünen 
und der Linken. Aber dazu gehört auch, daß die 
Zivilgesellschaft und die neuen sozialen Bewe-
gungen in keinem guten Zustand sind.

Prof. Dr. Peter Grottian, Berlin 
(Aus: „Ossietzky“, 4/2018)

Plädoyer für einen klassenpolitischen Neuanfang

Auf Initiative von Oskar Lafontaine und 
Sahra Wagenknecht ist erfreulicherweise 

eine Diskussion über eine linke Sammlungsbe-
wegung in Gang gekommen. In Großbritannien 
unter Jeremy Corbyn und in Frankreich unter 
Jean Luc Melenchon gibt es linke Sammlungs-
bewegungen. Sie lehren die Herrschenden das 
Fürchten. Sie zeigen, daß linke Mobilisierung 
auch heute möglich ist. Erfreulich ist aus meiner 
Sicht, daß die Initiative von Sahra und Oskar in 
eine richtige Richtung geht: Die Linke wird nur 
Erfolge gegen die neoliberale Kapitaloffensive 
zur Verbesserung der sozialen und politischen 
Lebenslage der einfachen Menschen erreichen 
können, wenn die Klasse der Lohnarbeiter wie-
der selbst zum politischen Akteur wird. 
Ich bin fassungslos, wenn im Sinne einer regel-
rechten Gläubigkeit an die parlamentarische 
Scheinwelt gesagt wird, eine Sammlung der 
Linken habe das Ziel, alle linken Politiker aus 

Linkspartei, SPD und Grünen zusammenzu-
bringen, um eine „soziale Regierung“ zu bilden. 
Was für eine Ignoranz gegenüber der Marx-
schen Politik- und Klassentheorie! 
Übersehen wird (unbewußt oder bewußt), daß 
Karl Marx uns eine ganz andere, wirklich taug-
liche politische Erkenntnis hinterlassen hat: 
Machtpolitische Grundlage linker Politik sind 
die Interessen der Lohnarbeiter; machtpoliti-
sche Voraussetzung erfolgreicher linker Poli-
tik ist nicht die Standhaftigkeit linker Politiker, 
sondern das aktive Eingreifen der Lohnarbei-
terklasse in den politischen Prozeß. 
Für einen wirklichen Politikwechsel bedarf es 
nach den Erfahrungen der letzten Jahrzehnte 
dabei schon eines revolutionären gesellschaft-
lichen Aufbruchs mit der politischen Kraft etwa 
der deutschen Novemberrevolution vor 100 
Jahren. Linke Politik kann nur erfolgreich sein, 
wenn wir die Herrschaft des Kapitals durch 

Gegenmacht der Lohnarbeiter unter Druck 
setzen, wenn die Arbeiterklasse, wie es Rosa 
Luxemburg im Jahre 1905 in ihrem Artikel über 
die russische Revolution schrieb, selber die poli-
tische Bühne betritt. 
Karl Marx hatte recht, wenn er davon ausging, 
daß Sozialismus ohne eine kämpfende Arbei-
terklasse nichts ist als eine interessante Utopie. 
Wenn Die Linke gegen den aktuellen Rechtsruck 
in der Politik wieder in die Offensive kommen 
will, dann muß sie sich frei machen von allen 
politischen Illusionen und politischen Verstri-
ckungen mit den Regierenden. Sie muß einen 
klassenpolitischen Neuanfang im Geiste von 
Karl Marx und Friedrich Engels in Richtung der 
Entwicklung der Lohnarbeiter zur „Klasse für 
sich selbst“ auf ihre Fahnen schreiben.

Prof. Dr. Ekkehard Lieberam, Leipzig  
(Aus seiner Rede zum 200. Geburtstag  

von Karl Marx)

Erfolge lassen sich nur gemeinsam erringen

In einem Antrag an den 6. Parteitag der Partei 
Die Linke schrieben Raimon Brete und weitere 
Mitglieder des PDL-Stadtverbands Chemnitz:
Es ist höchste Zeit, daß die Kräfte, die eine 
friedliche, soziale und solidarische Gesell-
schaft wirklich wollen, sich zusammenschlie-
ßen und eine wirksame linke Alternative 
gemeinsam begründen und dafür aktiv sowie 
vorurteilsfrei arbeiten. Wir wissen nur zu gut, 
Erfolge kann man nur miteinander und nicht 
getrennt und gegeneinander erreichen. 
Packen wir es bei aller Unterschiedlichkeit in 
einzelnen Fragen zur weiteren gesellschaft-
lichen Entwicklung an, wenn der Grund-
konsens Frieden und soziale Gerechtigkeit 
lautet! 

Das Ziel bleibt die Überwindung des vorherr-
schenden ungerechten sowie kriegerischen 
kapitalistischen Gesellschaftssystems. 

Auch aus Halle erreichte uns ein Aufruf zur Bil-
dung einer „linken Einheitsbewegung dieses Lan-
des“, den viele Befürworter unterschrieben haben. 
In diesem Appell heißt es: 
An den Grenzen Rußlands werden bewaffnete 
Aggressionskräfte unter maßgeblicher deut-
scher Beteiligung stationiert (…). Diese men-
schenfeindliche Politik ist nicht nachhaltig 
durch die Betroffenen gestört. Sie wird mehr 
oder weniger offen beim Namen genannt, ent-
larvt, kritisiert und auch als friedensfeindlich 
bezeichnet. Parlamentarische Gremien sind 

ohne Zweifel wirksam benutzte Tribünen von 
linken Gegenmaßnahmen.
Die Wirklichkeit in unserem Land zeigt aber, 
daß (…) viele Menschen Aktivitäten linker Poli-
tik in Deutschland und Europa vermissen. Im 
Gegensatz dazu stellen wir die Bündelung rech-
ter Kräfte fest, die sowohl in Deutschland als 
auch in den Nachbarländern Österreich, den 
Niederlanden und Frankreich besonders offen 
vorgehen.
Es ist höchste Zeit, dieser menschenfeindlichen 
und friedensgefährdenden Politik gemeinsam 
entgegenzutreten. Weltweit suchen Linke nach 
Wegen dazu. In einigen Ländern sind sie damit 
erfolgreich. Das muß auch in Deutschland mög-
lich sein.
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Ohne Druck von unten ändert sich nichts

Für den Oktober planen wir ein Treffen 
mit Vertretern sozialer Bewegungen. Wir 

wollen von ihnen erfahren, welche Erwartun-
gen sie an Die Linke haben und beraten, wie 
wir zusammenarbeiten können. Denn wir 
glauben, daß eine Partei, die sich nur auf die 
parlamentarische Arbeit konzentriert, nicht 
erfolgreich sein kann. Gesellschaftliche Verän-
derungen lassen sich nur durchsetzen, wenn 
es Druck von unten gibt. 
Zunächst gab es den von Ihnen mit initiierten 
und im Januar veröffentlichten „Aufruf für eine 

bewegungsorientierte Linke“. Die Unterzeichner 
haben sich darin auch von der Idee einer „linken 
Sammlungsbewegung“ distanziert. Was kritisie-
ren Sie daran? 
Wir sagen: Die Linke ist bereits die zentrale 
Sammlungsbewegung, sie vereint Menschen 
aus feministischen und sozialistischen Tra-
ditionen, Gewerkschafter, Friedensbewegte 
und ökologische Linke. Bei Wagenknechts Pro-
jekt einer neuen Sammlungsbewegung scheint 
mir die Gefahr zu bestehen, daß daraus ein 
von Prominenten repräsentierter medialer 

Wahlverein wird, ohne Beteiligung der Basis 
der Linkspartei, also eher ein „Top-Down-
Projekt“. So etwas ersetzt aber keine gesell-
schaftliche Bewegung, schafft also auch keine 
politischen Veränderungen. Bis heute weiß nie-
mand in der Partei genau, was mit der Samm-
lungsbewegung konkret gemeint ist. Ich finde, 
das ist ein Unding.

Aus einem Interview, das Jana Frielinghaus für 
die „junge Welt“ mit Niema Movassat (MdB,  
Partei Die Linke) führte

Was wir wollen

Die Partei Die Linke zerfällt derzeit in zwei 
Lager: Die einen wollen eine Bewegung 

gründen, und die anderen wollen das um kei-
nen Preis. Die Entscheidung ist schwer, noch wis-
sen wir gar nicht, ob die Partei bestehen bleiben 
würde, wenn eine Bewegung entsteht. Wir sol-
len und müssen aber jetzt entscheiden.
Nach meiner Meinung sollte die Entscheidung 
von dem Ziel abhängen, das wir verfolgen. Ich 
selbst wünsche, daß wir uns auf den Weg zum 
Sozialismus begeben. Einst kam das auch im 
Namen der Partei zum Ausdruck, der ich ange-
hörte: Partei des demokratischen Sozialismus. 
Jetzt ist der Sozialismus aus unserem Namen 
verschwunden, ich hoffe, nur aus dem Namen!
Ich muß offen gestehen, daß ich nicht erkennen 
kann, daß wir auf dem Weg zum Sozialismus 

Fortschritte machen. Seit Jahr und Tag düm-
peln wir bei zehn Prozent der Wählerstimmen 
herum. Andererseits habe ich aus Umfragen ent-
nommen, daß eine viel größere Zahl von Men-
schen den Sozialismus für eine gute Sache hält, 
die nur schlecht gemacht wurde. Und ich sehe, 
daß in den USA Bernie Sanders, der sich Sozia-
list nennt, viele, besonders jüngere Wähler, an 
sich zieht. Weiter lese ich, wie Jeremy Corbyn die 
englische Labourparty mit sozialistischen Paro-
len erobert hat. Mir ist nicht wichtig, ob Corbyn 
und Sanders meiner Vorstellung von sozialisti-
scher Politik entsprechen, mir ist allein wich-
tig: Sie wollen Sozialismus, die Menschen wollen 
Sozialismus.
Wir müssen, denke ich, Bilanz ziehen: Was haben 
wir erreicht? Mit den bisherigen Methoden 

werden wir auf dem Weg zum Sozialismus keine 
Fortschritte machen. 28 Jahre sind genug. Des-
wegen meine ich, seien wir mutig, gehen wir 
den Weg der Corbyn, Sanders, Tsipras, den Weg 
von Podemos! Immer mehr Menschen erken-
nen, Kapitalismus bringt nichts, Privatisierung 
bringt nichts. Da wird nur das Wasser, der Strom, 
das Gas teurer, die Eisenbahn und der öffentliche 
Personennahverkehr fahren nicht mehr zuver-
lässig, die Post kommt nicht mehr täglich, Stra-
ßen stürzen ein, Flugplätze werden nicht fertig, 
Schulgebäude und -grundstücke ins Privatrecht 
überführt, Banken sind nicht mehr sicher. Und, 
last not least, der Frieden ist in Gefahr. Worauf 
warten wir noch?                              

Friedrich Wolff, Berlin  
(Aus: „Ossietzky“, 8/2018)

200 Jahre Karl Marx – eine Nachlese

Man kann sich eines gewissen Schmunzelns 
nicht erwehren, wie sich öffentlich-recht-

liche Sender und auch großbürgerliche Zei-
tungen geradezu überschlugen, an den Jubilar 
zu erinnern und ihn auch hinsichtlich seines 
Werkes in weiten Teilen zu preisen. Selbstver-
ständlich kam man dabei nicht umhin, wich-
tige Feststellungen von Karl Marx für noch 
immer gültig zu erklären, allerdings stets 
begleitet von angeblichen Irrtümern und – wie 
kann es anders sein – auch der Hervorhebung 
menschlicher Schwächen. Ein bißchen Boule-
vard muß schon sein. Bei aller Lobpreisung 
fehlte fast nie der Hinweis, daß Marx’ Ideen im 
20. Jahrhundert mißbraucht worden und letzt-
lich gescheitert seien an diesem elenden Kapi-
talismus, den er so vortrefflich analysiert und 
dessen Ende er vorausgesagt habe und den es 
dummerweise immer noch gibt. Da wird auf 
Lenin, Mao, Castro, Ulbricht oder Honecker 
verwiesen. Alles Personen, die Marx’ Lehre 
falsch verstanden, uminterpretiert und für 
ihre Zwecke benutzt haben sollen.
Nun sind es ausgerechnet auch noch die Chi-
nesen, die seiner Geburtsstadt Trier eine über-
lebensgroße Statue spendieren. Inzwischen 
sind die Stadtväter fest entschlossen, das 
Geschenk nicht abzulehnen, und man macht 

sich schon Gedanken, wie man das Werk vor 
Graffiti schützen kann. Wäre ja nicht auszu-
denken, wenn einer auf den Gedanken käme, 
es mit Marx-Zitaten zu verzieren. Wie wäre 
es mit „Ein Gespenst geht um ...“ oder „Die 
Philosophen haben die Welt nur verschieden 
interpretiert, es kömmt aber darauf an, sie 
zu verändern“, jene bedeutsame Erkenntnis, 
die manche der neuen Hausherren der Ber-
liner Humboldt-Universität nach 1990 aus 
dem Foyer des Gebäudes gern entfernt gese-
hen hätten. Und dann wäre da noch „Proleta-
rier aller Länder, vereinigt Euch!“, was nicht 
nur in bestem Englisch auf Marx‘ Grabstein 
auf dem Londoner Highgate-Friedhof steht, 
sondern auch viele Jahre auf der Titelseite des 
Neuen Deutschland stand. Mit diesem „Ver-
einigen“ hat die bürgerliche Welt der Gegen-
wart offenbar die wenigsten Probleme. Das 
alte Prinzip „Teile und herrsche!“ funktioniert 
immer noch und solange es Harz IV gibt. Pro-
letarier, wie Marx sie meinte, gibt‘s die eigent-
lich noch? Aber eine gewisse Angst wegen des 
nicht totzukriegenden Gespenstes des Kom-
munismus ist geblieben. Totgesagte leben 
bekanntlich länger.
Ich war gerade 14 Jahre alt, als mir der Bru-
der meiner Großmutter, ein damals in meinem 

Heimatort geachteter Arbeiterveteran, den 
ersten Band des „Kapitals“ schenkte, eine 
Ausgabe von 1949, die mit einer Widmung 
für seine Verdienste in der KPD versehen war. 
Ich war stolz darauf und staunte, daß er sich 
davon trennte. Erst später habe ich begriffen, 
worum es ihm ging: Er hatte Marx verstanden 
und auch in der Praxis angewandt, ich hatte 
das vor mir und sollte ihn zunächst verste-
hen lernen.
Viele Generationen folgten inzwischen Marx 
nach, sie griffen immer wieder nach seinen 
Texten, um die Welt und ihr Funktionieren 
besser zu verstehen. Auch die Friedrich-Schil-
ler-Universität Jena, wo Marx 1841 promoviert 
worden war, ehrte ihn mit einem Symposium, 
obwohl ansonsten dort sein Werk kaum noch 
Bestandteil der Lehre sein dürfte.
Als wir in der DDR 1983 den 100. Todestag 
von Karl Marx feierlich begingen – es wurde 
sogar ein Heft mit Thesen zum Karl-Marx-Jahr 
herausgegeben – hörte man in der westlichen 
Welt einschließlich der damals noch kleine-
ren Bundesrepublik relativ wenig von diesem 
Ereignis. So ändern sich die Zeiten und man-
che – mitunter auch unbewußt – mit ihnen.

Ralph Dobrawa 
(Aus: „Ossietzky“, 10/2018)
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75 Jahre NKFD
Am 12. Juli 1988 fand in Berlin eine Festveran-
staltung zum 45. Jahrestag der Gründung des 
Nationalkomitees „Freies Deutschland“ statt. 
Wir bringen aus Anlaß des 75. Jahrestags einen 
Auszug aus der damaligen Rede von Armeegene-
ral Heinz Keßler, Verteidigungsminister der DDR:

Der faschistische Raubkrieg war das größte 
Verbrechen an der Menschheit und auch am 

deutschen Volk. Es war ein barbarischer Krieg. 
Jetzt ging es um die Beendigung dieses Krieges, 
die Wiedererlangung des Friedens, den Sturz 
des Faschismus, der das deutsche Volk unwei-
gerlich in die Katastrophe trieb. Das Natio-
nalkomitee erklärte in seinem Manifest vom  
13. Juli 1943 an die Wehrmacht und das deut-
sche Volk: „Der Krieg ist verloren. Deutsch-
land kann ihn nur noch hinschleppen um den 
Preis unermeßlicher Opfer und Entbehrun-
gen. Die Weiterführung des aussichtslosen 
Krieges würde das Ende der Nation bedeuten. 
Aber Deutschland darf nicht sterben! Es geht 
jetzt um Sein oder Nichtsein unseres Vaterlan-
des.“ (…)
Die Gründung des Nationalkomitees „Freies 
Deutschland“ auf sowjetischem Boden erfolgte 
mit großer Unterstützung und vollem Ver-
ständnis der Führung der KPdSU und der 
Sowjetregierung. Die Vorhut der deutschen 
Arbeiterklasse, die deutschen Kommunisten, 
standen von Anbeginn des Sowjetstaates fest 
an seiner Seite und fühlten sich engstens mit 
der Partei Lenins verbunden. Sie unterstütz-
ten entsprechend ihren damals noch geringen 
Möglichkeiten die Völker der UdSSR in ihrem 
schweren Aufbauwerk und erhielten selbst auf 

vielfache Weise solidarische Hilfe vom Sowjet-
volk. Die KPD leistete eine enorme politisch-
ideologische Arbeit für die Entwicklung der 
Freundschaft der deutschen Werktätigen 
mit den sowjetischen Arbeitern und Bauern. 

„Hände weg von Sowjetrußland“, das war eine 
der wichtigsten Aktionen der internationalen 
Arbeiterklasse und auch der fortschrittlichen 
Kräfte des deutschen Volkes im Kampf um 
das Überleben der jungen Sowjetmacht in der 
imperialistischen Umkreisung. (…)
Viele K ämpfer des ant ifaschist ischen 
Widerstandes und der Bewegung „Freies 
Deutschland“ erlebten den Neubeginn eines 
demokratischen Deutschland nicht mehr. Sie 
starben unter dem Fallbeil, durch faschisti-
sche Erschießungskommandos oder im Feuer 
der Waffen der Hitlerarmee als deutsche Patri-
oten. (…) Geist und Tat des Nationalkomitees 
und der Bewegung „Freies Deutschland“ gehö-
ren zu den besten Traditionen unseres Volkes 
und seiner sozialistischen Streitkräfte. (…)
Mehr als 20 Generale und Admirale, die als lei-
tende Kader die kasernierte Volkspolizei und 
später die Nationale Volksarmee mit aufbau-
ten, waren Angehörige der Bewegung „Freies 
Deutschland“ oder kämpften entsprechend 
den Weisungen des Zentralkomitees der KPD 
und den Zielstellungen des Nationalkomitees 
in der Sowjetunion und in anderen europä-
ischen Ländern gegen den Faschismus.
In den Stäben unserer Streitkräfte wirkten 
annähernd 100 Stabsoffiziere, die Mitglieder 
der Bewegung „Freies Deutschland“ waren 
und zum größten Teil im unmittelbaren 
Fronteinsatz gegen die faschistische Armee 

gekämpft hatten. Fast 200 Offiziere hatten 
eine antifaschistische Schule in der Sowjet-
union besucht. (…) Auch heute handelt die DDR 
getreu der Leninschen Erkenntnis, daß eine 
Revolution nur dann etwas wert ist, wenn sie 
sich auch zu verteidigen versteht. (…) Konse-
quent verwirklichen wir in der DDR die Lehren 
aus dem antifaschistischen Widerstandskampf. 
Mit tiefer Berechtigung können wir sagen: Das 
Vermächtnis all seiner Helden lebt weiter in 
den Taten unserer Bürger zur umfassenden 
Stärkung unseres sozialistischen Vaterlandes.
Die vor einem halben Jahrhundert in der 
schweren Zeit des antifaschistischen Wider-
standes verwirklichten Ideen von der Einheits- 
und Volksfront wurden in der DDR durch die 
Vereinigung der KPD und SPD zur SED, durch 
die Schaffung einheitlicher Gewerkschaften 
und eines einheitlichen antifaschistischen 
Jugendverbandes erfolgreich weitergeführt. 
Sie sind verkörpert im breiten demokratischen 
Bündnis der in der Nationalen Front der DDR 
vereinten Parteien und gesellschaftlichen 
Organisationen unterschiedlichen Charak-
ters sowie in der alle Schichten unseres Vol-
kes umfassenden Friedensbewegung.
Besonders auf dem Felde der Außenpo-
litik, in der wichtigsten Frage der Welt- 
politik, der Sicherung des Friedens und der 
Abwendung eines nuklearen Infernos, hat 
sich die breite Bündnispolitik der SED und 
unserer Republik als wirksamer Beitrag im 
internationalen Ringen der Sowjetunion, der 
sozialistischen Staaten und aller anderen Frie-
denskräfte erwiesen. Heinz Keßler  
 (1988)

T i p s  f ü r  e i n e n  B esu c h  b e i  L e n i n  
Schaut man im Internet auf die Seite  
http://www.museum.ru/M109, findet man nähere 
Angaben über eine revolutionäre Sehenswür-
digkeit im heutigen St. Petersburg, nach der im 

„RotFuchs“ gefragt wurde. 
Früher war das Gebäude allgemein bekannt 
unter der Bezeichnung „Smolny“. Nun wurde 
ihm der Name „Staatliches Historisches 
Museum ,Smolny‘ “ gegeben.
In einem Stadtplan von Leningrad aus dem 
Jahr 1977 ist unter „Smolny“ nachzulesen:

„Im Smolny saß der Stab der Großen Sozialisti-
schen Oktoberrevolution. Dort wurde auf dem 
Zweiten Allrussischen Parteitag der Sowjets am 
25./26.Oktober 1917 die sowjetische Regierung 
des ersten Staates der proletarischen Diktatur 
der Welt mit Lenin an der Spitze gegründet. –  
Die Aula des Smolnys, das Arbeitskabinett und 
das Zimmer, in dem vom Oktober 1917 bis zum 
März 1918 W. I. Lenin lebte, sind nun Museums-
räume. Zu den Zeiten des Großen Vaterländi-
schen Krieges war hier der Verteidigungsstab 
Leningrads untergebracht.
Das Smolny-Gebäude ist ein Architektur-
denkmal (erbaut 1806–1808 nach Plänen des 
Architekten G. Quarenghi). Das davor stehende 
Denkmal W. I. Lenins entstand 1927 nach 
Entwürfen des Bildhauers W. W. Koslow und 
des Architekten W. A. Stschuko.“

Der historische Museumskomplex „Smolny“ 
wurde am 28. Februar 1991 neu eröffnet und 
beherbergt im Kern die historische Exposition, 
wie sie im November 1927 bei der Eröffnung 
des Smolnys vorhanden war. Heute findet man 
den Smolny nicht mehr in den Stadtplänen, 
dafür das unmittelbar daneben befindliche 
Smolny-Kloster.
Die Anschrift des Staatlichen historischen  
Smolny-Museums lautet: 
193060, Sankt Petersburg, Smolny projesd, 
Haus 1-B (Tel. [812] 576-74-61 und 576-77-46)
und ist mit der Metro, Metrostation „Tscherni-
schewskaja“, erreichbar.
Genossen aus Schottland besuchten 2014  
St. Petersburg und wollten gern auch den 
Smolny von innen sehen. Sie kontaktierten 
mich mit der Bitte, ob ich ihnen nicht behilflich 
sein könne bei der Organisation eines Besuchs 
des Smolnys. Es gelang mir, ihnen eine 
individuelle Exkursion zu vermitteln, die zu ihrer 
vollen Zufriedenheit verlief.

Folgende Exkursionen sind u. a. für den 
Smolny möglich:
•	 Smolny. Allgemeine Exkursion
•	 Die sowjetische Regierung im Smolny in 

den Jahren 1917–1918
•	 Der Smolny während der Zeit der Blockade

Hier einige Angaben in Vorbereitung einer 
solchen Besichtigung:
Das Museum kann nur mittels einer angemel-
deten Exkursion von beglaubigten Touristik-
unternehmen besichtigt werden. Behilflich bei 
dem Vorhaben, den Smolny zu besichtigen, 
ist die Agentur „NewaKad“ und deren Leiter 
Alexander Kosizki.

Anschrift: 191186, Sankt Petersburg, Nabe-
reshnaja kanala Gribojedowa, dom 5, ofis 205

Telefon: +7 (812) 312-03 65
Mobil:  +7 (911) 090-12-54
E-Mail:     Aleksandr.ksj@mail.ru

Für die Anmeldung der Teilnehmer benötigt 
Kosizki deren Name und Vorname, den 
Geburtstag und die Paß-Nummer. Die Exkur-
sion kostet ca. 30–35 Euro (1500 Rubel [2014])
Die Agentur kann auch einen Dolmetscher 
besorgen, der für 2 Stunden ca. 30 Euro (1500 
Rubel) nimmt. Damals hatte der Übersetzer die 
Gäste direkt am Hotel abgeholt und nach der 
Besichtigung wieder dorthin zurückgebracht.
Die Agentur Alexander Kosizkis organisiert 
auf Wunsch auch andere Exkursionen in St. 
Petersburg bzw. in die Umgebung der Stadt.

Cilly Keller, Hamburg
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Nelson Mandela zum 100.
How does change happen? – Wie entsteht Verän-
derung? So lautete der Titel eines Vortrags, den 
Angela Davis vor fünf Jahren an der Goethe-Uni-
versität Frankfurt/Main hielt. Bevor sie ihren 
eigenen Vortrag begann, würdigte sie Nelson 
Mandela, der am 18. Juli seinen 100. Geburts-
tag hätte feiern können. 

Es lebe Mandela! 1985, fünf Jahre bevor 
Nelson Mandela spätestens aus dem 

Gefängnis hätte entlassen werden sollen, 
bot das Apartheid-Regime Nelson Mandela 
unter der Bedingung die Freiheit an, daß er 
bereit wäre, der Gewalt zu entsagen. Man-
dela wies dieses Angebot mit der von seiner 
Tochter übermittelten Begründung zurück: 
Die Apartheid-Regierung sei diejenige Par-
tei, die sich gegen die Anwendung von Gewalt 
aussprechen müsse. Zudem könne man nur 
verhandeln, wenn man frei sei, Gefangene 
seien in Verträge nicht eingebunden. Oft 
wurde Mandela als eine Person beschrie-
ben, die bereit sei zu vergeben und zu ver-
gessen. Seine Beziehung zu Willem de Klerk, 
seine Freundschaft mit einem der Wächter 
von Robben Island, den er zu seiner Hoch-
zeit mit Graça Machel eingeladen hat – in all 

diesen Beziehungen erzwang er Veränderung. 
Ja, er bot ihnen die Hand, aber er forderte 

auch eine Gegenleistung ein, sie konnten nicht 
dieselben Befürworter oder Nutznießer der 
Apartheid bleiben wie zuvor. Sie hatten sofort 

mit dem Prozeß zu beginnen, der die eigene 
Person und die Gesellschaft von Rassismus, 
Ausbeutung und Gewalt befreit.
Hierin lag die Bedeutung des Friedens- und 
des Annäherungsprozesses. Es ging nicht ein-
fach um Vergeben und Vergessen, sondern um 
Wandlung, revolutionäre Wandlung des einzel-
nen und Wandlung der sozialen Beziehungen.
Ich werde mich an Nelson Mandela oder 
Madiba, wie wir ihn zu nennen lernten, erin-
nern, weil er ein wahrhafter Revolutionär 
war: Er und seine Kameraden forderten 
die Niederwerfung des Apartheid-Staates. 
Doch auch wenn das Post-Apartheid-Südaf-
rika weiterhin von einem Haufen Probleme 
geplagt wird, negiert dieser Zustand nicht 
die großenen Erfolge, die erzielt worden sind. 
Mit Hilfe der weltweiten Solidarität – sogar 
zu einem Zeitpunkt, als die US-Regierung 
Mandela als einen Geächteten und Terroris-
ten behandelte – war die Bewegung siegreich. 
Mandela wird auch in Zukunft ein Verspre-
chen repräsentieren, das Versprechen von 
Revolution und Wandlung der Gegenwart. 
Er war für mich, solange ich zurückdenken 
kann, eine zentrale Quelle der Inspiration.

Angela Davis 

Ein Kulturzentrum für Hout Bay
Wer die Rosa-Luxemburg-Konferenzen 

regelmäßig besucht und die „junge Welt“ 
liest, kennt unseren südafrikanischen Genos-
sen Denis Goldberg. Er wur de 1933 in Kap-
stadt als Sohn jüdischer Eltern geboren. Als 
verantwortliches Mit glied des von Nelson 
Mandela geleiteten bewaffneten ANC-Arms 

„Umkhonto we Sizwe“ (Speer der Nation) 
wurde er im Rivonia-Prozeß zusammen mit 
Mandela und sechs weiteren Gefährten vom 
südaf rikanischen Apartheidregime 1963/64 
zu „viermal lebenslänglich“ verurteilt. Weil er 
Weißer war, wurde er nicht wie die anderen 
auf Robben Island, sondern in ei nem Gefäng-
nis in Pretoria inhaftiert. Nach 22 Jahren kam 
er frei und arbeitete ab 1985 für die Befrei-
ungsbewegung zunächst im Londoner Exil. 
Er war ANC-Vertreter im Antiapartheidaus-
schuß der UNO. Zurück in Südafrika war der 
Bauingenieur Bera ter des Ministers für Was-
ser- und Forst wirtschaft. Andrew Mlangeni 
und Denis Goldberg sind nach dem Tod von 
Ahmed Kathrada am 28. März 2017 die letz-
ten beiden Überlebenden der Angeklagten des 
Rivonia-Prozesses.
In den vergangenen Jahren widmete Denis 
sein Leben verschiedenen sozialen Initiati-
ven, zuletzt der Gründung einer Stif tung, des 

„Denis Goldberg Legacy Found ation Trust“. Sie 
soll – als sein Vermächt nis – ein Kulturzen-
trum in seinem jetzigen Wohnort Hout Bay 
südlich von Kapstadt aufbauen. Denis glaubt, 
daß jedes Kind, jeder Jugendliche das Recht 
hat, zu träu men, zu wachsen und sich best-
möglich zu entwickeln. Das Kulturzentrum 
soll dazu beitragen, diese Träume im Leben 
junger Südafrikaner zu verwirklichen.

Nun wurde bei Denis Lungenkrebs im fortge-
schrittenen Stadium festgestellt. Er ist nicht 
mehr operabel oder heilbar. Ei ne Therapie soll 
ihm sein Leben erträg lich machen und ihm 
noch ein wenig Zeit schenken.
Als Kernaufgabe will die Stif tung nach 
eigenen Angaben jungen Menschen an den 
Wochenenden und in den Ferien „Möglich-
keiten eröffnen, sich künstlerisch auszudrü-
cken, zu malen, zu schreiben, zu tanzen, zu 
performen oder zu musizieren“. Darüber hin-
aus sollen auch Sprachkurse in Eng lisch, isiX-
hosa und Afrikaans angeboten werden, da in 
Südafrika derzeit „Lese- und Literaturkurse 
zur Verbesserung der Sprachkompetenz“ fehl-
ten. Die musikali sche Ausbildung soll auch in 
Zukunft von der Kronendal Music Academy 
(KMA) in Hout Bay übernommen werden. 
Denis hat sie in den vergangenen zehn Jah-
ren tatkräf tig unterstützt. Während dieser 
Zeit sei die Zahl der dort Studierenden von 
15 auf mehr als 150 gewachsen, und die KMA 
habe das Leben vieler Jugendlicher verändert.
Die Stiftung will als ersten Schritt ein Haus 
in Hout Bay erwerben, in dem die Arbeit der 
Music Academy in einem fi nanziell sicheren 
Rahmen weitergeführt werden soll. Dieses 
Gebäude soll von der Musikschule und ebenso 
von der Stiftung genutzt werden.
Die Kosten für ein geeignetes Haus werden 
auf sechs Millionen Rand (das entspricht 
etwa 550 000 US-Dollar oder 450 000 Euro) 
geschätzt. Bis jetzt gebe es Zusagen über 200 
000 Rand und darü ber hinaus testamenta-
rische Verfügungen, die gemeinsam mit die-
sem Gebäude der Denis-Goldberg-Stiftung 
eine solide Basis sichern sollen.

Am 8. August 2017 hat die Denkmal- und 
Museumsabteilung der Provinzregierung 
von Western Cape in Südafrika beschlossen, 
eine Partnerschaft mit der Denis-Goldberg-
Stiftung einzugehen und ein Gelände für das 
Kulturzentrum bereit zustellen. Das Zentrum 
soll auch anderen Organisationen ein Dach 
bieten, die Kultur und Bildungsangebote für 
junge Menschen in Südafrika fördern. Die 
Mitglieder des Stiftungsrates wand ten sich 
im vergangenen Jahr mit der Bitte um Unter-
stützung an die Öffentlichkeit und schrie-
ben: „Denis’ viele Freundinnen und Freunde 
auf der ganzen Welt haben ihm Beistand und 
alles Gute für die anstehende Behandlung 
gewünscht. Wir möchten Sie und Euch bitten, 
diese Unterstützung auch materiell durch 
kleine oder auch größere Spenden in die Tat 
umzusetzen.
Mit diesem dringenden Aufruf möchten wir 
als Stiftungsrat Denis’ Freunde in Süd afrika 
und in der ganzen Welt aufrufen, uns dabei zu 
unterstützen, seinen Traum wahr zu machen.
Bitte spenden Sie an den Denis Gold berg 
Legacy Foundation Trust, in Deutschland 
über: 
Community HEART e. V. Sparkasse Essen
IBAN: DE60 3605 0105 0001 8002 00   
Stichwort: Denis-Goldberg-Stiftung
Für weitere Informationen oder Spendenquit-
tungen wenden Sie sich bitte an info@exile-
ev.de und/oder Community HEART e. V. – c/o 
Exile-Kulturkoordination e. V., Wandastr. 9, 
45136 Essen, Tel.: 02 01/7 47 98 80

Arnold Schölzel

Siehe auch die Internet seite denisgoldberg.org 
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Wissenschaft im Dienst des Friedens

Manche Menschen neigen leider dazu, 
Auseinandersetzungen und Gedanken 

über eine bevorstehende große und sogar 
un vorstellbare Gefahr zu verdrängen. Das 
sind die noch Zögernden und auch die „Lauen“ 
unter unseren Kollegen, die, trotz guten Wil-
lens, mehr oder weniger abseits stehen.
So fragte mich während der Vorbereitungen 
zur Bildung des „DDR-Komitees für wissen-
schaftliche Fragen der Sicherung des Friedens 
und der Abrüstung“ ein Kollege, ob denn die 
in der DDR bestehenden Gremien (Friedens-
rat, Nationale Pugwash-Gruppe, Komitee für 
europäische Sicherheit, auch die Mitglied-
schaft in der Weltföderation der Wissen-
schaftler u. a.) nicht ausrei chend seien und 
ob ein neues Komitee noch Eigenes zu leisten 
vermöge. Ich antwortete ihm, das hätte ich 
mich zunächst auch ge fragt. Man könne zwar 
die Konstituierung dieses Komitees ganz all-
gemein damit begründen, daß gerade die Wis-
senschaftler in der gegenwärtigen Situation 
gar nicht genug für die Sicherung des Frie-
dens und für die Abrüstung tun könnten. 
Eine solche Antwort schiene mir aber zu 
oberflächlich. Also: Was kann und muß ein 
Wissenschaftler heute und hier tun, um sich 
wirklich ernsthaft al len Varianten und Konse-
quenzen des Kampfes um Frieden und Abrü-
stung zu stellen?
Das beginnt damit, daß die Wissenschaft-
ler aller Fakultäten dazu berufen sind, jede 
ihnen zugängliche Information über die 
in ternationale Lage auszuwerten und die 
Wahrheit über die Urheber dieser Gefahr zu 
verbreiten. Um nur ein Beispiel zu nennen: 

Die Konzeption des „atomaren Erstschlages“ 
stammt doch nicht von der UdSSR oder von 
den anderen sozialistischen Ländern. Und so 
dürfen und werden wir – wie Hermann Kant 
kürzlich sagte – „nicht mitmachen beim groß-
zügigen Umgang mit der gleichmacherischen 
Vokabel von den Supermächten“, … denn „es 
war und ist nicht zu überhören, daß der Füh-
rer der einen Weltmacht von der anderen als 
dem Sitz des Bösen spricht und die Führer 
dieser anderen Weltmacht vom Prinzip der 
friedlichen Koexistenz nicht lassen wollen. – 
Da käme ein Gleichheitszeichen zwischen den 
beiden einer gefährlichen Lüge gleich.“
Mitte Mai hatte die Akademie der Wissen-
schaften der UdSSR zu einer Konferenz „Für 
die Rettung der Menschheit vor der Ge fahr 
eines Atomkrieges, für Frieden und Abrü-
stung“ eingeladen, an der mehrere hundert 
Wissenschaftler aus der UdSSR und 45 Ver-
treter aus sozialistischen und nichtsoziali-
stischen Ländern teil nahmen.
Diese Maitage in Moskau waren besonders 
dazu angetan zu spüren, was verbrannt, zer-
stört und vollständig und unwieder bringlich 
vernichtet würde, wenn wir diejenigen nicht 
daran hin dern, die bereit sind, es auf einen 

„Versuch“, auf einen „begrenz ten Atomkrieg“ 
ankommen zu lassen. Man sagte mir, es sei 
der schönste und wärmste Mai seit 1948, 
und ich glaube mich zu erin nern, daß wir vor  
35 Jahren die Verheißung und Pracht dieses 
Frühlings in Klin bei Moskau während des 
Aufbaus der Kapron-Fabrik trotz angestreng-
ter Arbeit genossen haben, denn der Winter 
war lang und kalt gewesen. Ich spreche von 
Verheißung, weil wir sahen und hörten, wie 
die Folgen und Zerstörungen des zweiten 
Weltkrieges allmählich verschwanden, wie 
Neues aus Trümmern wuchs, und wir waren 
überzeugt davon, daß ähnliches nicht wie der 
geschehen würde, obschon wir vom Schrek-
ken der Hiroshima-Bombe wußten.
An jene Zeit erinnerte der 80jährige und 
bewundernswert vitale Präsident der Mos-
kauer Akademie der Wissenschaften, A. P. 
Alexandrow, als die UdSSR begann, Kern-
kraftwerke und Atomeisbre cher zu bauen, die 
USA dagegen die ersten Atom-U-Boote kon-
struierten und die A-Bomben weiterentwik-
kelten, eine Zeit, in der die UdSSR bereits bei 
jedem Schritt, den sie tat, von der imperiali-
stischen Propaganda als „Aggressor“ hin-
gestellt wurde, obwohl das Gegenteil für 
jedermann sichtbar war. Die Sowjetunion 
folgte erst – gegen ihre erklärten Absichten – 
mit Rüstungen, nachdem die Entwicklungen 
in den USA bedrohlich wurden. Jedermann sei 
von Herzen froh gewesen, als Ende der sech-
ziger Jahre eine Ent spannungsphase begann 
und die Vernunft die Oberhand zu gewin nen 
schien. Inzwischen aber ist das Wort „Ent-
spannung“ mehr und mehr aus dem Sprachge-
brauch der USA und der NATO ver schwunden, 
und erneut werden Töne laut und Taten sicht-
bar, die an die schlimmsten Zeiten des kal-
ten Krieges nach 1945 erin nern. Aus dieser 
gegenwärtigen politischen Situation wurden 
die Aufgaben der Wissenschaftler zur Abwen-
dung eines Kernwaffen krieges abgeleitet:

1.   Es ist außerordentlich wichtig, unermüd-
lich die schweren und unausdenkbaren Fol-
gen eines Kernwaffenkrieges in Wort und 
Schrift aufzuzeigen, ohne Angst zu schüren 
oder Psychosen zu er zeugen. Die Haltlosigkeit 
und die Gefährlichkeit der Konzeption eines 

„begrenzten“ oder „langwierigen“ Atomkrie-
ges muß allen Menschen mit wissenschaftli-
chen Aussagen nachgewiesen werden, um der 
Bagatellisierung eines Nuklearkrieges entge-
genzutreten.
2.   Die exakten Gegenargumente der Wissen-
schaftler gegen die irreführende Propaganda 
kapitalistischer Länder zur Begründung der 
Aufstellung von neuen Mittelstreckenrake-
ten in Westeuropa bekommen immer größere 
Bedeutung. Die Tricks der falschen NATO-

„Friedenspropheten“ sind als das, was sie in 
Wirklichkeit sind, bloßzustellen: die Vortäu-
schung von Friedensliebe als Tar nung für das 
skrupellose Vorhaben, Europa zum Schlacht-
feld ei nes Nuklearkrieges mit allen seinen 
Folgen und Verlusten, mit der vollständigen 
Vernichtung unserer zweitausendjährigen 
Kultur werden zu lassen. Die Wissenschaft-
ler müssen allen Europäern sa gen, was dieser 
von Washington konzipierte „Stellvertreter-
krieg“ für sie bedeuten würde – und für die 
Amerikaner, in denen dieses Konzept die trü-
gerische Hoffnung wecken soll, sie würden 
von der Katastrophe nicht betroffen sein 
und der Nuklearkrieg ließe sich auf Europa 
begrenzen. Das gleiche Ziel wie die Brüsseler 
Rake ten-Beschlüsse verfolgt auch die Schaf-
fung neuer Antiraketensy steme und die vor-
gesehene Ausweitung der Rüstung in den 
Kos mos: In Washington spielt man in völli-
ger Fehleinschätzung der eigenen Lage mit 
dem Atomkrieg.
3. Alle Versuche, die Antikriegsbewegung 
zu spalten oder zu schwächen und dieser 
immer größer werdenden Bewegung und 
ih ren Menschen, die nichts anderes wünschen 
als Frieden, falsche und unlautere politische 
Absichten und Motive zu unterstellen und sie 
als „kommunistisch unterwandert“ zu verteu-
feln, müssen vor allem von Gesellschaftswis-
senschaftlern bekämpft wenden. Dazu gehört 
auch, der besonders infamen Lüge, die Sowjet-
union drohe mit Krieg und Unterwerfung 
anderer Völker, entgegenzutreten, da diese 
Unwahrheit besonders geeignet ist, die Anti-
kriegsbewegung zu schwächen und die Lau-
terkeit ihrer Motive herabzusetzen. 
4. Gerade die Wissenschaftler müssen sich 
energisch bemühen, zu verhindern, daß 
wieder Schranken gegen eine ersprießliche 
in ternationale wirtschaftliche, wissenschaft-
liche und kulturelle Zu sammenarbeit errich-
tet werden und daß im Interesse von Feinden 
des Friedens Kooperationen zerstört wer-
den, die sich als fruchtbar für alle Beteilig-
ten erwiesen haben.

„Man kann nicht umhin“, sagte ein Red-
ner, „dem Akademiemitglied W. A. Engel-
hardt zuzustim men, wenn er die Frage nach 
der größeren Verantwortung der Ge lehrten 
und der Wissenschaft beim Entstehen von 
Gefahren globa len Charakters aufwirft, an 
deren Entstehen die Wissenschaft und ihre 

Am 23. Mai ist unser Genosse, der uner-
müdliche „RotFuchs“-Autor 

Prof. Dr. Horst Schneider 
im Alter von 90 Jahren in Dresden 
gestorben.
Er gehörte zu den Hochschullehrern 
der DDR, die ihr Weltbild nicht von Sieg 
oder Niederlage abhängig machten. 
Auch in stürmischen Zeiten blieb Horst 
Schneider bei Marx, Engels und Lenin, 
vergaß er nie die historische Bedeutung 
der DDR.
Zwischen 1955 und 1990 arbeitete er – 
nur unterbrochen durch eine dreijährige 
Tätigkeit als Konsul der DDR in Tansa-
nia – an der Pädagogischen Hochschule 
Dresden und setzte sich im Präsidium 
der DDR-Liga für die Vereinten Nationen 
für die Durchsetzung des Völkerrechts 
ein. Der Bekämpfung der Konterrevolu-
tion und ihrer Wortführer, den Knabes, 
Gaucks und Birthlers, galt sein umfang-
reiches publizistisches Schaffen – im 
„RotFuchs“, in der „jungen Welt“ und in 
zahlreichen Büchern und Broschüren. 
Seine revolutionäre Streitlust, seine 
scharfe marxistische Klinge werden 
fehlen.
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Schöpfer, das heißt die Forscher, mitgewirkt 
haben“, und er mahnte abschließend, daß „die 
Intensität des Rüstungswettlaufs … auch von 
jenen Menschen der Wissenschaft aufrecht-
erhalten wird, die im Westen ihr Wissen und 
Talent bewußt in den Dienst des Krieges 
stellen. Mögen diese Gelehrten ihre Verant-
wortung erken nen, mögen sie ihre nicht uner-
heblichen Möglichkeiten darauf richten, den 
Lauf der Ereignisse im Interesse des Friedens 
zu be einflussen!“ Deshalb muß auch unsere 
tiefe Besorgnis um die Ge schicke der Mensch-
heit sich in immer wirksameren Aktionen aus-
drücken und niederschlagen; denn es soll 
später niemand sagen können, er habe nicht 
gewußt, was er anrichtete.
Es darf nicht geschehen, daß die Menschheit 
ihr Wissen zu nichts Besserem zu gebrau-
chen weiß, als sich selbst umzubringen und 
die Erde völlig zu zerstören. Auch die Mei-
nung, die man bis weilen hört, es gäbe immer 
noch genügend Chancen für Überle bende, 
und diese würden das Zerstörte wieder 
aufbauen, ist eine gefährliche Illusion. Bio-
logen und Mediziner haben erneut in Mos-
kau schwerwiegende Gründe genannt, daß 
es nur genetisch Geschädigte als „Überle-
bende“ geben wird, und daß niemand die 
biologischen Konsequenzen eines Nuklear-
krieges voraussagen kann. Daher ist es mehr 
als gewissenlos, wenn die US-Administra-
tion den Standpunkt vertritt, sie könne 
die Überlegenheit in einem Kernwaffen-
krieg gewinnen, und wenn Edward Tel-
ler erklärt, ein Atomkrieg sei durchaus 
möglich und nicht so verhängnisvoll, wie 
behauptet würde. Der ganze Widersinn 
der Befürworter einer „Neurüstung“ oder 

„Nachrüstung“, die das bestehende Gleichge-
wicht zerstört, wird offenbar, wenn das 
unablässige Bemühen der Mediziner, Bio-
logen und Pharmakologen um die Ausrot-
tung von Krankheiten und Seuchen diesem 
Streben nach Aufrüstung mit den alles ver-
nichtenden ABC-Waffen, die im Falle ihres 
Einsatzes die Erde unbewohnbar machen, 
gegenübergestellt wird. Eben des halb müs-
sen die Wissenschaftler dazu beitragen, die 
Beseitigung dieser Waffen aus den Rüstungs- 
arsenalen zu erreichen, um die Erde vor der 
Vernichtung zu bewahren.

Die Konferenz war – trotz vieler schreckli-
chen Offenbarungen – dennoch nicht dazu 
angetan, Angst zu verbreiten. Sie schaffte 
Klarheit, Klarheit auch darüber, „was und 
wer uns bedroht“. Wir müssen – und das 
gilt gerade auch für die Wissenschaftler der 
DDR, die wir an der Grenze der beiden Welt-
anschauungen leben – die Wahrheit verbrei-
ten, daß allein der Frieden Grundlage der 
sozialistischen Gesellschaft ist, weil diese 
Gesellschaftsordnung nur im Frieden gedei-
hen kann. Wir müssen aber auch – ich wie-
derhole das noch einmal – diejenigen bei uns 
und überall in Eu ropa zu erreichen suchen, 
die bewußt nichts hören wollen und sich 

„abschotten“, und wir müssen sie über die 
Folgen dieses mögli cherweise tödlichen 
Desinteresses aufklären. Wir müssen dar-
über hinaus Vertrauen schaffen, indem wir 

uns mit unserer ganzen Per son für die Wahr-
heit einsetzen, indem wir angehen gegen die 
infame Lüge, der Sozialismus und der Kom-
munismus bedrohten die Welt, indem wir mit 
der Beantwortung der einfachen und ebenso 
alten Frage beginnen, wer denn an Kriegen 
verdient hat und wer jetzt die Gewinne aus 
der Aufrüstung einstreicht. Wir müssen uns 
mit allen Mitteln, die uns unser Wissen und 
Gewissen in die Hand geben, wehren dagegen, 
daß einige wenige mit der verlogenen These, 
sie müßten die Demokratie und die Freiheit 
retten, bereit sind, Hunderte Millionen von 
Menschen in den sicheren Tod zu schicken. Ein 
Krieg mit ABC-Waffen wäre heute nicht mehr 

„die Fort setzung der Politik mit anderen Mit-
teln“, er wäre das Ende der Menschheit.

Hermann Klare  
(RF-Archiv, 1983)

Herzlichen Glückwunsch unseren 
Regionalgruppenvorsitzenden 

Ingrid Buchhorn 
(Güstrow) zum 75. Geburtstag  
am 8. Juli

Olaf Westphal 
(Saßnitz) zum 65. Geburtstag  
am 24. Juli

Wir bedanken uns für Eure langjährige 
ehrenamtliche Tätigkeit im „RotFuchs“-
Förderverein und wünschen Euch auch 
für die Zukunft viel Kraft und Gesund-
heit.

Bei Marx – unter seinem Banner
RF-Veranstaltung 200 Jahre Karl Marx am 18. Mai in Berlin

Könnte es sein, Leibgardisten des Kapitals treibe die Furcht um, ihre Gesellschaftsordnung 
erweise sich jetzt in der Tat – wie Marx es vorhersah – als nicht weit genug?
Am Grab seines Freundes hat Friedrich Engels betont, der Verstorbene sei nicht nur uner-
setzbar als genialer Wissenschaftler, Analytiker und Interpret der Menschheitsentwicklung: 
„Denn Marx war vor allem Revolutionär. Mitzuwirken, in dieser oder jener Weise, am Sturz 
der kapitalistischen Gesellschaft und der durch sie geschaffenen Staatseinrichtungen, mit-
zuwirken an der Befreiung des modernen Proletariats, dem er zuerst das Bewußtsein seiner 
eigenen Lage und seiner Bedürfnisse, das Bewußtsein der Bedingungen seiner Emanzipation 
gegeben hatte – das war sein wirklicher Lebensberuf.“

Aus dem Festvortrag von Prof. Götz Dieckmann

Nimmer kann ich ruhig treiben / was die Seele 
stark erfaßt. / Nimmer still behaglich bleiben / 
und ich stürme ohne Rast. / And’re mögen nur 
sich freuen / wenn‘s so recht zufrieden geht. / 
Mögen Glückwunsch sich erneuen / beten nur 
ihr Dankgebet.
Mich umwogt ein ewig Drängen / ew‘ges 
Brausen, ew‘ge Glut. / Kann sich nicht ins 
Leben zwängen / will nicht zieh‘n in glatter 
Flut. / Himmel such ich zu erfassen / und die 
Welt in mich zu zieh’n. / Und in Lieben und in 
Hassen / möcht’ ich bebend weiter sprühn.
Darum laßt uns alles wagen / niemals rasten, 
niemals ruh’n / nur nicht dumpf so gar nichts 
sagen / und so gar nichts wolln und tun. / 
Nur nicht brütend hingegangen / ängstlich 
in dem niedern Joch / denn das Sehnen und 
Verlangen / und die Tat, die bleibt uns doch.
Alles möchte ich mir erringen / jede schöne 
Göttergunst / und in Wissen wagend dringen 
/ und erfassen Sang und Kunst ...

Aus „Empfindungen“, ein Gedicht von Karl Marx (1836)

„Die Grenzgänger“ bei ihrem vom Publikum begeistert aufgenommenen Programm

Die CD gibt’s bei Michael Zachcial,  
Charlottenstraße 5, 28203 Bremen  
(Tel. 0421-16 69 11 54)
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DAS HISTORISCHE STICHWORT

Der 6. Juli 1918 
Moskau, 6. Juli 1918, 14 Uhr. Der Leiter der 
Geheimabteilung der Tscheka, der Sozialre-
volutionär Bljumkin, und das Mitglied des 
Revolutionstribunals Andrejew verlassen 
gegen 14 Uhr das Gebäude der „Gesam-
trussischen Außerordentlichen Kommis-
sion zum Kampf gegen Konterrevolution, 
Sabotage und Spekulation“. Ein Auto bringt 
sie zur deutschen Botschaft. Unter Vorlage 
schriftlicher Vollmachten bitten sie um 
eine persönliche Unterredung mit dem Bot-
schafter Graf Mirbach. Als Mirbach um 14.47 
Uhr in Begleitung von Dr. Riezler und Leut-
nant Müller erscheint, ziehen Bljumkin und 
Andrejew nach kurzem Wortwechsel Pisto-
len, schießen auf den Grafen Mirbach und 
werfen zwei Handgranaten. Der Botschaf-
ter des kaiserlichen Deutschland in Mos-
kau wird getötet. Die Täter können flüchten. 
Der Vorsitzende des Rates der Volkskom-
missare, Lenin, wird wenig später über das 
Attentat informiert. Er fordert sofort den 
Vorsitzenden der Tscheka, Felix Dsershin-
ski, auf, persönlich die Untersuchung vorzu-
nehmen. Die Ermordung Mirbachs erfolgte 
auf Beschluß des Zentralkomitees der Par-
tei der Sozialrevolutionäre; sie gibt das Zei-
chen für Rebellionen in Moskau, Petrograd 
und Jaroslawl. Ihr Ziel ist es, die Bolsche-
wiki von der Macht zu verdrängen. Felix 
Dsershinski wird im Hauptquartier der 
Sozialrevolutionäre verhaftet. 

Kreml, 17.50 Uhr. Lenin wird über die Meu-
terei der Sozialrevolutionäre informiert. Er 
gibt Weisung, den offenen Aufstand nieder-
zuschlagen und die Fraktion der Sozialre-
volutionäre auf dem V. Gesamtrussischen 
Kongreß der Sowjets der Arbeiter-, Bauern-, 
Soldaten- und Rotarmistendeputierten zu 
verhaften. Die Aufrührer besetzen in den 
Abendstunden das Telegrafenamt, das Elek-
trizitätswerk, das Gebäude der Tscheka. Sie 
bereiten sich für den 7. Juli zum Sturm auf 
den Kreml, den Sitz der sowjetischen Regie-
rung, vor. Die Situation ist bedrohlich. Der 
Regierung stehen zur Verteidigung des 
Kreml nur ein Regiment und eine Gruppe 
Offiziersschüler zur Verfügung. Größere 
Einheiten befinden sich in den Sommerla-
gern außerhalb der Stadt. Auf der Seite der 
Sozialrevolutionäre stehen einige tausend 
aufgewiegelte und irregeführte Soldaten. 
Den Bolschewiki gelingt es in der Nacht 
zum 7. Juli, revolutionäre Arbeiter Moskaus 
gegen den Putschversuch zu mobilisieren. 
Dramatische Stunden ziehen herauf, von 
deren Ausgang das Schicksal des ganzen 
Landes und der jungen Revolution abhän-
gen. Die Bolschewiki können die Solda-
ten einer Division lettischer Schützen vom 
konterrevolutionären Charakter der Meu-
terei der Sozialrevolutionäre überzeugen. 
Die lettischen Schützen ziehen in die Stadt 
ein. In den Morgenstunden des 7. Juli ist 
die Meuterei der Sozialrevolutionäre nie-
dergeschlagen.

9. Juli. Der V. Sowjetkongreß nimmt seine 
Arbeit wieder auf. Nach dem Bericht der 
Regierung über die Ereignisse billigt er die 
Maßnahmen zur Liquidierung des Putsches 
und faßt einstimmig den Beschluß, die lin-
ken Sozialrevolutionäre aus den Sowjets zu 
verjagen.

10. Juli. Der Kongreß bestätigt die Verfassung 
der Russischen Föderativen Sowjetrepublik. 
Mit diesem Akt erklärt er der ganzen Welt, 
daß der erste Staat der Arbeiter und der Bau-
ern auf seinem Wege zum Aufbau des Sozia-
lismus weiter vorwärtsschreitet.

_________________

Es hat während des Verlaufs der proletari-
schen Revolution in Rußland, in den Tagen des 
Oktober 1917, wahrlich nicht an dramatischen 
Situationen gefehlt. Sie waren nicht weniger 
erregend als die Ereignisse des 6. Juli 1918. 
Und doch hing das Schicksal der Revolution 
an diesem Tage an einem seidenen Faden. Der 
gefährliche Stoß gegen die junge Sowjetmacht 
kam diesmal nicht aus den Reihen der erklär-
ten Feinde der proletarischen Revolution, son-
dern von Menschen, die auch ihren Anteil am 
Kampf gegen den Zarismus, am Sturz des ver-
haßten Regimes hatten.
Die Sozialrevolutionäre waren eine russische 
kleinbürgerliche Partei mit einer starken bäu-
erlichen Basis. Sie waren für den Sturz der 
zaristischen Selbstherrschaft, traten für die 
Aufteilung des Großgrundbesitzes und die 

Gründung einer demokratischen Republik ein. 
Eine wesentliche, der Taktik der Bolschewiki 
widersprechende Methode des politischen 
Kampfes dieser Partei war der individuelle 
Terror als Hauptkampfmittel gegen den Zaris-
mus. Der Klassencharakter des Staates und 
die führende Rolle des Proletariats wurden 
von den Sozialrevolutionären geleugnet.
Nach der bürgerlich-demokratischen Febru-
arrevolution 1917 gewannen die Sozialrevo-
lutionäre zeitweise starken Einfluß in den 
Sowjets der Arbeiter und Soldaten, sie waren 
die Hauptstütze der Provisorischen Regie-
rung. Aber ihre schwankende politische Hal-
tung führte zur Spaltung der Partei. Als die 
linken Sozialrevolutionäre die Errungen-
schaften der Oktoberrevolution anerkannten, 
wurden ihre Vertreter von den Bolschewiki 
in die Regierung aufgenommen – Zeichen der 
Bereitschaft, mit allen Parteien zusammenzu-
arbeiten. Aber die linken Sozialrevolutionäre 
entpuppten sich bald wieder als kleinbürger-
liche Opportunisten, die das Volk mit Phrasen 
und falschen Versprechungen fütterten und 
immer entschiedener gegen die sozialistische 
Umgestaltung des Landes auftraten.
Aus Protest gegen die Unterzeichnung des 
Brester Friedens (3. März 1918) mit dem 
imperialistischen Deutschland waren sie 
aus der Regierung ausgetreten, nicht erken-
nend, daß dem Lande keine andere Wahl 
blieb, um eine Atempause zur Festigung der 
Revolution und zum Aufbau einer proleta-
rischen Armee zu bekommen. Die ultimativ 
vorgetragenen Bedingungen des deutschen 
Imperialismus waren schmachvoll. „Es ist 
unglaublich, unerhört schwer, einen unglück-
seligen, maßlos schweren, unendlich ernied-
rigenden Frieden zu unterzeichnen, wenn 
der Starke dem Schwachen das Messer an 
die Kehle setzt.“ (Lenin, Werke Bd. 27, S. 35) 
Und Lenin schreibt weiter: „Den Frieden zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht zu unterzeich-
nen heißt dem deutschen Imperialismus den 
bewaffneten Aufstand oder den revolutionä-
ren Krieg zu erklären. Das ist entweder eine 
Phrase oder eine Provokation der russischen 
Bourgeoisie, die begierig den Einmarsch der 
Deutschen erwartet.“ (Ebenda, S. 41)
Die Sozialrevolutionäre in ihrer politischen 
Kurzsichtigkeit, erfüllt von kleinbürgerlichem 
Revoluzzertum und Anarchismus, sahen nur 
die schmachvollen Friedensbedingungen. 
Sie erkannten nicht, daß der Brester Frieden 
ein Schlag gegen die herrschenden Kreise der 
USA, Großbritanniens und Frankreichs war, 
die darauf spekulierten, daß das imperiali-
stische Deutschland, mit dem sie sich selber 
noch im Kriege befanden, zum Totengräber 
der sozialistischen Revolution werden sollte. 
Die Sozialrevolutionäre beschritten in ihrer 
Verblendung den Weg des offenen antisowje-
tischen Kampfes und konterrevolutionärer 
Aktionen. In der provokatorischen Absicht, 
den Brester Frieden zu sabotieren, ließen 
sie den deutschen Botschafter Graf Mirbach 
ermorden. RF

Programm (1968) zu dem sowjetischen Film 
„Der 6. Juli“ von Juli Karassik nach dem 
Drehbuch von Michail Schatrow (deutsche 
Synchronsprecher waren u. a. Gerry Wolff, 
Hans-Peter Minetti und Norbert Christian)
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Georgi W. Plechanow –  
Parteigründer und Theoretiker

Sucht man unter den Schriften zu nam-
haften Politikern und Theoretikern der 

internationalen Arbeiterbewegung nach 
Georgi Walentinowitsch Plechanow, findet 
man fast nichts über diesen Kampfgefähr-
ten Lenins, seine Rolle bei der Entwicklung 
der Arbeiterbewegung und seine Bedeu-
tung für die Ver t iefung mar-
xistischen Denkens. Sein 100. 
Todestag – er starb am 30. Mai 
1918 – ist Anlaß, mit diesem Bei-
trag zur schrittweisen Schlie-
ßung dieser Lücke beizutragen.
Um es vorweg zu sagen: Lenin 
betonte 1921, daß man kein 
wahrer und bewußter Kommu-
nist werden könne, wenn man 
nicht alles, was Plechanow über 
Philosophie geschrieben hat , 
studiere, denn es sei das „Beste 
in der gesamten internationalen 
marxistischen Literatur“. 
Worauf stützt sich diese Ein-
schätzung? Georgi W. Plecha-
now – geboren am 11. Dezember 
1856 – lebte in einer Zeit , in 
der Rußland durch Peter I. den 
Übergang vom Mit telalter in 
die Moderne und den Anschluß 
an Westeuropa vollzogen hatte. 
Wie die Aufklärer Lomonossow 
oder Belinski lobte auch Ple-
chanow den Zaren dafür, daß er 

„den ungeheuren Umschwung 
vollendet habe, der Rußland vor der Ver-
knöcherung rettete“.1 Aber dieser russische 
Weg war verbunden mit einer zunehmen-
den Unterdrückung der Bauernschaft sowie 
mit der zaristischen Diktatur im gesamten 
Land. Auf diesem Hintergrund entstand die 
antizaristische Organisation der Volkstüm-
ler (Narodniki), der sich der Gutsbesitzer-
sohn aus dem Gouvernement Tambow aus 
humanistischem Geist heraus anschloß. Er 
hatte nach Absolvierung der Kadettenan-
stalt in Woronesch von 1874 bis 1876 am 
Petersburger Inst itut für Bergbau stu-
diert . In dieser Zeit wurde sein sozial-
politisches Denken stark von den Ideen 
der russischen revolutionären Demokra-
ten Tschernyschewski, Dobroljubow, Her-
zen und Belinski beeinf lußt . Seit 1875 
nahm er an revolutionären Aktivitäten 
der Volkstümler teil, weshalb er 1877 und 
1878 zweimal verhaftet wurde und daher 
1880 emigrierte. Von 1880 bis 1917 lebte 
er abwechselnd in der Schweiz, in Italien 
und Frankreich. Obwohl sich Plechanow in 
dieser Zeit mit Schriften von Marx beschäf-
tigte, hing er noch der Volkstümlerideolo-
gie mit ihrer Hoffnung auf die Entwicklung 
der bäuerlichen Dorfgemeinde an.
Nachdem der russische Nationalökonom 
V. I. Orlow (1848–1885) in einer ausführ-
lichen Analyse nachgewiesen hatte, daß 
die Dorfgemeinde insbesondere im Bezirk 
Moskau bereits im Verfall begriffen war 

und dieser Zerfallsprozeß tendenziell das 
ganze Land erfaßte, verstand Plechanow, 
daß auf einer zerfallenden Wirtschaftsform 
keine neue sozialökonomische Gesellschaft 
errichtet werden kann, orientierte sich auf 
die Arbeiterbewegung und vertiefte sich in 
die marxistische Literatur.

Auf dieser Basis und unter Einbeziehung 
der Erfahrungen der westeuropäischen 
Arbeiterbewegung brach er 1881/1882 
mit der Volkstümlerideologie und wurde 
Marxist. 1883 gründete er in Genf zusam-
men mit Paul Axelrod, Vera Sassulitsch  
u. a. die erste russische marxistische Orga-
nisation „Befreiung der Arbeit“, die Lenin 
als Gründung der Sozialdemokratie in Ruß-
land bezeichnete. Er schrieb: „Die litera-
rischen Erzeugnisse dieser Gruppe, die 
unzensiert im Ausland gedruckt wurden, 
begannen zum erstenmal mit der syste-
matischen und alle praktischen Schluß-
folgerungen enthaltenden Darlegung der 
marxistischen Idee (…)“2 Und Lenin schluß-
folgert: „Die Gründung der russischen Sozi-
aldemokratie ist das Hauptverdienst der 
Gruppe Befreiung der Arbeit – Plechanows, 
Axelrods und ihrer Freunde.“
Plechanows wissenschaftliche Aktivitäten 
bestanden in dieser Zeit darin, das „Kom-
munistische Manifest“ ins Russische zu 
übersetzen und herauszugeben. Auch die 

„Thesen über Feuerbach“ von Marx sowie 
die Arbeit von Engels „Ludwig Feuerbach 
und der Ausgang der klassischen deutschen 
Philosophie“ hat er übersetzt.
In seiner ersten eigenen marxistischen 
Arbeit „Sozialismus und politischer Kampf“ 
(1883) sowie in dem 1885 nachfolgenden 
Buch „Unsere Meinungsverschiedenhei-
ten“ analysierte er erstmals ausführlich 

die kapitalistische Entwicklung Rußlands, 
orientierte auf die Arbeiterklasse als die 
entscheidende revolutionäre Kraft und rief 
die Volkstümler dazu auf, sich an ihre Seite 
zu stellen.
Damit begann Plechanows intensiver poli-
t ischer und theoretischer Kampf gegen 

die Ideologie der Volkstümler 
und andere antimarxistische 
Auffassungen. Im Verlaufe des-
sen wurde er zum Hauptvertre-
ter des Marxismus in Rußland, 
erhielt internationale Bedeu-
tung und trug wesentlich zur 
Vertiefung marxistischen Den-
kens bei.
Eine maßgebliche Rolle spiel-
ten dabei seine beiden Schrif-
ten „Zur Frage der Entwicklung 
der monistischen Geschichts-
auffassung“ (1895) und „Über 
die Rolle der Persönlichkeit in 
der Geschichte“ (1898).
Die internationale Wirksamkeit 
zeigte sich darin, daß er 1889 
a m Gr ü ndu n g skon g r eß der  
II. Internationale in Paris teil-
nahm und in den 90er Jahren 
zu den führenden Theoretikern 
der II. Internationale gehörte. In 
diesem Zusammenhang beauf-
t rag te die Sozia ldemok rat i-
sche Partei Deutschlands 1894 
Plechanow damit , die Schrif t 

„Anarchismus und Sozialismus“ zu verfas-
sen, die in fast alle europäischen Sprachen 
übersetzt wurde.
Er wurde zum Mitglied des Ständigen Inter-
nationalen Komitees der Internationale 
gewählt, was Lenin damit begründete, es 
sei „besonders notwendig, auf diesen wich-
tigen Posten einen Mann zu stellen, der 
fähig ist , der Strömung zu widerstehen 
und ein gewichtiges Wort gegen das ideo-
logische Schwanken zu sagen. Aus diesem 
Grunde (…) stimmen wir für G. W. Plecha-
now.“3

Damit wurde Plechanow in dieser Periode 
zum Initiator der Verbreitung des Marxis-
mus in Rußland. Er war der geistige Füh-
rer der jungen russischen Intelligenz sowie 
klassenbewußter Teile der Arbeiterschaft. 
Mit seinen Arbeiten wurde eine ganze 
Generation russischer Marxisten erzogen. 
Lenin und Trotzki erkannten ihn als ihren 
Lehrmeister an.
1895 lernte er in Petersburg Lenin ken-
nen, der sich bereits mit den Schrif ten 
von Marx und Engels, aber auch von Ple-
chanow beschäf t ig t hat te .  Von da an 
führten sie gemeinsam die Auseinander-
setzung mit den Volkstümlern, mit dem 

„legalen Marxismus“ und dem Revisionis-
mus. Lenin stellte dazu fest: „Plechanow, 
einer der Begründer und Führer der rus-
sischen Sozialdemokratie, hatte durchaus 
recht, als er schonungslose Kritik an der 

Georgi W. Plechanow, Petrograd, April 1917
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neuesten ,Kritik‘ Bernsteins übte …“4 Die-
ser gemeinsame Kampf führte zur Grün-
dung der ersten marxistischen Zeitschrift 
in Rußland im Jahre 1900, der „Iskra“.
Beim Parteikongreß, auf dem sich die Tren-
nung von Bolschewiki und Menschewiki 
vollzog, stand Plechanow fest an der Seite 
Lenins. Er vertrat das gemeinsam erar-
beitete Programm, polemisierte gegen 
die Volkstümler und betonte die Rolle der 
Arbeiterklasse als entscheidendes revo-
lutionäres Element. Lenin hat in dieser 
Phase eng mit Plechanow zusammengear-
beitet. Das betraf besonders die Ausein-
andersetzungen über die Leitungsorgane 
des Parteitages wie Büro, Org.-Komitee, 
Stimmberechtigungen und Redaktionskom-
mission. Beide standen in allen wichtigen 
Gremien auf gleicher Position. Besonders 
wichtig war dabei die Unterstützung Ple-
chanows für Lenins Definition der Partei-
mitgliedschaft im Statut. 
Hier ist der Platz, um die wissenschaftlichen 
Leistungen Plechanows bei der Verbreitung, 
Verteidigung und Vertiefung marxistischen 
Denkens zusammenfassend zu skizzieren. 
Und das an dieser Stelle deshalb, weil von da 
an der weitere Lebensweg von Plechanow 
von verschiedenen Widersprüchlichkeiten 
begleitet war. Das begann mit seinem vor-
sichtigen Bemühen, die Aktivitäten von Bol-
schewiki und Menschewiki zur Lösung der 
eigentlich gemeinsamen Aufgaben zu verei-
nen. Damit geriet er auf die Position des Ver-
söhnlers. Das darf aber den Blick in bezug 
auf seine marxistischen wissenschaftlichen 
Leistungen nicht verstellen.
Die volkswirtschaftlichen Arbeiten Ple-
chanows konzentrierten sich auf die Frage 
nach dem Entwicklungsstadium der russi-
schen Wirtschaft. Er analysierte diese seit 
der Reform von 1861, untersuchte die Ent-
faltung der Warenproduktion, stellte den 
kapitalistischen Charakter dieser Waren-
produktion fest und kommt zu der von Lenin 
zustimmend zitierten Erkenntnis: „Rußland 
hat den kapitalistischen Weg beschritten.“5 
Diese Feststellung beruhte auf der Anwen-
dung der Marxschen Methode des histori-
schen Materialismus. Das ermöglichte ihm 
den Nachweis von objektiven Gesetzmäßig-
keiten der historischen Entwicklung. Dazu 
gehörte auch die Anerkennung des zunächst 
progressiven Charakters des Kapitalismus 
mit seiner Entfaltung der Warenproduk-
tion sowie der tiefgreifenden Umwälzung 
von Industrie, Handel und Finanzwesen. Er 
erkennt darin die Entstehung der materiel-
len Voraussetzungen für den Sozialismus 
und leitet daraus die aufsteigende Rolle der 
Arbeiterklasse und ihre historische revolu-
tionäre Funktion ab.
In diesem Zusammenhang schrieb er: „Diese 
vollständig materialistische Auffassung der 
Geschichte ist eine der größten Entdeckun-
gen unseres an wissenschaftlichen Ent-
deckungen so reichen Jahrhunderts“ und 
fährt fort: „Die von Marx bewirkte Revolu-
tion der sozialen Wissenschaft kann mit der 
von Kopernikus in der Astronomie bewirk-
ten verglichen werden.“6 Hier wie anderswo 
zitiert er ausführlich aus „Zur Kritik der 
politischen Ökonomie“ von Marx, aus dem 

„Kommunistischen Manifest“ und beschäftigt 
sich mit den Kategorien Kapital, Ware, Wert- 
und Mehrwert, Arbeitskraft und Arbeitslohn. 
Dies z. B. in der Schrift „Die Werttheorie von 
Marx und ihre Bedeutung“.7 In dieser Phase 
der Propagierung der marxistischen poli-
tischen Ökonomie waren die analytischen 
Publikationen Plechanows ein bedeutsamer 
Beitrag zu ihrem Verständnis.
Im Zusammenhang mit der Philosophie 
beschäftigte er sich zunächst mit deren 
Geschichte. Nach ihrem Studium folgte er 
den Gedanken von Marx bei der Analyse 
von Hegels idealistischer Dialektik und 
unterstützte es, sie vom Kopf auf die Füße 
zu stellen. Damit kam er zum dialektischen 
Materialismus, zu dessen weiterer Ausar-
beitung und Verbreitung er in bedeutendem 
Maße beitrug. Die entsprechenden Arbeiten 
Plechanows waren nach den Worten Lenins 

„das Beste in der ganzen internationalen mar-
xistischen Literatur“ jener Epoche.
Dazu gehören auch seine Ausarbeitungen 
über historischen Materialismus. 1894 kenn-
zeichnete er die materialistische Geschichts-
auffassung als Antwort auf die Frage, „wie die 
konkrete Tätigkeit des Menschen sich entwik-
kele, wie sich durch sie das Selbstbewußtsein 
des Menschen entwickele, wie die subjek-
tive Seite der Geschichte entstehe“. Bei sei-
ner Polemik gegen Treitschkes These „Männer 
machen die Geschichte“ erläuterte er die Rolle 
der Volksmassen als entscheidendem Faktor 
des gesellschaftlichen Fortschritts. Ihm war 
klar, daß die revolutionäre Volksbewegung 
nicht spontan gesellschaftliche Verände-
rungen herbeiführt. Bereits in seinen ersten 
politischen Reden sprach er von der Notwen-
digkeit, eine revolutionäre Partei zu gründen.
Zurück zu den Differenzen mit Lenin.
Diese bezogen sich zunächst auf die Beset-
zung der Redaktion der „Iskra“. Als Redak-
tionsvorsitzender hat Plechanow entgegen 
Parteibeschlüssen Martow und zwei weitere 
Menschewisten in die Redaktion kooptiert 
und damit die Mehrheitsverhältnisse verän-
dert. Daraufhin trat Lenin aus der Redaktion 
aus. Das ZK der SDAPR hat in seiner Sitzung 
am 27. November 1903 in Genf einstimmig 
folgenden Beschluß gefaßt: „Die Kooptierung 
von Anhängern Martows in die Redaktion (der 
„Iskra“ – H. M.) durch Genossen Plechanow 
stellt einen direkten Übergang Plechanows 
auf die Seite der Minderheit des Parteitags dar, 
einer Minderheit, von der Plechanow selbst 
wiederholt öffentlich erklärt hat, daß sie zum 
Opportunismus und Anarchismus neigt.“8 In 
einem Artikel erklärte Plechanow, man müsse 

„mitunter selbst demjenigen nachgeben, der 
irrtümlich zum Revisionismus und als anar-
chistischer Individualist handle“.9 Damit bestä-
tigte er seine Rolle als Zentrist.
Diese Position, durch Kompromißbereitschaft 
beide Flügel zu vereinen, wurde auf dem III. 
Parteitag in einer speziellen Resolution noch 
als verständlich akzeptiert, wobei jedoch sein 
anschließender völliger Übergang auf die 
Seite der Menschewiki verurteilt wurde.10

Die Auseinandersetzungen vor allem zwi-
schen Lenin und Plechanow setzten sich über 
die Folgejahre fort, wobei Plechanow mehr-
fach Schwankungen unterlag. Das veranlaßte 
Lenin, ihn mitunter vom Menschewiki und 

Revisionisten zum Versöhnler herunterzu-
stufen.
Die Differenzen verschärften sich bei der Vor-
bereitung der Oktoberrevolution. Obwohl 
Plechanow grundsätzlich auf revolutionärer 
Position stand, hielt er den Zeitpunkt für ver-
früht.11 Es war ihm infolge schwerer Krank-
heit und frühen Todes nicht mehr vergönnt, 
an der weiteren Entwicklung teilzunehmen.
In der Grabrede, die kein Geringerer als 
Lunatscharski hielt, heißt es: „Von Plecha-
now muß begraben werden, was an ihm sterb-
lich, eine Frucht der Schwäche und des Alters 
war. Wir werden das von ihm in seiner Blüte 
geschaffene Unsterbliche bewahren. So ehren 
wir den Helden revolutionären Geistes unge-
achtet dessen, daß er in den letzten Jahren 
vor seinem Tode vom richtigen Wege abkam.“ 
Dennoch stand er bis zu seinem Ende in allen 
theoretischen und weltanschaulichen Grund-
fragen fest auf dem Boden des Marxismus.
Ungeachtet der Differenzen hat Lenin schon 
1918 angewiesen, für die Sammlung, Bewah-
rung und Publizierung von Plechanows wis-
senschaftlichem und politischem Erbe zu 
sorgen. Daraus entstand 1928 in Lenin-
grad das „Plechanow-Haus“, welches auch in  
St. Petersburg fortgeführt wird.
Drei Jahre nach Plechanows Tod schrieb 
Lenin: „… alles, was Plechanow über Philo-
sophie geschrieben hat, (…) muß in die Reihe 
der obligatorischen Lehrbücher des Kommu-
nismus aufgenommen werden.“12

Prof. Dr. Herbert Meißner
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Wir trauern um unseren langjährigen 
„RotFuchs“-Autor, Gründer und ersten 
Vorsitzenden der „RotFuchs“-Regio-
nalgruppe Leipzig, den Rechtswissen-
schaftler der DDR

Prof. Dr. Ingo Wagner 
der (wie wir erst jetzt erfahren haben) 
bereits am 25. Dezember 2017 verstor-
ben ist.
Wir werden ihm ein ehrendes Anden-
ken bewahren.
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG 

Wegbereiter einer neuen Zeit: Die ersten Schritte
Vor vielen Jahren hat der damalige „Deutschlandsender“ (später umbenannt in „Stimme der DDR“) eine auch in Westdeutschland gehörte und beach-
tete Sendereihe mit Vorträgen zu Fragen unserer wissenschaftlichen Weltanschauung ausgestrahlt, deren Manuskripte sich erhalten haben und 
die wir den Lesern des „ RotFuchs“ in einer Auswahl zur Verfügung stellen – inhaltlich wurde nichts verändert, von einzelnen Kürzungen abgese-
hen. Man kann diese Vorträge lesen als Kapitel eines Geschichtsbuchs (dazu auch immer die Angabe des seinerzeitigen Sendetermins) und zugleich 
als Einführung in die Grundlagen marxistisch-leninistischen Denkens. Viele auch in den Vorträgen zum Ausdruck kommende Hoffnungen haben 
sich mit und nach der Konterrevolution von 1989/90 zerschlagen, manche Prognosen haben den Praxistest nicht bestanden – wesentliche Erkennt-
nisse von Marx, Engels, Lenin und anderen unserer Theoretiker aber haben nach wie vor Bestand, an ihnen halten wir fest, sie wollen wir – auch 
mit dieser Serie – vermitteln und erneut zur Diskussion stellen.  RF

 12. September 1974

Jeder Geschichtsetappe liegen bestimmte 
Ursachen und Wirkungen zugrunde, und so 
erfolgte auch die Gründung der Deutschen 
De mokratischen Republik – historisch gese-
hen – nicht im luft leeren Raum. Sie war tief 
verwurzelt in den progressiven Tra ditionen 
unserer eigenen Geschichte; zugleich aber 
war sie Bestandteil des weltweiten 
revolutionären Umwälzungsprozesses.
Dem Gründungstag der DDR gingen 
über vier Jahre des an tifaschistisch-
demokratischen Neubeginns voraus. 
Diese Zeit spanne seit dem 8. Mai 1945 
ist als die eigentliche Vorgeschich te 
des sozialistischen deutschen Staates 
zu bezeichnen.
In der bürgerlichen Literatur wird für 
den 8. Mai 1945 oft mals der Begriff 

„Stunde Null der deutschen Geschichte“ 
ver wendet. Eine solche Bezeichnung 
könnte zur Umschreibung dafür die-
nen, daß der 8. Mai 1945 die Chance 
für eine tiefgreifende antifaschistisch-
demokratische revolutionäre Umwäl-
zung eröffnete und diese wiederum 
eine völlig neue Epoche auch für Deutsch land 
einleitete, die historische Epoche des Über-
gangs vom Ka pitalismus zum Sozialismus. 
Aber nach den Vorstellungen bür gerlicher 
Historiker soll unter dem Begriff „Stunde 
Null“ ein angeblicher Vakuumzustand ver-
standen werden, der mit dem Unter gang des 
Deutschen Reiches im Feuer des zweiten Welt-
krieges entstanden sei.
In Wirklichkeit gab es diesen Vakuumzustand 
nicht und konnte es ihn auch nicht geben. 
Zwar lag das faschistische Deutsche Reich 
in Trümmern, sein zentraler Staatsapparat 
nebst vielen weiteren seiner Machtinstru-
mente war vernichtet. Doch die völlige Zer-
schlagung des deutschen Imperialismus, die 
Beseiti gung seiner politischen und ökonomi-
schen Grundlagen mußte noch erfolgen, und 
zwar als revolutionäres Werk der fortschritt-
lichen Kräfte aus den Reihen der deutschen 
Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten.
Es war in doppelter Hinsicht keineswegs eine 

„Stunde Null“. Die alten reaktionären Kräfte 
waren zwar weitgehend gelähmt, aber sie exi-
stierten noch. Die neuen, die gesunden Kräfte 
unseres Volkes, die von der Geschichte beru-
fen waren, die po litischen Geschicke in ihre 
Hand zu nehmen, waren zwar schwach, ihre 
Reihen durch den faschistischen Terror dezi-
miert, aber sie waren vorhanden. Als Akti-
visten der ersten Stunde begannen sie sehr 

schnell, die Überwindung der vom Hitlerfa-
schismus hinterlassenen materiellen Trüm-
mer mit der Bewältigung der deutschen 
Geschichte, mit der Beherzigung ihrer Leh-
ren zu verbinden.
Die verbrecherische Aggressionspolitik 
des faschistischen deut schen Imperialis-
mus, seine Kriegführung teilweise bis „fünf 
Minuten nach zwölf“ hatten mit aller Bru-

talität offenbart, wie tief der Wider spruch 
war zwischen der volksfeindlichen, auf dem 
Profitsystem des Kapitalismus beruhenden 
Ausbeutungs- und Expansionspolitik der 
imperialistischen Großbourgeoisie und den 
Lebensinteressen des ganzen Volkes, der 
Arbeiterklasse, der Bauernschaft, der Intel-
ligenz, der Mittelschichten und auch großer 
Teile des Bür gertums. Die Überwindung die-
ses Widerspruchs durch die politi sche und 
ökonomische Entmachtung der Kriegsschul-
digen, d. h. vor allem des Monopolkapitals 
und der Großgrundbesitzer, durch die Errich-
tung einer wahren Volksmacht war historisch 
heran gereift. Für dieses Ziel hatten sich die 
antifaschistische Widerstandsbewegung, das 

„Nationalkomitee Freies Deutschland“ und all 
jene eingesetzt, die in den Reihen der Sowjet-
armee und anderer Streitkräfte der Anti-Hit-
ler-Koalition, in den Partisanenabtei lungen 
vieler Länder oder unter den unsäglich schwe-
ren Bedin gungen der faschistischen Zucht-
häuser und Konzentrationslager den Kampf 
für ein neues Deutschland geführt hatten.
Schwer, außerordentlich schwer war der 
Beginn. Die Städte waren zum großen Teil 
zerstört, meist ohne Licht und Gas, oftmals 
selbst ohne Wasser; der Verkehr lag am 
Boden; die Betriebe waren geschlossen. Hinzu 
kamen akutester Mangel an Grundnahrungs-
mitteln, die Gefahr von Seuchen; die Straßen 

waren überflutet von Flücht lingstrecks, von 
Ausgebombten, von Menschen, die ihre näch-
sten Angehörigen suchten.
Und wie sah es in den Köpfen aus? Zwar hat-
ten mehr und mehr Menschen unter den Wir-
kungen der tiefen nationalen Katastrophe, in 
die das deutsche Volk vom Hitlerfaschismus 
gestürzt worden war, zu begreifen begon-
nen, daß es notwendig war, grundlegende 

gesellschaftliche Veränderungen zu 
unterstützen. Aber welche, womit 
beginnen, wie die Probleme meistern 

– darüber fehlte die Klarheit. Furcht vor 
der Zukunft und politische Lethargie 
herrschten vor. Nur wenige waren sich 
wirklich bewußt, daß mit der Befrei-
ung vom Faschismus die große Stunde 
eines mög lichen historischen Neube-
ginns geschlagen hatte.
Und dennoch: Augenzeugen des histo-
rischen Geschehens im Früh jahr 1945 
konnten im Osten Deut schlands 
eine überaus schnelle Wandlung des 
Gesamtbildes der Situation vermerken. 
Sechs bis acht Wochen nach dem 8. Mai 
waren bereits die ersten Keime des 
Neuen, die Anfänge einer politischen 

Aktivität und einer schritt weisen Normali-
sierung des gesamten Lebens zu verzeichnen.

Welches waren die Quellen dieser doch so 
raschen Veränderung? Genannt seien hier nur 
die wichtigsten: als allererstes die Präsenz 
der Sowjetarmee in unserem Teil Deutsch-
lands, die hilfreiche Tat ihrer Soldaten und 
Offiziere. Die Sowjetunion tat getreu den 
Prinzipien eines sozialistischen Staates von 
Anfang an alles, damit das deutsche Volk 
sein demokratisches Selbstbestimmungs-
recht verwirklichen konnte. Die sowjetischen 
Kommandanten sorgten sich nicht nur um die 
Einleitung erster dringender Maßnahmen 
zur Überwindung der schlimmsten Kriegs-
folgen, um die Belieferung der hungernden 
Bevölkerung von Berlin, Dresden und anderer 
Städte mit Lebensmitteln, um die Entminung 
von Straßen und Brücken und eine zumin-
dest notdürf tige Versorgung mit Wasser und 
Strom. Sie halfen vor allem, daß überall deut-
sche Selbstverwaltungsorgane entstanden, 
die die Normalisierung des Lebens in ihre 
Hände nehmen konnten. Beherzte Männer 
und Frauen aus allen Schichten, vor allem aus 
der Arbeiterklasse, waren unermüdlich tätig, 
die schlimmste Not zu lindern, das Leben in 
den Städten und Dörfern wieder in Gang zu 
bringen, Spekulanten das Handwerk zu legen, 
Schma rotzer und faschistische Elemente, die 

Heinz Keßler im Präsidium des II. Parlaments der FDJ  
in Meißen, 23.–26. Mai 1947
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in den Untergrund ge taucht waren, unschäd-
lich zu machen. Sie fragten nicht nach Bezah-
lung ihrer schweren Arbeit, manchmal auch 
nicht nach Vollmachten oder Anweisungen, 
die ihnen niemand geben konnte. Als zweite 
Quelle der relativ raschen Veränderung der 
Situation ist also der wahrhaft selbstlose Ein-
satz dieser „Aktivisten der ersten Stunde“ 
zu nennen. Kaum zurückgekehrt aus Zucht-
häusern und Konzentrationslagern, ohne 
Kenntnis, ob ihre An gehörigen noch lebten, 
nur notdürftig mit Kleidung versehen, in 
zerbombten oder verlassenen Wohnungen 
kampierend, nahmen sie ihre Tätigkeit auf. 
Hinzu kamen die ersten Antifaschisten, die 
aus der Emigration zurückkehrten oder die 
aus Kriegsge fangenschaft entlassen worden 
waren.
Das Zentralkomitee der KPD entsandte Grup-
pen von Beauftragten nach Berlin, Sachsen 
und Mecklenburg. So waren es Kommunisten, 
Sozialdemokraten und andere Antifaschi-
sten, die von Anfang an zusammenwirkten 
und die Grundlage für die Entstehung einer 
breiten antifaschistisch-demokratischen Ein-
heit schmiedeten. Sie alle konnten sich auf die 
Erfahrungen des revolutionären Kampfes der 
deutschen und der internationalen Arbeiter-
bewegung, vor allem aber auch auf die pro-
grammatischen Ausarbeitungen stützen, mit 
denen die Kommunistische Partei Deutsch-
lands und die Bewegung des „Nationalko-
mitees Freies Deutschland“ noch in der Zeit 
des Krieges hervorgetreten waren. Sie hatten 
Ver trauen in die revolutionäre Schöpferkraft 
der Arbeiterklasse und aller Werktätigen und 
wußten, daß dieses Vertrauen sich rechtferti-
gen würde, wenn die Volksmassen die Bedin-
gungen für die freie Entfaltung ihrer Kräfte 
erhalten und wenn ihnen das politische 
Ziel und der Weg zur Verwirklichung ihrer 
Lebens interessen gewiesen werden.
Am 11. Juni 1945 trat das Zentralkomitee 
der KPD mit einem Aufruf an die Öffent-
lichkeit. Seine Grundgedanken gingen von 
einer strategischen Konzeption aus, die sich 
die KPD in gründ lichen Diskussionen und 
durch eine umfangreiche wissenschaft liche 
Analyse bereits in den Jahren der faschisti-
schen Diktatur erarbeitet hatte. Dieser Auf-
ruf war ein Programm für die Be seitigung 
der Wurzeln von Faschismus, Militarismus 
und Impe rialismus, für die Errichtung einer 

antifaschistisch-demokra tischen deutschen 
Republik. Nachdrücklich wies die KPD dar-
auf hin, daß nicht nur die Naziaktivisten und 
Kriegsverbrecher aus allen Positionen zu ent-
fernen und ihrer gerechten Strafe zuzuführen 
sind, sondern daß auch ihre Auftraggeber, die 
eigent lichen Verantwortlichen für die Aggres-
sionspolitik und die na tionale Katastrophe,  
d. h. die Monopolkapitalisten und Großgrund-
besitzer, politisch und ökonomisch entmach-
tet werden müssen. Dies forderten die Lehren 
der deutschen Geschichte. Eine Neuauflage 
der Weimarer Republik, selbst in einer et was 
verbesserten Form, konnte keine Gewähr für 
eine friedliche Zukunft des deutschen Volkes, 
für die Verwirklichung seiner Lebensinter-
essen sein. In zehn Forderungen eines kon-
kreten Aktionsprogramms formulierte die 
KPD die vordringlichsten Aufgaben, zu denen 
sowohl die vollständige Liquidierung der 
Überreste des Hitlerregimes und der Kampf 
gegen Hunger, Ar beitslosigkeit und Obdach-
losigkeit gehörten, als auch die Errichtung 
demokratischer Selbstverwaltungsorgane, 
die Ent eignung des gesamten Vermögens 
der Kriegsschuldigen, die Liquidierung des 
Großgrundbesitzes und die Anerkennung der 
Pflicht zur Wiedergutmachung für die durch 
die Hitleraggres sion den anderen Völkern 
zugefügten Schäden.
Der Aufruf der KPD fand in ganz Deutsch-
land ein großes Echo. Er stand in vollem 
Einklang mit den Zielen, die die Mächte der 
Anti-Hitler-Koalition formuliert hatten. Dies 
wurde an derthalb Monate später besonders 
auch dadurch deutlich, daß die Grundsub-
stanz des am 2. August 1945 unterzeichne-
ten Potsdamer Abkommens der Sowjetunion, 
der USA und Großbritan niens mit dem Inhalt 
des Aufrufs der KPD vom 11. Juni 1945 über-
einstimmte.
Wenige Tage nach der Veröffentlichung 
des Aufrufs der KPD konstituierte sich 
in Berlin der Zentralausschuß der Sozial-
demok rat ischen Par tei , der in seiner 
Erklärung ebenfalls die Errichtung einer 
antifaschistisch-demokratischen deutschen 
Republik forderte und sich für grundlegende 
politische und ökonomische Umgestaltun-
gen aussprach. Beide Parteien bildeten einen 
Aktionsausschuß zur Koordinierung ihrer 
gemeinsamen po litischen Tätigkeit. Ende Juni 
bzw. Anfang Juli bildeten sich zwei weitere 

Parteien, die Christlich-Demokratische Union 
und die Liberal-Demokratische Partei. Auch 
sie traten für eine antifaschistisch-demokra-
tische Erneuerung ein.        
Die KPD hatte sich in ihrem Aufruf für die 
Bildung eines po litischen Blocks der anti-
faschist isch-demokrat ischen Par teien 
ausgesprochen. Das Rückgrat dieser Zusam-
menarbeit aller antifaschistisch-demokrati-
schen Kräfte war die Aktionseinheit zwischen 
KPD und SPD. In vielen klärenden Gesprächen 
gelang es, auch die Führungen der CDU und 
der LDPD davon zu über zeugen, daß der anti-
faschistisch-demokratische Neuaufbau, die 
Überwindung der Kriegsfolgen und die Aus-
merzung des Faschismus eine enge Zusam-
menarbeit aller demokratischen Kräfte 
erfordert.
Am 14. Juli 1945 konstituierte sich der Block 
der antifaschi stisch-demokratischen Par-
teien. Seine Gründung stellte ein völliges 
Novum in der deutschen Geschichte dar. Bis-
her war es den herrschenden Ausbeuter-
klassen immer gelungen, die Volks massen 
zu spalten und sie auf diese Weise um so 
leichter zu unterdrücken. Mit dem antifa-
schistisch-demokratischen Block wurde die 
für die Bedingungen von 1945 beste Form 
einer anti faschistischen Volksfront gefun-
den, für die sich die KPD be reits in den Jah-
ren des Faschismus eingesetzt hatte. Der 
Block wurde so zum politisch-organisatori-
schen Ausdruck des Bündnisses der Arbei-
terklasse mit anderen werktätigen Schich ten, 
dem Mittelstand und den demokratischen 
Kräften des Bür gertums. Die führende Kraft 
in ihm war von Anfang an die Ar beiterklasse. 
Durch Herstellung der Aktionseinheit zwi-
schen KPD und SPD, ihr geschlossenes Auftre-
ten und vor allem durch die wissenschaftlich 
begründete Politik der marxistisch-lenini-
stischen Kräfte wurden Richtung und Ziel 
der antifaschistisch- demokratischen Umwäl-
zung bestimmt und die konsequente Verwirk-
lichung aller beschlossenen Maßnahmen 
gesichert.
Die Befreiungstat der Sowjetarmee hatte 
somit nicht nur neue Hoffnungen geweckt, 
sondern auch das Tor in eine neue Zukunft des 
deutschen Volkes aufgestoßen. Diese histori-
sche Chance galt es zu nutzen.
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Zum 120. Geburtstag von Herbert Marcuse

Am 19. Juli 1978 wurde Herbert Marcuse 
80 Jahre alt. Die publizistischen Würdi-

gungen, die ihm aus diesem Anlaß zuteil wur-
den, lassen den Eindruck entstehen, daß der 
Philosoph der „Großen Weigerung“ ein Jahr-
zehnt nach dem Höhepunkt der Studenten-
bewegung noch einmal politische Aktualität 
gewinnen könnte.
Es mag Zufall sein, daß sein ge sellschaftskri-
tisches Werk „Der eindimensionale Mensch“ 
(englisch 1964) gerade in dem 
A u g e n b l ic k  i n  D e u t s c h l a n d 
erschien, als die Stu denten zu 
revoltieren anfingen. Dann aber 
erfüllte es die Funktion, der theo-
retischen Selbstverständi gung zu 
dienen. Marcuses Kritik an der 
herrschenden Ordnung ist total.
Entgegen der marxistischen Leh re 
ist es, so meint Marcuse, der kapi-
talistischen Gesellschaft gelun-
gen, sich unter den Bedingungen 
fortschreitender technischer Per-
fektion weitgehend zu stabilisieren. 
Sie vermag bei Fortdauer und so gar 
Verschärfung der Ausbeutungs- 
 und Herrschaftsverhältnisse dem 
größten Teil der Bevölkerung 
Wohlstand zu garantieren, der kein 
Bedürfnis nach einer Änderung der 
bestehenden Ordnung aufkommen 
läßt und die Identifizierung des 
zwar ausgebeuteten und beherrschten, aber 
reichhaltig konsumieren den und versorgten 
Bürgers mit dem System fördert und befestigt. 
Ja, dieser Konformismus wird not wendig 
durch den technisch-ökono mischen Prozeß 
der Bedürfnisstei gerung und ihrer Befrie-
digung mit produziert, weil jeder Versuch 
einer Änderung des Systems die Drohung 
einer, wenigstens zeitwei ligen, Minderung 
des Lebensstan dards nach sich ziehen würde.
Die These setzt voraus, daß es dem Mecha-
nismus des interdependenten (untereinander 
eng verbundenen) Weltmarkts gelingen kann, 
jede Krise, das heißt jede Wachs tumsstörung 
der Produktivität, aufzufangen; wobei es im 
Zeitalter der totalen Vernichtungswaffen und 
der durch sie erzwungenen Koexistenz sogar 
im Selbsterhaltungsinteresse der konkurrie-
renden sowjetischen Gesellschaft liegen muß, 
die Lebensfähigkeit der kapi talistischen Welt 
soweit zu erhal ten, daß diese nicht zum letz-
ten Ausweg eines großen Krieges zu greifen 
braucht. Andererseits zwingt der Wettstreit 
der gegen sätzlichen Gesellschaftsformen den 
Kapitalismus, die Ausbeutung durch stei-
gendes Konsumangebot (das auch im eige-
nen Umsatzinter esse liegt) so zu kaschieren, 
daß keine materielle Verelendung der Mas-
sen eintritt.
Die Stabilität des Kapitalismus wird nach 
Marcuse also von außen durch das Zusam-
menwirken der koexistierenden Gegner, von 
innen durch die „Angleichung der gesell-
schaftlichen Klassen in der Kon sumsphäre“ 
gewährleistet. Wirtschaftswachstum ist 
inner halb der kapitalist ischen Produk-
tionsverhältnisse nur mit zuneh mender 
Machtkonzentration, also mit verstärkter 

Herrschaftsausübung und sich ausbreitender, 
schließlich universell werdender Repression 
zu erreichen. Die Form der Bewußtseinsbil-
dung in der Massengesellschaft durch Presse, 
Rundfunk, Fernsehen, Reklame, Mode, Grup-
pen- und Nachbar schaftsinduktion usw. 
erlaubt eine Manipulation nicht nur der Mei-
nungen und Bedürfnisse, sondern auch der 
inneren Antriebe und un bewußten Reaktio-
nen. Herrschaft ist vollkommen verschlei-

ert, aber um so wirkungsvoller; sie hat die 
Methode ihrer Selbsterhaltung der art verfei-
nert, daß sie unangreifbar geworden ist. Es 
gibt keine Kritik und folglich keine wirkliche 
Oppo sition mehr. Pluralismus ist bereits im 
System eingeplant. Von innen heraus ist die-
ses System daher nicht zu verändern.
Damit entfällt für Marcuse eine weitere 
Erwartung des klassischen Marxismus: die 
revolutionäre Kraft des Proletariats. Dem 
Arbeiter ist der Stachel genommen, gegen den 
er sich empörte. Die Teilnahme am steigenden 
Konsum verschleiert ihm die Tatsache, daß 
er partielle Befriedigungen, gar die Befriedi-
gung künstlich stimulierter Bedürf nisse, mit 
dem Verzicht auf seine Freiheit und Mensch-
lichkeit erkau fen muß. Der Mechanismus der 
Wohlstandsgarantien setzt unter den Bedin-
gungen kapitalistischer Produktionsweise 
immer neue Re striktionen der Persönlichkeit, 
im mer weiter reichende Unter drückungen 
in Kraft . Die Herr schaft wird total, der 
instrumenta lisierte Mensch verkümmert, 
ohne es zu bemerken. Das System, das nach 
dialektischem Gesetz seine Negation aus sich 
hervorbringen sollte, integriert diese in einen 
kon formen Pluralismus.
Marcuses „totale Kritik“ an einem vermeint-
lich von innen sta bilen System läuft auf zwei 
aufeinanderfolgende Thesen hinaus: 1. Das 
System kann nur von denen gestürzt wer-
den, die ihm nicht an gehören, also von den 
Unterprivile gierten und von den Nichtinte-
grierten. 2. Die aktive Kritik muß also darin 
bestehen, sich dem Sy stem insgesamt und 
total zu ver weigern. Die Analysen in „Der 
eindimensionale Mensch“ sind einsei tig auf 
diesen Aspekt zugeschnit ten, so richtig und 

wichtig die Ent larvung der Manipulation und 
des Konformitätsmechanismus auch sein 
mögen. Sie verleihen einem noch ungerich-
teten, der konkret- politischen Zielsetzung 
ermangeln den Unbehagen Ausdruck, dessen 
Klassenbasis eher kleinbürgerlich als prole-
tarisch ist. Auf dieser Stufe vermag die kriti-
sche Theorie den Protest zwar zu formulieren, 
aber nicht, ihn politisch wirksam zu artiku-
lieren. Statt sich der Aus arbeitung konkreter 

und erreich barer Ziele zu widmen, 
die zu wei teren Veränderungen der 
Gesell schaft hin vermitteln könn-
ten, ver schanzt sie sich in der Igel-
stellung des Radikalismus.
So w urde Marc uses T heor ie 
letztlich zum Instrument einer 
L ä h  mu ng ge sel l sc h a f t l ic her 
Verände rungsprozesse, die nur 
über man nigfaltige Vermittlun-
gen mit den Interessen der Indivi-
duen und Klassen voranschreiten 
und ebenso im blinden Aktionis-
mus wie in der bloßen Negativität 
der Weigerung keine Vorausset-
zung ihrer Entfaltung finden kön-
nen. Sicher ist, daß Marcuse zur 
Weckung des kriti schen Bewußt-
seins in den 60er Jah ren einfluß-
reich beigetragen hat – nicht 
minder gewiß ist jedoch, daß seine 
Theorie auch in die Sack gasse 

wies, in die die kleinbürger liche Revolte der 
Studentenbewe gung führte. 

Hans Heinz Holz  
(DVZ-Archiv, 1978)

Herbert Marcuse im Disput mit Angela Davis

Es ist für uns durchaus notwendig, von prinzipi-
eller Bedeutung, darum zu ringen, daß die von 
Marcuse kommenden Jung-Intellektuellen für 
den Kampf um Demokratie und Sozialismus, für 
die Etappen des Weges dorthin, eine große Hilfe 
leisten. Diese Hilfe ist um so größer, je mehr sie 
sich durch politische Praxis und theoretische 
Dis kussion freimachen von falschen Ansichten 
über das Proletariat, über seine Partei, über 
den Sozialismus, über die Arbeiter-Macht, über 
abstrakte Frei heit und Demokratie, je mehr sie 
sich freimachen von pseudoradikalem Sektie-
rertum.
Es sind also in der Bundesrepublik genügend 
Gründe dafür vorhanden, bei Ablehnung jedes 
Kompromisses in den Grundfragen der Theorie 
das politische Bündnis wenigstens in Teilfra-
gen mit diesen Kräften auf der Grundlage des 
humanistischen und demokratischen Kampfes 
zu suchen. Gerade die Bewährung in der Pra-
xis, im Kampfe selbst, bereitet den Boden zur 
Klärung vieler Fragen, über die es heute noch 
prinzipielle Meinungsverschiedenheiten gibt. 
Die Praxis stellt neben der theoretischen Aus-
einandersetzung das Mittel dar, für einen grö-
ßeren Teil der „Antiautoritären“ wirklich den 
Weg nach links, wirklich zum Sozialismus, wirk-
lich in die Reihen der revolutionären Arbeiter-
bewegung zu öffnen.
Aus Robert Steigerwald: Herbert Marcuses 
dritter Weg. Pahl-Rugenstein-Verlag, Köln, 
und Akademie-Verlag, Berlin/DDR 1969
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Von Privateigentum, „Quasi-Eigentum“  
und Volkseigentum

In heutigen Diskussionen zur Rolle des 
Eigentums in der Wirtschaftspolitik sind 

diametrale Positionen feststellbar: einerseits 
eine Verherrlichung des Privateigentums an 
Produktionsmitteln und andererseits eine 
Verteufelung vergesellschafteten Eigentums 
(„Volkseigentum“; „Staatseigentum“ o. ä.).
So werden dem Privateigentum wahre Wun-
derwirkungen zugesprochen. Nur so könne 
sich Schöpfertum, Kreativität, Innovation 
entfalten, Freiheit und Verantwortung ver-
wirklichen, Durchsetzungsvermögen und 
Organisationsfähigkeit beweisen, Lust und 
Freude an der Nutzung und Mehrung von 
Produktivkräften entwickeln usw.  Demge-
genüber wird vergesellschaftetes Eigentum 
identifiziert mit Schlamperei, Uneffektivi-
tät, Verfall und anderen Charakterisierun-
gen und somit rundweg abgelehnt. Ich bin 
dagegen der Meinung, daß solche Schwarz-
Weiß-Malereien keiner sachlichen Prüfung 
standhalten.
Sollte es wirklich so sein, daß nur Privatei-
gentum Initiativen und Schöpfertum her-
vorbringen kann, solches also per se kreativ 
ist? In Wirklichkeit gibt es eine Vielzahl von 
Impulsgebern für Kreativität. Sicher mag 
das Eigentum eine besondere Rolle spielen 
und ein wichtiger Motivator für Aktivitä-
ten verschiedenster Art sein, aber er ist bei 
weitem nicht der einzige und vor allem auch 
nicht der unproblematischste. Schaut man 
etwas genauer hinter die Kulissen, stellt 
man fest, daß es gar nicht das (juristische) 
Eigentum ist, das solche „Wunderwirkun-
gen“ hervorbringt. Es ist ohnehin nicht das 
Eigentum an sich , sondern es sind besten-
falls die Eigentümer, die besondere Taten 
vollbringen können und sich dabei ihrer 
Verfügungsmacht über Produktionsmittel 
bedienen.
Vielleicht trifft es noch bei Einzelunterneh-
men oder anderen Kleinstunternehmen zu, 
vielleicht auch noch bei Neugründungen 
von Firmen, daß der oder die Eigentümer 
selbst „Hand anlegen“ und die tatsächli-
chen Macher, Erfinder, Organisatoren sind. 
Aber schon in Unternehmen mit mehreren 
Beschäftigten findet eine Übertragung von 
bestimmten Aufgaben, auch mit solchen eines 
bestimmten Maßes unternehmerischer Ver-
antwortung auf einzelne Mitarbeiter statt, 
also auch auf „Nicht-Eigentümer“. In einer 
GmbH ist es selbstverständlich, daß zwi-
schen Gesellschaftern und Geschäftsführern 
unterschieden wird. Sie können, müssen aber 
keineswegs personell identisch sein. Und in 
Großunternehmen, vor allem Aktiengesell-
schaften, verschwindet ein sicht- und spür-
barer Zusammenhang von Eigentümern und 
handelnden Akteuren vollends. Der Siemens-
konzern z. B. weist 538 000 Aktionäre – also 
Eigentümer – aus. Viele von ihnen wissen 
wahrscheinlich gar nicht, daß sie bei Siemens 
(Mit)-Eigentümer sind und was und wie in 
den Fabriken überhaupt produziert wird. Das 
Eigentum hat sich bis zur Unkenntlichkeit 

„anonymisiert“. Wie kann dieses Eigentum 
dann Quelle von Effektivität sein?
Bemerkenswert ist aber, daß trotz dieser 
„Anonymisierung – was ja dem Volkseigen-
tum als Grund des Scheiterns nachgesagt 
wird – in den Einzelbetrieben keineswegs 
Chaos und Schlamperei herrschen.
Die Rolle, welche die tatsächlichen Eigen-
tümer spielen, reduziert sich darauf, die 
Ziele der Unternehmen vorzugeben – unter 
Verhältnissen des Privateigentums näm-
lich Maximalprofit zu erzielen – und dafür 
die erforderlichen Personalentscheidun-
gen zu treffen. Mit Hilfe der Aufsichtsräte 
– als Herrschaftsgremien der Eigentümer/
Aktionäre – werden die eigentlichen Organi-
satoren der Unternehmen, nämlich die Vor-
stände, bestimmt, von denen erwartet wird, 
daß sie im Sinne der Zielsetzung – Profitma-
ximierung – die Unternehmen planen und 
leiten.
Das ist der Hintergrund dafür, daß z. T. exor-
bitante Managergehälter gezahlt werden, bis 
in zweistellige Millionenbeträge als Jahres-
gehälter. Denn die tatsächlichen Eigentümer 
verfügen in der Regel überhaupt nicht über 
die Fähigkeiten, große Unternehmen zu füh-
ren oder die wissenschaftlich-technischen 
bzw. die betriebswirtschaftlichen Prozesse 
zu beherrschen. Vielfach sind es auch nur die 
Erben der ursprünglichen, vielleicht damals 
tatsächlich sehr befähigten Unternehmens-
gründer. Sie müssen sich also solcher per-
soneller Kapazitäten bedienen und an das 
Unternehmen binden, die den Eigentümern 
höchstmöglichen Profit sichern. Die Mana-
ger sind sozusagen die beauftragten, will-
fährige Vollstrecker des Profitstrebens der 
Eigentümer – die dann selbst öffentlich gar 
nicht mehr in Erscheinung treten.
Das Problem besteht darin – der Kapitalis-
mus hat diesbezüglich jahrhundertelange 
Erfahrungen gesammelt – Manager und Mit-
arbeiter so an das Unternehmen zu binden, 
daß sie sich praktisch mit diesem identifizie-
ren und so ein eigenständiges (nicht-juristi-
sches) „Eigentümerbewußtsein“ entwickeln. 
Ich verwende hierfür gern den Begrif f 
„Quasi-Eigentum“. Diese „Quasi-Eigentümer“ 
denken, entscheiden und handeln dann so, 
als wären sie selbst Eigentümer, obwohl sie 
es juristisch nicht sind.
Aber auch „einfache“ Arbeiter und Ange-
stellte werden geschickt eingebunden in 
die Arbeit der kapitalistischen Unternehmen 
und sind durchaus bereit, sich initiativreich 
und auch opferbereit für „ihr“ Unternehmen 
einzusetzen. In gutgehenden, also profita-
blen Unternehmen haben auch die „kleinen“ 
Mitarbeiter Chancen, angemessene Löhne 
und Gehälter zu erlangen, auch wenn diese 
mitunter erst hart erstritten werden müs-
sen. Geht es dagegen den Unternehmen 
schlecht, sind sie zu manchen Zugeständ-
nissen bereit, verzichten teilweise auch auf 
Lohn, aus Angst, sonst ihren Arbeitsplatz zu 
verlieren.

Man kann durchaus davon reden, daß eine 
gewisse Interessenübereinstimmung herge-
stellt werden konnte zwischen Eigentümern 
und den „Quasi-Eigentümern“, Managern 
wie Arbeitern. Das Bindeglied dieser Inter-
essenübereinstimmung ist ganz offensicht-
lich der Profit. Für die Eigentümer ist er das 
alles entscheidende Ziel der Unternehmung; 
aber die Mitarbeiter partizipieren – wenn 
auch in höchst unterschiedlichem Maße – 
an dem Profit. Hier mag es Protest geben, 
weil zwischen Ausbeutern und Ausgebeu-
teten ja niemals übereinstimmende Inter-
essen bestehen können. Ich sehe das aber 
ganz pragmatisch. Solange auch die Arbei-
ter ihren gesicherten Arbeitsplatz und aus-
kömmlichen Lohn bekommen, werden sie 
nicht so ohne weiteres bereit sein, ihre 
„Ausbeuter“ davonjagen zu wollen, also 
sich nicht den Ast absägen wollen, auf dem 
sie sitzen. Das Gefühl, ausgebeutet zu wer-
den, ist zumindest in entwickelteren kapi-
talistischen Ländern praktisch kaum noch 
vorhanden. „Ausbeutung“ hat weitgehend 
den Charakter von physisch und seelisch 
schmerzhafter, lebensbedrohender Schufte-
rei verloren, wie wahrscheinlich viele Men-
schen den Begriff auch heute noch deuten. 
(„Ausbeutung“ im Sinne von Aneignung 
fremder Arbeit bzw. von Naturressourcen 
ist natürlich weiterhin wesentliches Merk-
mal kapitalistischer Produktionsverhält-
nisse.)
Zu unterstreichen ist nochmals, daß es 
wichtig ist zu unterscheiden zwischen den 
eigentlichen (juristischen) Eigentümern und 
den tatsächlich aktiven Organisatoren der 
wirtschaftlichen Prozesse in den Unterneh-
men, also den Managern wie Arbeitern, den 
Ingenieuren und Technikern, den Marketing- 
und sonstigen Spezialisten. Es ist deshalb 
ein verhängnisvoller Trugschluß, dem Pri-
vateigentum derartige sagenhafte Fähig-
keiten zuzusprechen, was in Wirklichkeit 
„nur“ eine Frage einer geschickten Organi-
sation der betrieblichen Reproduktionspro-
zesse ist.
Davon ausgehend sehe ich nicht den gering-
sten Grund, nicht auch im Rahmen eines 
(angeblich so „anonymen“) Volkseigentums 
Bedingungen zu schaffen, daß die Werktä-
tigen sich voll als „Quasi-Eigentümer“ füh-
len und entsprechend handeln. Mehr noch. 
Auf dieser Basis können sie sogar noch enger 
an das Eigentum gebunden werden, sie müs-
sen keine Ängste ausstehen, rausgeschmis-
sen zu werden, weil die hohen Herren um 
ihre Profite bangen, oder davor, noch mehr 
Arbeitshetze ausgeliefert zu werden. Das 
Volkseigentum hat darüber hinaus einen 
noch viel größeren Spielraum, die ergiebig-
sten und nützlichsten Methoden der Wirt-
schaftsführung zu entwickeln, als jedes auf 
Privateigentum basierende System. Man ist 
nicht durch Begehrlichkeiten und Sonder-
rechte der Einzelunternehmer gezwungen, 
Rücksicht zu nehmen. Dr. Peter Elz
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Geschrieben 1865, kommentiert 1983 – nach wie vor aktuell

Lohn, Preis und Profit heute
In meiner lang jährigen Tät igkeit a ls 

Betriebsrat und als Mitglied einer gewerk-
schaftlichen Tarifkommission hat mir das 
Studium Marxscher Schriften, ich denke hier-
bei vor allem an ,Lohn, Preis und Profit‘, viel 
gegeben“, sagt Peter Knopf, Mitglied eines 
Betriebsrates in der BRD.          
Was kann heute ein Lohn- oder Gehalts-
empfänger in einem kapitalistischen Land 
aus einem Vortrag lernen, den Karl Marx im 
Jahre 1865 gehalten hat? So vieles hat sich 
geändert: Aus Löhnen wurden Tariflöhne – 
den ersten „Reichstarif“ erkämpften sich die 
Buchdrucker 1873 in Deutschland –, aus Prei-
sen wurden Monopolpreise und aus Profiten 
Monopolprofite. Aber die Beziehungen, die 
zwischen Lohn, Preis und Profit bestehen, 
existieren noch heute, auch wenn ein riesi-
ger Agitationsapparat der „Arbeitgeber“ das 
immer wieder leugnet.
Im Generalrat der ein Jahr vor dem Marx-
schen Vortrag gegründeten „Internationa-
len Arbeiterassoziation“ (I. Internationale) 
waren verschiedene Gruppierungen der sich 
erst formierenden jungen Arbeiterbewe-
gung vertreten. John Weston, ein ehemaliger 
Zimmermann, eifriger Anhänger des utopi-
schen Sozialisten Robert Owen und längst 
kein Arbeiter mehr, wandte sich mit großem 
Wortaufwand gegen gewerkschaftliche Akti-
vitäten. So behauptete er, daß der „Betrag 
der nationalen Produktion“ unveränderlich 
wäre und deshalb der Reallohn konstant blei-
ben müsse. Das ist eine „Konstanzlehre“, die 
heute denjenigen, die „Lohnpausen“ oder 

„Zurückhaltung bei Tarifabschlüssen“ emp-
fehlen, recht wohlgefällig erscheinen mag. 
Vor allem, da Weston, der nicht ausschloß, 
daß Arbeiter Lohnerhöhungen durchset-
zen können, den Kampf darum als „töricht“ 
bezeichnete. Er behauptete, daß steigenden 
Löhnen immer ein Rückschlag in der Wirt-
schaft folgen müsse. Weston warnte jedoch 
die kapitalistischen Unternehmer, direkte 
Lohnsenkungen vorzunehmen, weil sich dann, 
nach seinem Prinzip vom konstanten Arbeits-
lohn, die Arbeiter zusammentun und dagegen 
kämpfen könnten.
Viel war bei Weston vom Willen des Kapita-
listen die Rede. „Sicher ist es der Wille des 
Kapitalisten, zu nehmen, was zu nehmen ist“, 
so hielt ihm Marx entgegen. „Uns kommt es 
darauf an, nicht über seinen Willen zu fabeln, 
sondern seine Macht zu untersuchen, die 
Schranken dieser Macht und den Charakter 
dieser Schranken.“
Diese Aufgabe, die auch für die Zeit der Mono-
polherrschaft gilt, hatte sich Marx mit seinem 
Vortrag gestellt. Am 24. Juni 1865 schrieb er 
an Engels: mein Vortrag enthielt „viel Neues, 
das aus meinem Buch (,Das Kapital‘, Band 1)  
vorweggenommen ist“. In der Tat: „Lohn, 
Preis und Profit“ war eine vorbildlich schnelle 
Umsetzung wirtschaftswissenschaftlicher 
Forschungsergebnisse für die Klärung ent-
scheidender Fragen des Klassenkampfes.
Nach der Erläuterung grundlegender Ka-
tegorien wie Ware, Wert, Preise, Ware  

Arbeitskraft, Mehrwert und Profit und ihrer 
Bezüge zueinander spricht Marx über „die 
hauptsächlichen Versuche, den Arbeitslohn 
zu heben oder seinem Sinken entgegenzu-
wirken“. Wichtig für die Höhe des Lohnes ist 
die Entwicklung der Produktivität der Arbeit 
(Arbeitsproduktivität). Unter der Herrschaft 
der Monopole muß die Arbeiterklasse zäh 
darum kämpfen, sich einen Anteil an den 
Ergebnissen der wachsenden Produktivkraft 
zu sichern. So ist in den imperialistischen 
Hauptländern die Arbeitsproduktivität (Pro-
duktionsergebnis je Beschäftigtenstunde) 
bis in das Krisenjahr 1981 von Jahr zu Jahr 
um einige Prozente gewachsen, in den USA 

vom tiefsten Stand des Zuwachses 1980 (plus 
1,8 Prozent) auf 3,5 Prozent 1981. Auch die 
BRD und Großbritannien, die 1980 seit vie-
len Jahren erstmalig ein geringes Minus bei 
der Arbeitsproduktivität aufwiesen, haben 
ein Jahr später wieder ein Plus (BRD 2,6 und 
Großbritannien 4,7 Prozent).
Dagegen zeigt die Entwicklung der Löhne 
und Gehälter, also der Grundlagen des „pri-
vaten Verbrauchs“, weitgehend eine rückläu-
fige Tendenz. Die USA sind mit einer Senkung 
der Reallöhne und -gehälter seit 1978 um  
13 Prozent Spitzenreiter. Die Steigerung ihrer 
Produktivkraft brachte den Arbeitern durch 
das Preisdiktat der Monopole keinen Vor-
teil. Durch die Erhöhung der Preise für Kon-
sumtionsmittel entsteht eine Situation, die 
Marx in „Lohn, Preis und Profit“ so analy-
siert: „Stiege der Arbeitslohn gar nicht oder 
nicht genügend, um die erhöhten Werte der 
Lebensmittel zu kompensieren, so würde der 
Preis der Arbeit unter den Wert der Arbeit 
(gemeint ist der Wert der Ware Arbeitskraft) 
sinken, und der Lebensstandard des Arbei-
ters würde sich verschlechtern.“ Parolen von 

„Maßhalten“ und „Zurückhaltung bei Tarif-
verhandlungen“ zugunsten „privater Investi-
tionsbereitschaft“ sind also nichts anderes 
als eine Aufforderung an die unmittelbaren 
Produzenten, eine Verschlechterung ihres 
Lebensstandards hinzunehmen.
Marx wies ferner darauf hin, daß die Kapi-
talisten kein Maß kennen, wenn es um die 

Ausnutzung der Arbeitskraft der Werktä-
tigen geht. Deren Kampf gegen eine über-
höhte Arbeitsintensität ist – so konstatierte 
er – ein Kampf gegen die Entwertung und Rui-
nierung der Arbeitskraft. Durch die enorme 
Steigerung der Arbeitsintensität für die in 
den Kauf häusern Verbleibenden erreich-
ten z. B. die großen Warenhauskonzerne, 
daß innerhalb eines Jahrzehnts insgesamt  
350 000 Beschäftigte „wegrationalisiert“ 
wurden. Gleichzeitig erfolgte nach Mitteilung 
der Betriebsräte eine weitgehende Reduzie-
rung der „freiwilligen Sozialleistungen“. 
Und noch ein Prozeß, der den Lebensstan-
dard der Werktätigen bereits zu Marx’ Zei-
ten bedrohte, hat ganz andere Dimensionen 
angenommen. Damals konnte der Wert des 
Geldes – Gold war bestimmendes Geldmetall 

– durch geringeren Arbeitsaufwand bei der 
Förderung, zum Beispiel durch Entdeckung 
ergiebigerer Minen, Verbesserungen der För-
dertechnik und anderes, sinken. „Alle bishe-
rige Geschichte beweist“, so erläuterte Marx 
den Delegierten des Generalrates, „daß, wann 
immer eine solche Entwertung des Geldes vor 
sich geht, die Kapitalisten sich diese Gelegen-
heit, den Arbeiter übers Ohr zu hauen, nicht 
entgehen lassen.“ So versuchen sie zum Bei-
spiel an der Lohnhöhe festzuhalten, auch 
wenn sich der Wert der DM, des Pfundes oder 
des Dollars verändert hat.
In der gegenwärtigen Etappe der allgemei-
nen Krise des Kapitalismus führen staats-
monopolistische Regulierungsmaßnahmen 
weiter dazu, daß die Bevölkerung in den Län-
dern des Kapitals jährlich mehrstellige Mil-
liardenbeträge an Steuern aufbringen muß, 
um die Defizite in den Staatshaushalten zu 
decken, die durch die Hochrüstung entste-
hen. Außerdem bringen „Investitionen“ in 
der Rüstungsindustrie einer winzigen Min-
derheit, den an dieser Produktion beteilig-
ten Monopolen, höchste Profite ein. Andere 
kapitalistische Unternehmen können „Bela-
stungen“, die beispielsweise durch erhöhte 
Rohstoffpreise entstehen, über Preiserhö-
hungen auf die Käufer abwälzen. Die Lohn- 
und Gehaltsempfänger haben also eine 
doppelte Last zu tragen: wachsende Steu-
ern und Verminderung ihrer Kaufkraft durch 
steigende Preise.
Übrigens: John Weston, der wußte, daß seine 

„Lohnkonstanz“ bei den Arbeitern auf Ableh-
nung stoßen würde, glaubte dennoch in ihrem 
Interesse zu handeln, wenn er sie beschwor, 
nicht durch Lohnkämpfe in das Wirtschafts-
geschehen einzugreifen, Marx schrieb: „Eine 
solche Bekundung moralischen Muts müssen 
wir hochachten.“ Tiefste Verachtung dagegen 
verdienen diejenigen, die nun bald 120 Jahre 
später die Arbeiter mit ihrem Gejammer über 
zu hohe Lohnkosten „übers Ohr hauen wollen“. 
Denn sie wissen – im Gegensatz zu Weston – 
sehr wohl, daß es nicht die Lohnkosten sind, 
die die Krisen in der kapitalistischen Wirt-
schaft hervorrufen.

Heinz Mohrmann  
(Gekürzt aus „Weltbühne“, Nr. 15/1983)
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Ökologie – ein Feld im Klassenkampf

Die Linkspartei meint: „Ökologie ist die 
beste Sozialpolitik!“ Bei der SPD-Führung 

heißt es, sie wolle Widersprüche zwischen 
Umweltschutz und „Arbeit“ überwinden, CDU 
und FDP glauben an „mehr unternehmeri-
sches Engagement“ auf diesem Politikfeld. Die 
Grünen wiederum sehen in ökologischen Ver-
fahrensweisen „Treibsätze für Wirtschafts-
wachstum und Wohlstand“. Lediglich die 
AfD leugnet die Gefahren von Klimawandel 
und Umweltzerstörung, lobt Dieselantriebe 
und lehnt erneuerbare Energien ab. Deutsch-
land gehört heute zu den wenigen Ländern, in 
denen die öffentliche Meinung den Umwelt-
schutz-Gedanken mehrheitlich positiv bewer-
tet. Deshalb gibt es hierzulande zahllose 
verschiedene Umweltgruppen, Bürgerinitia-
tiven, Modellversuche, alltägliche nützliche 
Kleinarbeit, Innovationsideen und Projekte, 
von manchem als „bürgerliches Engagement“ 
ebenso gepriesen wie die ehrenamtliche kari-
tative Arbeit im Sozialbereich. 
Die Umweltwissenschaft befaßt sich mit den 
Wechselwirkungen zwischen Mensch, Fauna, 
Vegetation, Klima, Hydrologie, Böden und 
Bodenschätzen. Alle Lebewesen sind vom 
Gebrauch begrenzter Ressourcen abhängig. 
Der Mensch konnte seine unmittelbare Abhän-
gigkeit zwar durch Wissenschaft und Techno-
logie verringern, bleibt aber auf die künftige 
Verfügbarkeit der materiellen Lebensgrund-
lagen angewiesen. Auch vermag er es nicht, 
elementare Naturgewalten zu kontrollie-
ren. Das noch im 19. Jahrhundert gepriesene 
Denken in immer größeren Maßstäben ist der 
Sorge um unsere Zukunftsfähigkeit gewichen. 
Heute ist die Nachhaltigkeitsforschung ein 
unverzichtbarer Hoffnungsträger: Dabei geht 
es um die vorausschauende Erkenntnis der 
Konsequenzen und Wechselwirkungen wirt-
schaftlicher und technologischer Aktivitäten 
mit dem Ziel sparsamen Verbrauchs, Recyc-
lings und anhaltender Nutzbarkeit. Alle Wis-
senschaftszweige müssen die Entwicklung 
neuer umweltschonender Energiequellen, 
Landwirtschaft, Werkstoffe und industrieller 
Produktionsmethoden forcieren. Einerseits 
bieten Cyber-Technik und globale Vernetzung 
beste Voraussetzungen einer weltweiten öko-
logischen Bestandsaufnahme des Planeten 

und der Gewichtung seiner verschiedenen 
Bedrohungen. Andererseits erfordern kon-
krete Maßnahmen gegen die gefährlichsten, 
tendenziell irreversiblen Umweltschäden eine 
international abgestimmte solidarische Regu-
lierung der Weltwirtschaft, also eine soziale 
umweltpolitische Planwirtschaft. 
Es gibt Probleme, die vorwiegend global, zwi-
schenstaatlich, national oder regional lösbar 
sind. Und es gibt Probleme unterschiedlicher 
Tragweite und Brisanz. Das könnte bei der 
Festlegung von Prioritäten bei ökopolitischen 
Entscheidungen zum Hauptkriterium werden. 
Zugleich muß jeder dadurch eintretende Ver-
lust existenzsichernder Arbeitsplätze oder 
Handelssegmente lokaler wie nationaler 
Standorte vorausplanend aufgefangen wer-
den. Unsozialer, privilegierender und repres-
siv-diskriminierender Umweltschutz schafft 
neue Probleme für die wachsende Weltbe-
völkerung und diskreditiert die unerläßliche 
Sicherung unserer Lebensgrundlagen.
Während die Konzerne gern auch mittels 
Werbetrommel und Mode-Trends ihre Ange-
botspalette mit profitablen ökologischen 
Wirtschaftssegmenten ergänzen, integrie-
ren sie diese aber in den Strudel des Kon-
zentrationsprozesses einer globalisierten 
agrarindustriellen Massenproduktion. Geför-
dert von Regierungen als willigen Handlan-
gern des neoliberalen Kapitalismus: Ihre 
ökologischen Vorzeigeprogramme wie die 

„energetische Sanierung“ sind Konjunktur-
programme, deren Kosten allein der Bevöl-
kerung aufgebürdet werden. So setzt sich die 
Ausbeutung des Planeten und seiner Bewoh-
ner unbeirrt fort: Steigende Energie- und Roh-
stoffverschwendung, das Anheizen maßloser 
Konsumabhängigkeit und des privaten Auto-
mobilverkehrs, zerstörerische, vom Wachs-
tumszwang getriebene Konkurrenzkämpfe, 
der rücksichtslose Gebrauch auch umwelt-
schädlichster Mittel zur Profitmaximierung 
bewirken die f lächendeckende Zerstörung 
und Vergiftung von Nahrung, Böden, Luft und 
Wasser, sogar einen Klimawandel.
Mahatma Gandhis Fazit: „Die Welt hat genug 
für die Bedürfnisse aller, aber nicht genug 
für einiger Leute Gier.“ Unter den Rahmen-
bedingungen der kapitalistischen freien 

Marktwirtschaft ist eine nachhaltige Ökologie 
nicht möglich. Umweltschutz ist deshalb auch 
Klassenkampf. Klassengegensätze gibt es 
gerade auch auf ökologischem Gebiet: Parkvil-
len für „gesunden nachhaltigen Wohnkomfort“ 
hier und Slum-Hütten dort, Bio-Champagner 
einerseits und schadstoffbelastete industri-
elle Massennahrung andererseits, Luxuska-
rossen und überfüllte Pendlerzüge, Export 
von EU-Schlachtabfällen in Hungerländer und 

„Vermaisung“ für „Bio-Diesel“. Die Öko-Schik-
keria läßt Premium-Kaffee mit Segelschiffen 
(für den Preis von 15 Euro pro Pfund) in Ham-
burg anlanden. Für das Volk gibt es von den 
Wirtschafts-Lobbyisten noch das „Green-
Washing“, z. B. die VW-Abgastests, welche 
die Harmlosigkeit von Dieselautos beweisen 
sollen, oder den „Nachhaltigkeitspreis der 
Deutschen Unternehmer-Initiative Energie-
effizienz“ für Studenten, die eine Handy-App 
zum Vortemperieren gebuchter Hotelzimmer 
erfunden haben. Die Umweltwissenschaft 
ist von einer vollständigen Kenntnis und der 
Lösung aller komplexen Probleme noch weit 
entfernt. Täglich neue Erkenntnisse erschwe-
ren dabei die Entwicklung einer wirksamen 
politischen Umweltstrategie, lassen Spiel-
raum für kollektive Ängste, für Irrationalis-
mus und Subjektivismus umweltpolitischer 
Ideologismen, kontraproduktive Irrwege, 
Täuschungen und eigennützige Instrumen-
talisierung. Eine fundierte marxistische 
Umwelt-Strategie gibt es nach meiner Kennt-
nis bislang noch nicht. 
Ziele sozialistischer internationalistischer 
Umweltpolitik wären z. B die globale Vertei-
lungsgerechtigkeit gesunder Ernährung; Kon-
sumbedarf-Standards, die soziale Teilhabe 
sichern; freie ÖPNV-Mobilität; ökologisch 
unbedenklicher und bezahlbarer Wohn-
raum; gute medizinische Versorgung für alle; 
gesunde Atemluft; intakte Naturräume; straf-
rechtliche Verbote umweltschädlicher Pro-
duktions-, Konsum- und Wirtschaftsweisen. 
Friedenspolitik muß die militärische Verwüs-
tung ganzer Landstriche verhindern. Auch in 
der Ökologie geht es um den Kampf um unsere 
Zukunft – im Sozialismus oder in der Barbarei. 

Jobst-Heinrich Müller

Dialektik der Natur

Die „Dialektik der Natur“ blieb unvollen-
det und wurde daher zu En gels’ Lebzeiten 

auch nicht publiziert. Erstmalig erschienen 
die von ihm hinterlassenen Manuskripte in 
deutscher Originalfassung und russischer 
Übersetzung im Jahre 1925 in der Sowjet-
union. Vorher wurden lediglich „Anteil der 
Arbeit an der Menschwerdung des Affen“ 
(1896) und „Die Naturforschung in der Gei-
sterwelt“ (1898) veröffentlicht.
Seit dieser Zeit gehört die „Dialektik der 
Natur“ zu jenen theoreti schen Schriften von 
Marx und Engels, denen beim Studium des 

dialek tischen und historischen Materialis-
mus besondere Beachtung ge schenkt wird.
Mit der „Dialektik der Natur“ verfolgte Engels 
ein spezifisches Anlie gen, das bis dahin weder 
von ihm noch von Marx in dieser Weise ver-
wirklicht worden war. Gestützt auf die großen 
naturwissenschaftlichen Entdeckungen des  
19. Jahrhunderts, aus deren Fülle er mehrfach 
den Satz von der Erhaltung und Umwandlung 
der Energie, die Zellentheorie und die Begrün-
dung des Entwicklungsgedankens durch 
Charles Darwin hervorhebt, führte Engels 
den Nachweis, daß in Natur und Gesellschaft 

dieselben dialektischen Gesetze gelten, daß es 
wie in der Gesellschaft auch in der Natur eine 
objektive Dialektik gibt, die in den Naturwis-
senschaften widergespiegelt wird. Der dialek-
tische und historische Materialismus ist somit 
eine einheitliche wissenschaft liche Weltanschau-
ung, die Natur und Gesellschaft von den glei-
chen Prinzipien ausgehend erfaßt und auf die 
Einheit beider sowie auf die Einheit von Natur- 
und Gesellschaftswissenschaften orientiert.
Aus A. Griese/G. Pawelzig: Einführung in Engels’ 
Schrift „Dialektik der Natur“. Dietz-Verlag,  
Berlin 1986 
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Der schutzmachthörigen
Vasallenpresse
die lebenserhaltende Hinweisadresse,
aber auch als siebten Sinn
zugeeignet der Kanzlerin

Nicht der Russe bedroht den Frieden.
Es ist die Gemeinschaft der perfiden
Unruhestifter und Verächter,
Wortverdreher, Menschenschlächter,
mit den rotweißen Streifen und Sternen
in Unschuldsweiß auf tiefblauem Grunde.
Ihr solltet aus der Geschichte lernen:
Selbst Rom ging eines Tags vor die Hunde!

Aus Lutz Jahoda / Reiner Schwalme:  
Lustig ist anders, Norderstedt 2017

LUTZ JAHODA:  

LUSTIG IST ANDERS ...

Guantánamo-Verträge  
fristlos kündigen!
Ich würde es begrüßen, wenn die 
kubanische Regierung so  souverän 
wäre, die Guantánamo betreffenden, 
ihr aufgezwungenen Mietverträge mit 
den USA als sittenwidrig fristlos zu 
kündigen und die dort stationierten 
US-Bürger unverzüglich des Landes 
zu verweisen. Das in Guantánamo 
stationierte US-Foltergefängnis 
ist – notfalls mit polizeilicher Gewalt 
– zu räumen. Die Gefangenen sind 
in Schutz zu nehmen und in neuen, 
rechtsstaatlichen Verfahren unter 
Achtung ihrer Menschenrechte und 
Menschenwürde zu vernehmen, 
vor allem aber im Falle erwiesener 
Unschuld zu rehabilitieren und in 
jedem Falle für die erlittenen Fol-
terqualen optimal zu entschädigen. 
Die US-Folterknechte sowie die 
US-Behörden, auf deren Anweisung 
oder mit deren Duldung sie gegen 
die Menschenrechte der Gefangenen 
verstoßen haben, sind zugleich ihrer-
seits vor Gericht zu stellen und einer 
gerechten Strafe zuzuführen.
Theodor Weißenborn
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John Lennons FBI-Akte

Vermutlich ist dem einen oder anderen 
Leser bekannt, daß sich der Ex-Beatle, 

Rockstar, Texter und Komponist John Lennon 
in den siebziger Jahren der besonderen „Für-
sorge“ des damaligen Chefs der amerikani-
schen Geheimpolizei J. Edgar Hoover erfreute. 
Während der FBI-Direktor in der Öffentlich-
keit vordergründig um den Eindruck bemüht 
blieb, er halte den in die USA übergesiedelten 
Briten Lennon und dessen japanische Frau 
Yoko Ono wegen zeitweiliger Kon-
takte zu kleinbürgerlichen Radi-
kalen und wegen des unterstellten 
Konsums von Rauschgift unter Auf-
sicht, verfolgte er das Künstlerpaar 
tatsächlich aus einem ganz anderen 
Grunde: John Lennon und Yoko Ono 
waren engagierte Gegner des Viet-
namkriegs.
Jetzt, nach Ablauf der Geheimhal-
tungsfrist, ist ein Teil der Lennon 

„gewidmeten“ Aktenberge für wis-
senschaftliche Zwecke, wie es heißt, 
freigegeben worden. Jon Wiener, ein 
Historiker der University of Califor-
nia, der gegenwärtig an einer Len-
non-Biographie arbeitet, erhielt 
Gelegenheit, Einblick in Hoovers 
illustre Hinterlassenschaft zu neh-
men. Wie er mitteilte, wurden ihm 

„sechsundzwanzig Pfund fotoko-
pierter Unterlagen“ zur Verfügung 
gestellt. Der Lennon-Stammvorgang des im 
Washingtoner FBI-Hauptquartier installier-
ten Central Records System sei eine „100er-
Fall-Akte“, berichtete Wiener. Die Zahl 100 
bedeute hier „Innere Sicherheit“. Lennons 
Ordner müsse eigentlich 288 Seiten umfassen, 
199 Blätter seien jedoch von Reagans Justiz-
ministerium gesperrt worden, da „sensible 
Interessen der nationalen Verteidigung und 
der Außenpolitik der USA“ auf dem Spiel stün-
den. Auch zahlreiche Passagen der ihm ausge-
händigten Unterlagen habe man geschwärzt, 
teilte Wiener mit. Auf manchen Seiten sei 
lediglich die Überschrift nicht gelöscht wor-
den.
Aus den Lennon-Akten des Hoover-Appa-
rats geht hervor, daß der Künstler jahrelang 
quasi „rund um die Uhr“ optisch und aku-
stisch beschattet worden ist, wobei die ver-
schiedensten USA-Dienststellen in die Sache 
eingeschaltet wurden.
Während sich J. Edgar Hoover (bis kurz vor 
seinem Tode im Mai 1972) und sein interi-
mistischer Nachfolger L. Patrick Gray regel-
mäßig über den „letzten Stand der Dinge“ 
unterrichten ließen, sorgten sie zugleich 
für die Weiterleitung der von ihren Agen-
ten fabrizierten Ermittlungsberichte an 
sämtliche einschlägigen Behörden. So fin-
den sich in der Akte Schriftstücke, die an die  
108. Gruppe der Militärabwehr, den Secret 
Service, die Marineabwehr, den Einwande-
rungs- und Naturalisierungsdienst INS, das 
USA-Außenministerium, die New Yorker 
Staatsanwaltschaft und die CIA adressiert 
sind. In der Chiffriersprache der FBI-Doku-
mente wurde Lennon namentlich kaum 
erwähnt. Statt dessen bediente man sich 

meistens einer Nummer und der Bezeichnung 
„SM-REVACT“ (Security Matter – revolutio-
nary Activities), um deutlich zu machen, daß 
es sich um einen die USA-Sicherheit gefähr-
denden Staatsfeind handele.
FBI-Akten über Lennon wurden indes nicht 
nur in der Zentrale der „Firma“ geführt, son-
dern auch von Außenstellen des Bundesunter-
suchungsamtes. Besondere „Verantwortung“ 
lastete dabei auf der New Yorker FBI-Filiale. 

In ihren nur zum Teil freigegebenen Dos-
siers befanden sich Mitteilungen auf Lennon 
angesetzter Spitzel, Niederschriften von FBI-
Agenten, die dem Sänger gefolgt waren, und 
Hinweise auf die angewandten Methoden zur 
Informations„beschaffung“.
Ein „systemfeindliches“ Konzert, das im 
Dezember 1971 vor 15 000 College-Studen-
ten in Ann Arbor (Michigan) stattfand, hatte 
die Aufmerksamkeit des FBI auf Lennon und 
Yoko Ono gelenkt. Hoover schickte damals 
gleich ein ganzes Rudel seiner Spezialagenten 
aus, um „griffiges Material“ über den Ablauf 
der Veranstaltung zusammenzutragen. Tags 
darauf lag ein 26 Seiten langer Ermittlungs-
bericht auf seinem Tisch. Aus ihm ging die 
Abneigung des Künstlerpaares gegen den 
Vietnamkrieg eindeutig hervor.
Im Februar 1972 wurde die geheimpoli-
zeiliche Überwachung des Rockstars noch 
dichtmaschiger. Zu jener Zeit hatte die 
Nixon-Administration, die eine wesentliche 
Steigerung der USA-Luftangriffe auf Ziele 
im vietnamesischen Norden vorbereitete 
und sich zugleich mit der Absicht einer Ver-
minung der Ausfahrt des Hafens Haiphong 
trug, von Plänen politischer Gruppen erfah-
ren, den für August anstehenden Parteikon-
vent der Republikaner im kalifornischen San 
Diego zum Anlaß einer großen Protestkund-
gebung zu nehmen. Das FBI befürchtete, daß 
sich auch Prominente, unter ihnen Lennon, an 
der Aktion beteiligen könnten. Senator Strom 
Thurmond, ein notorischer Rassist aus dem 
Süden der USA, der dem Unterausschuß für 
Innere Sicherheit vorstand, richtete daraufhin 
ein auf Unterstellungen beruhendes Denun-
zierungsschreiben an Justizminister John 

Mitchell. Dieser wurde übrigens später als 
eine Schlüsselfigur des Watergate-Skandals, 
des Einbruchs in das Washingtoner Haupt-
quartier der Demokratischen Partei, zu meh-
reren Jahren Gefängnis verurteilt.
FBI-Direktor Hoover, der Mitchell dienstlich 
unterstand, leitete aus der „Warnung“ Thur-
monds für seine Leute die Schlußfolgerung 
ab: „Wenn Lennons Visum aufgehoben würde, 
könnte sich das als strategische Gegenmaß-

nahme erweisen.“ Wenige Tage 
darauf wurde die Einwanderungsbe-
hörde INS eingeschaltet. Einen Monat 
später – am 6. März 1972 – ordnete 
sie Lennons Deportierung an. Da die-
ser sich weigerte, dem Befehl Folge 
zu leisten, und Einspruch erhob, ent-
schloß sich die FBI-Zentrale zu einer 
Provokation.
Nachdem Hoover noch am 10. April 
eigenhändig vermerkt hatte, das 

„verdächtige Subjekt“ setze „seine 
gegen den Konvent der Republika-
ner gerichteten Aktivitäten“ fort, 
gab sein Amtsnachfolger Gray im 
Frühsommer verschiedenen FBI-
Dienststellen den „Wink“, Lennon sei 
ein starker Verbraucher von Barbitu-
raten (Schlafmitteln), was „seine Ver-
haftung wegen Narkotikamißbrauch 
ermöglichen und eine anschließende 
Ausweisung gestatten würde“.

Während Nixons Apparat alles unternahm, 
um Lennon loszuwerden, entstand eine spon-
tane Widerstandsbewegung gegen die beab-
sichtigte Deportierung. Die Behörden wurden 
mit Briefen buchstäblich bombardiert. Unter 
jenen, die für Lennon eintraten, befanden sich 
Mitglieder des Senats und des Repräsentan-
tenhauses, Bob Dylon und weitere prominente 
Musiker, ungezählte Fans. Als der Sänger aus 
Liverpool in einem Interview dann auch noch 
erklärte, er und seine Frau sollten nur des-
halb des Landes verwiesen werden, weil sie 

„Peaceniks“ seien, verstärkte sich die Solida-
rität mit den beiden Vietnamkriegsgegnern 
enorm. Nun ergriffen auch New Yorks Ober-
bürgermeister John Lindsay und die großbür-
gerliche „New York Times“ Partei für die mit 
Ausweisung Bedrohten.
Erst 1975 gestand man in den USA offizi-
ell ein, daß Senator Thurmonds „Memo-
randum“ auf böswilligen Erfindungen und 
reinen Mutmaßungen beruht hatte. Ein Bun-
desrichter hob daraufhin die INS-Order auf 
und gewährte Lennon ständiges Wohnrecht 
in den Vereinigten Staaten. Zu dieser Zeit 
war Richard Nixon bereits aus Washington 

„deportiert“ worden.
In der Nacht vom 8. zum 9. Dezember 1980 
wurde John Lennon durch einen dubiosen 
Psychopathen mit Polizeikontakten ermor-
det. Die Erinnerung an ihn blieb jedoch 
lebendig. Im Juni 1982, als in New Yorks 
Central Park und in der Rose Bowl von Los 
Angeles machtvolle Friedensdemonstratio-
nen stattfanden, stimmten Hunderttausende 
seinen Song „Imagine“ an.

Klaus Steiniger 
(Aus „Weltbühne“, 23/1983)

Beim „systemfeindlichen“ Konzert in der Chrysler-Arena in 
Ann Arbor (1971)
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WANDERUNGEN DURCH WESTDEUTSCHLAND (4)

Trommelfeuer zwischen Autos
Aufgewachsen in Westdeutschland, bis in die 
70er Jahre unterrichtet von Nazi-Lehrern, 
belegt mit Ausbildungsverbot, entdeckt der 
Verfasser negative, aber auch positive Sei-
ten an diesem Land. In loser Folge berichtet 
er über Entdeckungen auf seinen Wanderun-
gen durch Westdeutschland.

Auf steilen Pfaden erklimmt der Wan-
derer den Schwarzwald. Das deutsche 

Pendant zu den französischen Vogesen – 
Mittelgebirge rechts und links des Rheins – 
war in den vergangenen Jahrhunderten wie 
viele bewaldete Gegenden eine Region bit-
terer Armut. Von hier gingen Aufstände im 
Bauernkrieg aus, von hier f lohen im neun-
zehnten Jahrhundert viele vor dem Hun-
gertod nach Übersee ins „gelobte Land“ 

Nordamerika. Etliche Kommunen unter-
stützten die Auswanderung finanziell, ent-
ledigten sie sich doch dadurch der Ärmsten.
Einer der Berufe, die arme Familien halb-
wegs über Wasser halten konnten, war der 
des Köhlers. Tief im Wald wurden Meiler 
aufgeschichtet, und der Köhler mußte nahe-
bei in einer Hütte wohnen, um den Zustand 
des Schwelbrandes jederzeit kontrollieren 
und regeln zu können. Die erzeugte Kohle 
und Pottasche fand unter anderem in der 
Glasherstellung Verwendung. 
Mit Schiffbau in den Niederlanden und dem 
Auf kommen der Dampfmaschinen stieg 
der Holzverbrauch drastisch an. Inner-
halb weniger Jahre wurden ganze Wälder 

abgeholzt, so auch der später so genannte 
Schwarzwald, der ursprünglich noch ein 
heller Mischwald mit vielen Laubbäumen 
war. Um rasch wieder neues Holz ernten zu 
können, wurden in Monokulturen schnell 
wachsende Fichten gepf lanzt, die durch 
ihr dunkles Kleid der Gegend ihren Namen 
gaben.
Welcher Übersee-Tourist kennt nicht die 
Kuckucksuhren aus dem Schwarzwald? 
Ursprünglich wurden sie nur aus Holz gefer-
tigt, dann mit metallenem Innenleben, und 
mit der Zeit boomte die Uhrenindustrie in 
der strukturschwachen Gegend. Eines von 
mehreren Uhrenmuseen steht in Schram-
berg im mittleren Schwarzwald.
Den Wanderer zieht es jedoch eher in die 
unteren Räume des Gebäudes, das eine 

ziemlich einzigartige Sammlung von Fahr-
zeugen und skurrilen Gefährten der Nach-
kriegszeit beherbergt. Das Museum trägt 
den sinnigen Namen „Erfinderzeiten“.
Museen sollten die jeweilige Geschichte 
zeit l ich dist anzier t und mit Hang zur 
Wa hrheit zeigen . Doch w ie a n v ielen 
Orten wurden auch in Schramberg bei der 
Beschriftung etlicher Exponate die ideolo-
gischen Scheuklappen angelegt. Zum Tra-
bant-Vorläufer P70 lautet die Erklärung 
auf der zugehörigen Tafel: „(…) Herge-
stellt wurde das Duroplast aus Baumwolle, 
Lumpen und Phenolharz. Tiefziehblech 
war einst in der DDR Mangelware. Der 
Besitz eines Privat-PKWs war ideologisch 

bedenklich und ein unzulässiger Luxus. 
Erst nach dem Arbeiteraufstand von 1953 
gab das Politbüro die Produktion frei. Vor-
bild war der (westdeutsche, H. D.) Lloyd 400. 
Preis Ostmark 7650,-“ 
Zu einem Krause-Motorroller von 1958 
heißt es: „(…) Krause kam als Privatbetrieb 
anfangs ganz ordentlich durch die soziali-
stischen Zeiten. Der Betrieb lief gut, doch es 
durfte ideologisch nicht sein. 1972 wurde 
auch Krause verstaatlicht und zu einem 
VEB-Betrieb umgewandelt.“ Abgesehen vom 
Mangel an ordentlichem Deutsch kann der 
Wanderer dem Texteverfasser auch geistige 
Ladehemmung bescheinigen.
Dazu passen die nebenan aufgehängten 
zeitgenössischen Plakate: „Schlußstrich 
drunter! Schluß mit Entnazifizierung, Ent-

rechtung, Entmündigung (…) – wählt FDP!“ 
und „Wer sperrt die Grenzen? Die Kommu-
nisten! Der Weg der SPD führt zur Einheit in 
Freiheit“. Das sind Plakate, wie sie der Wan-
derer aus seiner westdeutschen Kindheit 
kennt. Ein Plakat der KPD sucht er jedoch 
vergebens in Schramberg. 
So interessant die Sammlung ist, so atmet 
sie doch den dumpfen Geist der Adenauer-
Ära. Der Wanderer hält sie dennoch für 
empfehlenswert . Denn sie zeig t neben 
äußerst seltenen Nachkriegsfahrzeugen 
und Einzelstücken, wie über 70 Jahre ideo-
logisches Trommelfeuer bei manchen nicht 
ohne Wirkung geblieben ist.

Hans Dölzer

Die FDP wurde nach 1945 im südhessischen 
Heppenheim nach eigener Aussage 
„rechts von der CDU“ gegründet. Das 
zeitgenössiche Plakat paßt dazu.

Es gab nicht nur das „Duo“ aus Brandis als 
Versehrtenfahrzeug. Die Leipziger Firma 
Louis Krause baute ebenfalls etliche Fahr-
zeuge.

Kurt Schumacher (SPD) überlebte im KZ 
durch die Hilfe kommunistischer Kamera-
den. Nach 1945 hatte er dies bald vergessen  
 Fotos: H. Dölzer
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Zur sozialen Aufgabe der Literatur

Der Schriftsteller als Sprecher der Sprachlosen
Ich bin nicht Robinson. Ich lebe in einer 

Gemeinschaft unter Menschen, und Wirk-
lichkeit ist für mich nicht ein Gegenstand 
privater Entdeckerfreude, unverbindlichen 
ästhetischen Vergnügens oder gar interes-
selosen Wohlgefallens, sondern die gesell-
schaftliche Realität, in der ich lebe. Greifen 
wir einen konkreten Bereich aus dieser 
gesellschaftlichen Wirklichkeit heraus: die 
Welt des psychisch Kranken.
„Wie kommt es“, so hat man mich gefragt, 
„daß Sie gerade diesen Bereich zu einem 
Hauptthema Ihrer literarischen Arbeit 
gemacht haben? Warum schreiben Sie über 
Außenseiter?“
Vorab: Ich habe den Außenseiter nicht 
erfunden, weder das Wort noch die Sache –  
beides finde ich vor. Es ist mir Vorwurf im 
doppelten Sinn des Wortes, und diesen Vor-
wurf greife ich auf.
Ärzte, Psychologen, Sozialarbeiter, auch 
einige Politiker haben den Teufelskreis 
erkannt, in dem unsere gesellschaftlichen 
Einrichtungen die Übel, die zu beseitigen 
sie beauftragt sind, fortlaufend in sich 
selbst erzeugen. Man weiß das, und wenn 
es dennoch dabei bleibt, so deshalb, weil 
die Verantwortlichen keinem Leidensdruck 
a u s g e s e t z t  s i n d  u n d  s o m i t  k e i n e n 
Handlungsbedarf sehen. Aber nein! Man 
hat – fast hätte ich’s vergessen – enorme 
Fortschritte gemacht: in den geschlossenen 
Abteilungen der Universitäts-Nervenklini-
ken und in den psychiatrischen Landeskran-
kenhäusern hat man die unschönen und für 
jedermann sichtbaren Gitterstäbe vor den 
Fenstern durch unzerbrechliche Glasschei-
ben, durch Panzerglas, ersetzt. Wer hätte 
derlei vor 500 Jahren auch nur zu denken 
gewagt! Auch Klimaanlagen wurden in-
stalliert, Zwangsjacken ausgemustert und 
durch Fixationsbetten ersetzt, und vorbei 
sind die Zeiten, in denen Patienten Tüten 
klebten – heute sortieren sie kleine Elek- 
troteile für die Firma Siemens. In den Nie-
derlanden, in der Provinz Amsterdam, 
wurde der Elektroschock als Körperver-
letzung gänzlich verboten. (Inzwischen 
wurde er freilich wieder erlaubt, und zwar 
mit Rücksicht aufs Pf legepersonal, damit 
auf der Station mehr Ruhe herrscht.) 
Was die Profitmaximierung der Pharmain-
dustrie betrifft – man denke dabei auch an 

die vielen Arbeitsplätze, ähnlich wie in der 
Tabakindustrie! – so wird zwar gelegentlich 
die eine oder andere „chemische Keule“, ein 
Psychopharmakum wie etwa Lepronex oder 
Haloperidol, die zum Nierenversagen füh-
ren, aus dem Handel gezogen, gelangt aber 
alsbald in etwas anderer Zusammensetzung 
und unter anderem Namen wieder auf den 
Markt. Und sollte es einmal ganz kraß kom-
men, etwa wenn Medizinstudenten, die im 
Landeskrankenhaus Zwiefalten praktiziert 
haben, berichten, daß dort 30 von 100 Pati-
enten keinen eigenen Waschlappen haben, so 

genügt es, wenn die Verantwortlichen sagen: 
„So etwas gibt es einfach nicht!“ 
Der Außenseiter ist eine Kategorie der Ver-
drängung, das lebendige Denkmal geschei-
terter Integration, Sand im sozialen Getriebe, 
denn die zivilisierte Gesellschaft ist vornehm-
lich damit beschäftigt, ihr Image zu pflegen. 
Sie verbannt die Obdachlosen ins Asyl und die 
psychisch Kranken hinter Panzerglas – an die 
Peripherie der Städte, ins landschaftlich idyl-
lische Abseits, ins Aus. Der städtische Rasen 
bleibt sauber.
Dies der sozialpathologische Befund – Stachel 
im Fleisch und semesterfüllendes Thema für 
kritisch engagierte Literaten.
Bei Beherzigung des Satzes von Ernest 
Hemingway, der Schriftsteller solle nur über 
das schreiben, was er kennt, ist es daher nur 
folgerichtig, wenn Autoren ihren Platz am 
Schreibtisch verlassen und in die Instituti-
onen gehen, um konkrete Kenntnis von den 
Vorgängen in dieser Gesellschaft zu erlan-
gen, daß sie gerade die hinter Mattglas und 
Panzerglas und Gitterstäbe verdrängten 
unschönen, bedrückenden und beschämen-
den Inhalte in das öffentliche und private 
Bewußtsein zurückholen, um auf diese Weise 
eine Grundvoraussetzung für die kollektive 
praktische Bewältigung dieser Inhalte zu 
schaffen. Dies eben, das Bewußtmachen des 
Verdrängten, halte ich für die soziale Aufgabe 
einer Literatur, die sich als gesellschaftliche 
Einrichtung versteht und bejaht: Aufklärung 
(oder modischer: Information) und damit per-
manente Therapie des chronisch an Verdrän-
gungen leidenden öffentlichen und privaten 
Bewußtseins.
In den vergangenen Jahren und Jahrzehn-
ten habe ich auf Einladung Sozialpolitischer 
Arbeitskreise wiederholt in Universitäts-
Nervenkliniken, so in Düsseldorf, Erlangen, 

Tübingen und andernorts, meine Krankheits-
beschreibungen vorgetragen und mit Pati-
enten, Pflegern und Medizinern über meine 
Texte diskutiert. Dabei zeigte sich, daß die 
poetische Darstellung leidvoller seelischer 
Vorgänge dem Hörer Identifikationserleb-
nisse ermöglicht und dazu beitragen kann, 
ihm seine eigene gesellschaftlich bedingte 
oder doch gesellschaftlich mitbestimmte 
Situation durchsichtig zu machen und ihm 
Entstehung und Verlauf seiner Krankheit zu 
deuten.
Der medizinische Fachjargon beschreibt den 
Patienten als „Fall“, eher wie ein Abstraktum 
denn als lebendigen Menschen, und das medi-
zinische Lehrbuch liefert, mehr oder weni-
ger korrekt, nur die rational zugänglichen, 
meßbaren Fakten, während die poetische 
Rede den Bereich des Arationalen erschließt 
und zugleich die aus ihm sich aufdrängenden 
Emotionen allererst bewußt und benennbar 
macht. Dabei ist der Autor, das sprachliche 
Medium, sowohl Fürsprecher als auch Dol-
metscher oder Interpret des Patienten. Denn 
der Patient selbst, gerade er als der doch pri-
mär Betroffene, ist oft gar nicht in der Lage, 
seine Ängste und Nöte wie auch seine Wün-
sche und Sehnsüchte zu artikulieren, sei es 
aus Scham, sich seelisch bloßzustellen, sei es 
aus Furcht vor Spott oder moralischer Ein-
schüchterung oder weil die seelischen Ver-
letzungen, die er erlitten hat, so entsetzlich 
sind, daß das Erlebte ihm schlicht die Spra-
che verschlagen hat. Der Schriftsteller kann 
dann wie ein Schauspieler die Rolle des Pati-
enten übernehmen, sich in ihn hineinverset-
zen und aus seiner, des Patienten Sicht alles 
das zur Sprache bringen, was dieser selbst 
nicht sagen kann oder verschweigen will. 
Dies wird um so mehr gelingen, je besser der 
Autor sein Handwerk, vor allem die Erzähltech-
nik des inneren Monologs, beherrscht, je viel-
fältiger und genauer seine Menschenkenntnis 
ist und je weiter seine soziale Phantasie reicht, 
so daß er womöglich auch in schwierigen Fäl-
len anhand nur spärlich zugänglicher Daten 
die verborgenen seelischen Vorgänge erschlie-
ßen kann. Korrektiv für die Verbindlichkeit, 
die Authentizität oder die Wahrheit einer sol-
chen Literatur ist dabei stets die als Erkennt-
nisziel vorgegebene objektive Realität, denn 
mit Recht fordern wir vom Schriftsteller wie 
von jedermann, daß er nicht lüge, und von dem, 
was er schreibt, daß es den wahren Sachver-
halt zeige.
Während ich dies schreibe, sitzt der schwach-
sinnige Knecht eines Bauern vor der Schup-
pentür auf der Erde, schneidet Bilder aus alten 
Illustrierten und verwahrt sie in einem Kar-
ton. Vor einem halben Jahr haben die Ärzte 
seinen Kehlkopf entfernt. Er sammelt Bilder 
von Prinzessin Maxima. Er wiegt noch hun-
dert Pfund. Manchmal zeigt er mir die Bil-
der. Er krächzt. Er küßt die Bilder. Er lächelt. 
Er kann nicht sprechen. Er hat nie schreiben 
gelernt. Er hat nie sprechen können.
Ich werde nicht arbeitslos.

Theodor Weißenborn

Unserem Autor 

Theodor Weißenborn 
herzliche Grüße und Glückwünsche  
zu seinem 85. Geburtstag, den er am 
22. Juli begeht. 
Wir wünschen dem streitbaren Verfas-
ser vieler nachdenklicher Essays und 
bissiger Satiren gute Gesundheit und 
nie versiegende Freude am Schreiben.
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George Grosz zum 125. 

Revolte gegen Obrigkeit, Spießbürger, Kriegstreiber
Grosz, geboren am 26. Juli 1893 als 

Georg Ehrenfried Groß in Berlin, 
gehört zu den einf lußreichsten Bilden-
den Künstlern Deutschlands des vori-
gen Jahrhunderts. Satirische Schärfe und 
ein  antimilitaristisches, politisch Partei 
nehmendes Bekenntnis zeichnen seine 
grafischen Blätter, Malereien und Kari-
katuren aus. Im der künstlerisch offe-
nen Liberalität der Weimarer Republik 
erreichte der junge Grosz früh Beach-
tung und Erfolg. Er gab den bedrücken-
den menschlichen Abseitigkeiten, dem 
sittlichen Verfall im Nachkriegselend der 
20er Jahre Gestalt, geißelte die sozialen 
Gegensätze zwischen Arbeit und Kapital, 
attackierte schonungslos die moralische 
Verderbtheit in Klerus, Großbourgeoisie 
und Offiziersclique. Als er 1933 unmit-
telbar nach Hitlers Machtergreifung f loh 
und in die USA emigrierte, war er einer 
der ersten, dessen Werk im Nazireich 
verboten, vernichtet und als „entartet“ 
beschimpft wurde. Erst zwei Jahre vor 
seinem Tod, 1957, kehrte der deutsch-
amerikanische Grafiker, Maler und Büh-
nenbildner George Grosz – nunmehr auch 
international anerkannt als Künstler und 
Hochschullehrer – in seine Heimatstadt 
Berlin zurück. Zeitlebens blieb er einer 
politisch-realistischen Kunst verpf lich-
tet. 
Kunsthistoriker ordnen George Grosz als 
einen führenden Vertreter der „Neuen 
Sachlichkeit“ ein, jener die europäische 
Nach- und Zwischenkriegszeit ab 1918 
bezeichnenden neuen Stilrichtung. Sie 
gewann schnell und nachhaltig an Ein-
f luß, denn sowohl der realitätsferne 
Avantgardismus als auch die traditiona-
listisch idealisierende Bildsprache hat-
ten sich als untauglich erwiesen, die tief 
zerklüftete, gebrochene neue Lebenswelt 
zu interpretieren. Ein kühler Blick, eine 
von Illusionen befreite Besinnung auf das 
Wirkliche prägte die Darstellungsweise 
der „Neuen Sachlichkeit“. Doch fällt es 
schwer, die Bilder eines George Grosz in 
die Schublade „sachlich objektivierend“ 
zu stecken. Denn jedes der Blätter, Tafeln 
oder Pressezeichnungen erschreckt den 
Betrachter wie ein schril ler Protest-
schrei: Lüge! Abscheu! Inferno! 
Der Kriegsteilnehmer Georg Groß hatte 
sogar seinen Namen anglifiziert, um sich 
noch schärfer gegen nationalist ische 
Kriegshetze abzugrenzen. Besser als mit 

„Neue Sachlichkeit“ ist der Rebell George 
Grosz wohl mit Dadaismus charakteri-
siert. Dada steht als künstlerische Rich-
tung für geistige Revolte und radikale 
Demontage der bestehenden bürgerli-
chen Ideen und Normen. Zusammen mit 
dem Plakatkünstler John Heartfield und 
dem Schrif tsteller Wieland Herzfelde 
hat George Grosz die später berühmte 
Berliner Dada-Szene begründet . Auf-
g r u nd der bi ld ner i sc h ge s t a l t e t en 

sowie provokatorisch gelebten Rebel-
lion gegen Obrigkeitsstaat, Spießbür-
gertum und Militarismus ergab sich für 
George Grosz folgerichtig die revoluti-
onäre Aktion. Er bekannte sich zu den 
Zielen der Novemberrevolution 1918 
und w urde Gr ündungsmit g l ied der 
KPD. In der darauffolgenden, fruchtba-
ren Schaffensperiode wandelte sich die 
Programmatik seiner Arbeiten vom sati-
risch-provokanten Protest zur Kunst im 
Dienst der kämpfenden Arbeiterklasse. 
Im Unterschied zu den frühen dada-
ist ischen Bildern mit Kneipen-, Stra-
ßen- und Großstadtszenen schuf Grosz 
nunmehr kämpferische  Darstellungen 
des politischen Gegners. Sehr eindring-
lich zeigt dies sein Gemälde „Stützen der 
Gesellschaft“: Pfaffe, Offizier, Professor, 
dazu ein rangniederer Reservist als wil-
liger, gläubiger Mitläufer und eine Hure 
als willfähriges, demoralisiertes Sub-
jekt. 1922/23 gab der Malik-Verlag Grosz’ 
Arbeiten als gebundene Bildermappe 
unter dem Titel „Ecce homo“ („Siehe 
da, der Mensch“) heraus. Sie umfaßte 
Aquarelle, Zeichnungen und Gouachen, 
die in den Jahren 1915 bis 1922 ent-
standen waren. „Kantige stumpfsinnige 
Militärschädel, dekadente Oberschicht-
bohemiens, lüsterne Finanzmagnaten, 
halbnackte Prostituierte, (…) – ein erbar-
mungsloser Querschnitt vor allem der 
höheren Gesellschaft“ – beschreibt ein 
Online-Lexikon diese Blätter treffend.
Grosz solidarisierte sich mit den not-
leidenden Proletarierfamilien, obwohl 
er selbst als erfolgreicher Künstler mit 
seiner Familie im noblen Berliner Stadt-
teil Wilmersdorf lebte. Eine Studienreise 
in Begleitung des Schriftstellers Maxim 
Gorki führte George Grosz 1922 für fünf 
Monate in die junge Sowjetunion. Doch 
die dort gewonnenen Eindrücke über-
zeugten den radikalen Freiheitskämpfer 
George Grosz nicht . Sei es aus Enttäu-
schung über die schlechten Lebensver-
hältnisse der arbeitenden Massen im 
krisengeschüttelten Sowjetland, sei es 
aus anderen Gründen, wandte sich der 
Künstler vom sowjetrussischen Modell 
der Revolution ab und verließ die KPD. 
Seine Parteinahme für die ausgebeute-
ten und entrechteten Arbeiter, sein Ein-
treten gegen den Krieg blieben davon 
jedoch unberührt. 
Die Exiljahre in den USA brachten eine 
Rückbesinnung auch auf „zartere“, deko-
rat ivere Themen wie St il leben, Port-
räts und Landschaften. Der Emigrant 
mußte seinen Broter werb organisie-
ren und tat dies mit dem Vermarkten 
von gut verkäuf lichen Bildern wie auch 
als Hochschullehrer. Weltgeltung in der 
Geschichte der Bildenden Kunst jedoch 
hat George Grosz mit seinem revolutio-
nären Kämpfertum erlangt. 

Marianne Walz

Abrechnung folgt!  Malik-Verlag, Berlin 1923

Der weiße General (1922)

Frieden zwischen Kapital und Arbeit (1923)
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Mordsache Helmut Just  

Eine Schneedecke lag über Berlin. Tausende 
füllten an diesem kalten 5. Januar 1953 

den Gendarmenmarkt, dessen Ruinen immer 
noch von einstiger architektonischer Schönheit 
kündeten und der inzwischen Platz der Aka-
demie hieß. Sie nahmen Abschied von einem 
jungen Volkspolizisten, dessen tragischer Tod 
wenige Tage zuvor manchem in Erin nerung 
brachte, wie explosiv die Situation in der 
gespaltenen Stadt war. Ein Trauer geleit, das 
sonst nur für Staatsbegräbnisse vorgesehen 
war, brachte die sterbliche Hülle des Unter-
wachtmeisters nach Fried richsfelde. 
Es geschah am 30. Dezember 1952. Die schlecht 
beleuchteten Straßen von Berlin-Prenzlauer 
Berg lagen im Nebel. Gegen 20.45 Uhr begab 
sich der Unterwacht meister Helmut Just zum 
Kontrollpunkt auf der Behmbrücke, die in den 
französi schen Sektor führte. Eigentlich hatte 
er gar keinen Postendienst. Er war für einen 
Kol legen eingesprungen, erreichte den Kon-
trollpunkt aber nie. Zwei Schüsse aus nächster 
Nähe trafen ihn von hinten in den Kopf. Jede 
Hilfe kam zu spät. Noch auf dem Weg in das 
Krankenhaus verstarb Just.
Der 19jährige war in Berlin-Karlshorst aufge-
wachsen und zur Schule gegangen. Seine Mut-
ter arbeitete in einer Wäscherei, der Vater in 
einem Kraftstoffwerk in Rum melsburg. Die 
Leidenschaft des heran wachsenden Helmut 
gehörte dem Boxen. Er galt als hoffnungsvol-
les Nachwuchsta lent. Der hilfsbereite Junge 
war bei Nach barn und Kollegen beliebt. Erst 
wenige Monate zuvor hatte er seine Malerlehre 
abgeschlossen und sich im Sommer zum Poli-
zeidienst gemeldet.
Im Osten Berlins ordnete man die Tat 
Agentenzen tralen und Parteien in den West-
sektoren zu. In der Tat lag der Verdacht eines 

politisch motivierten Racheaktes na he. Pres-
severöffentlichungen und die öffentliche Trau-
erfeier am Rathaus Schöneberg heizten die 
antikommunisti sche Stimmung an. Besat-

zungsmächte und Behörden beider Seiten 
sparten nicht mit wechselseitigen Schuldzu-
weisungen. Geheimdienstoperationen und 
Übergriffe hatten in den Monaten zuvor für 
genügend Konflikte und Mißtrauen gesorgt. 
Politisch motivierte Angriffe auf Volks-
polizisten und Angehörige der Reichs bahn 
waren damals keine Seltenheit. Der Eisen-
bahner Ernst Kamith verstarb im November 
1952 an den Folgen einer ge waltsamen Poli-
zeiaktion. Der Westberli ner Polizeiinspektor 
Zunker mußte sich deswegen vor dem Moa-
biter Schwurge richt verantworten. Im Bezirk 
Magdeburg war im Oktober 1952 der VP-Ober-
wachtmeister Hans Panneck in einer Gast-
stätte mit faschistischen Liedern provoziert 
und anschließend von einem Fleischermeister 

niedergeschlagen worden. Auch er ver starb. 
Keiner der Zeugen half ihm. Im Mordfall Hel-
mut Just konnte aber auch das kriminelle 
Milieu, das von der Teilung der Stadt, illega-
len Warentrans fers und Währungsmanipula-
tionen profi tierte, als potentieller Täterkreis 
nicht ausgeklammert werden. Restriktionen 
ihrer Geschäfte hatten die feindselige Hal tung 
gegen Ostberliner Ordnungskräfte verstärkt.
Die Sonderkommission, die zur Aufklä rung 
des Polizistenmordes am 6. Januar einge-
setzt wurde, fand zwar zahlreiche Verdachts-
momente, aber keine der Spu ren führte zum 
erhofften Erfolg. Der offi zielle Verdacht ließ 
sich nicht untermau ern. Die Ermittlungen 
liefen ins Lee re. Der von Zeugen benannte 
tatverdächti ge Personenkreis konnte nicht 
namhaft gemacht werden. Am 16. Februar 
stellte die Sonderkommission ihre Arbeit 
ein. Sie hatte zwar Verwicklungen von Gast-
wirten und VP-Angehörigen in kriminelle 
Ma chenschaften nachweisen können, der 
Mordfall Helmut Just blieb trotz verdeck ter 
Ermittlungen ungeklärt – bis heute.
In der DDR war der Name von Helmut Just auf 
Straßen und in Einrichtungen all gegenwärtig. 
Die konkreten Umstände seines tragischen 
Todes gerieten hingegen mit der Zeit in Ver-
gessenheit. Wenig Sinn für Tatsachen zeig-
ten vor allem diejeni gen, die in ihm nach 1989 
einen „Mauer mörder“ zu erkennen glaubten 
und die Erinnerung an den Vorfall eilfertig aus 
dem Berliner Straßenbild tilgten. Nur noch das 
Grabmal auf dem Zentralfried hof Berlin-Fried-
richsfelde, das Steinmetz lehrlinge seines ehe-
maligen Ausbildungs betriebes für ihn gefertigt 
hatten, mahnt zu Nachdenklichkeit.

Gestützt auf einen Bericht 
von Jürgen Hofmann

Sie schützten die Botschaften in der DDR

Die Autoren erinnern mit ihrem Buch „Die 
Sicherheit der Botschaften in der DDR. 

Über die Arbeit des Missionsschutzes“ an fast 
Vergessenes – an die hohe Einsatzbereitschaft 
der 1102 Angehörigen des Wachkommandos 
Missionsschutz (WKM), die in enger Koopera-
tion mit speziellen Bereichen der Spionageab-
wehr des MfS, für den Schutz, die Sicherheit, 
die Arbeitsfähigkeit, aber auch für die opera-
tive Kontrolle diplomatischer Vertretungen 
und deren Personal in der DDR verantwortlich 
waren. Partner für diese wichtigen politischen 
Aufgaben waren die Protokollabteilung des 
DDR-Außenministeriums, das Dienstleistungs-
amt für ausländische Vertretungen (DAV), das 
Zollamt 1 (Diplomatenzollamt) und die jeweils 
örtlichen VP-Inspektionen.
Die Autoren erläutern zunächst einige Grundbe-
griffe des Völker-/Diplomatenrechts und schil-
dern die Geschichte des WKM ab 1965, die aber 
faktisch in den 70er Jahren erst richtig beginnt. 
Erinnert sei an den Grundlagenvertrag 1972, die 
Aufnahme von DDR und BRD in die UNO 1973, 
die Welle der Anerkennung der DDR, die Schaf-
fung von Ständigen Vertretungen der DDR und 

der BRD 1974 oder den Helsinki-Prozeß 1975. 
In der Anlage sind bisher geheime bzw. nicht 
bekannte Befehle des MdI und des MfS der DDR 
sowie wichtige Sicherungsobjekte des WKM 
zusammengefaßt. In den 80er Jahren wurden 
aus unterschiedlichen Gründen die Botschaften 
der UdSSR, der USA und einiger arabischer Staa-
ten, vor allem aber die Ständige Vertretung der 
BRD zu Schwerpunkten der Schutz- und Siche-
rungsarbeit des WKM und der MfS-Abteilungen. 
Aufgezeigt wird, wie nachrichtendienstliche, 
aber auch allgemein kriminelle Aktivitäten 
zahlreicher Diplomaten in der DDR durch die 
unmittelbare Nachbarschaft Westberlins sowie 
die Privilegien bevorrechteter Personen (Kon-
trollbefreiung u. a.) stimuliert worden sind.
Für ihre gewissenhafte, stets einsatzbereite und 
effektive Sicherungsarbeit zum Rund-um-die-
Uhr-Schutz von 72 Botschaften, 69 Residenzen, 
24 Handelsvertretungen, 24 konsularische Ver-
tretungen und einer ganzen Reihe von Folge-
einrichtungen sowie die enge Kooperation mit 
speziellen Bereichen des MfS wurde das Wach-
kommando Missionsschutz der DDR 1984 mit 
dem Vaterländischen Verdienstorden der DDR 

in Gold ausgezeichnet. Die drei Autoren berich-
ten darüber sehr informativ und kenntnisreich. 
Sie würdigen diese Arbeit mit einem Danke-
schön an alle Beteiligten, weil sie halfen, die 
internationale Autorität der DDR zu stärken.
Es war wohl kein Zufall, daß die größte Poli-
zeidienststelle Berlins ausgerechnet am  
3. Oktober 1990 ihren Dienst ohne jegliche Ver-
sorgungsansprüche der dort tätig Gewesenen 
beenden mußte. Wolfgang Stuchly, Berlin

H.-J. Dahle, L. Fröh-
lich und B. Tuczek:  
Die Sicherheit der 
Botschaften in der 
DDR. Verlag am 
Park, Berlin 2018, 
160 Seiten, 14,99 €

Gedenkstein für Helmut Just in Berlin- 
Friedrichsfelde
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Produktionsgenossenschaften haben Zukunft

Mit dem Jahr 1989 kam das Ende der 
LPGs der DDR wie überhaupt aller 

landwirtschaftlichen Nacheinrichtungen, 
einschließlich der hocheffektiven Landma-
schinenindustrie unseres Landes. 
Als ich 1961 in der LPG „Vereinte Kraft“ anfing 
zu arbeiten, bestand diese aus den Bauern-
wirtschaften der beiden Dörfer Vippachedel-
hausen und Thalborn und war rund 850 ha 
groß. 1969 wurde sie mit rund 5000 ha Land-
wirtschaftlicher Nutzfläche (LN) in der DDR 
die erste spezialisierte LPG Pflanzenproduk-
tion, in der 750 Mitglieder arbeiteten.

Bemerkenswert ist, was dann 1990, als mit 
dem „Landwirtschaftsanpassungsgesetz“ die 
LPGs liquidiert werden sollten, geschah. 
Wir begannen, ein Konzept zu entwickeln, mit 
dem es gelang – nun unter kapitalistischen 
Bedingungen –, auf der Grundlage des Genos-
senschaftsgesetzes der BRD erneut auf genos-
senschaftlicher Grundlage zu arbeiten. Nach 
wochenlanger Diskussion mit den Boden-
eigentümern – sie waren ja durch die DDR 
nicht enteignet worden – kam es zur Bildung 
einer neuen Produktionsgenossenschaft. Die 
meisten entschieden sich das zweite Mal für 
den genossenschaftlichen Großbetrieb auf 
nun 4000 ha LN. Kaum einer wollte wieder 
auf Klein-Klein zurück. Heute arbeitet diese 
Erzeugergenossenschaft sehr erfolgreich und 
produziert Spitzenerträge auf dem Acker und 
in der Milchproduktion: bei Weizen 85 dt/ha,  
auf Teilschlägen sogar 100 dt/ha; Gerste  
75 dt/ha, Zuckerrüben 800 dt/ha, Silomais 
750 dt/ha, ca. 1500 ha stehen unter Bewäs-
serung. Noch zu DDR-Zeiten wurde dafür 
ein Staudamm gebaut. Der Betrieb hält 
1620 Kühe mit Nachzucht. Die Milchleistung 
beträgt 9000 kg je Kuh. Eine Biogasanlage lie-
fert rund 10 000 KWh.
So oder so ähnlich verlief die Entwicklung auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft in vielen Ein-
richtungen der DDR. Ca. 60 % der Ackerfläche 

werden heute von großen Genossenschaften 
oder GmbHs bewirtschaftet, die z. T. bis zu 
900 ha LN umfassen. Zur Wahrheit gehört 
aber auch, daß es für Großbetriebe dieser 
Art nicht einfach ist, unter den Bedingungen 
eines entwickelten Kapitalismus in der BRD 
und der EU zu wirtschaften. Und natürlich ist 
kapitalistischer Gigantismus nichts anderes 
als der Weg zur Erlangung von Maximalpro-
fit. Ich denke da z. B. an die riesigen Ölplan-
tagen in Brasilien, in Süd- und Ostasien oder 
anderswo, auf denen Mensch und Natur gna-
denlos ausgebeutet werden. 
Vor allem Politiker der „Grünen“ favorisieren 
die Vorstellung, daß eine kleine, arbeitstei-
lige, ökologisch geförderte familiäre bäuerli-
che Landwirtschaft ein Heilmittel gegen den 
Klimawandel und ein Schutz von Nutztieren 
sei. Natürlich gibt es in Deutschland wie in 
vielen Ländern der Erde, vor allem in Afrika, 
Südamerika und Asien, Kleinbetriebe. Doch 
die Tendenz ist abnehmend. In Moçam- 
bique z. B. entwickeln sich bereits genossen-
schaftliche Formen der Arbeit. Immer mehr 
Klein- und Mittelbauern freunden sich mit 
dem Kooperationsgedanken an, denn er ent-
spricht den Interessen der Menschen über-
all auf der Welt, die den Boden bearbeiten 
und Sicherheit brauchen.

Eberhard Herr 

BUCHTIPS

  Egon Krenz: China. Wie ich es sehe

China – die neue Bedrohung für die euro-
päischen Wirtschaftsmächte? Ein Land, in 
dem Korruption an der Tagesordnung ist?  
China – die zweitgrößte Wirtschaftsnation 
unter Führung einer kommunistischen Par-
tei auf dem besten Weg, die Weltmacht USA 
zu überholen? Land im Aufbruch oder Land 
des enthemmten Kapitalismus? Diese Fra-
gen beschäftigen auch Egon Krenz. Er kennt 
China nicht nur aus Zeiten, als er es in poli-
tischer Funktion bereiste, sondern ist bis 
heute regelmäßig zu Gast, zuletzt im Okto-
ber 2017 bei einer wissenschaftlich-histo-
rischen Konferenz. Er fuhr, wie jedes Mal, 
durchs Land, sprach mit Betriebsleitern und 

Parteifunktionären, mit den neuen Managern 
der boomenden Industrie, mit Studenten und 
Bankern, schaute genau hin. Und nimmt für 
sich in Anspruch, gelernt zu haben, „nicht 
überheblich gegenüber anderen und neuen 
Wegen“ zu sein. Wie sieht Chinas eigener Weg 
aus? Wie und zu welchem Preis erreichen die 
Chinesen ihr selbsterklärtes Ziel, eine „Gesell-
schaft mit bescheidenem Wohlstand“ zu sein? 
Edition Ost, Berlin 2018, 160 S., 12,99 €

  A. Groth / N. Paech / R. Falk (Hg.): 
Palästina – Vertreibung, Krieg und 
Besatzung
Wie der Konflikt die Demokratie untergräbt

Seit Israel die palästinensischen Gebiete und 
Ostjerusalem besetzt hält, werden Palästi-
nenser aus ihren Heimatorten vertrieben, 
ihrer Rechte und ihres Besitzes beraubt. 
In diesem Buch werden der Siedlungsbau, 
die Situation von Kindern in israelischen 
Gefängnissen, die massive Einschränkung 
der Bewegungsfreiheit durch Checkpoints 
und Mauer, die Lage in Gaza, die Rolle der 
UNO und der Abbau demokratischer Rechte 
in Israel und Palästina erörtert. Um die 
öffentliche Debatte der israelischen Men-
schen- und Völkerrechtsverstöße zu ver-
hindern, werden in Europa mit haltlosen, 
teilweise grotesken Antisemitismusvorwür-
fen Kampagnen gegen Veranstaltungen, Per-
sonen und Publikationen wie den „RotFuchs“ 

geführt. Insofern geht es auch um Meinungs-
freiheit und Demokratie bei uns.
PapyRossa-Verlag, Köln 2018, 284 S., 16,90 €

  Eyal Sivan, Armelle Laborie: 
Legitimer Protest
Plädoyer für einen kulturellen und akademi-
schen Boykott Israels

Im Juli 2005 startete die palästinensi-
sche Zivilgesellschaft einen Aufruf für den 
Boykott des israelischen Staates auf wirt-
schaftlicher, politischer und kultureller 
Ebene. Dieser Protest soll mithelfen, jahr-
zehntelange Forderungen der palästinensi-
schen Bevölkerung durchzusetzen, nachdem 
unzählige Resolutionen der UNO gegen Israel 
wirkungslos geblieben waren. Es geht um ein 
Ende der Siedlungstätigkeit in den besetzten 
Gebieten, eine rechtliche Gleichstellung der 
arabisch-palästinensischen Bürger Israels 
und das Recht auf Rückkehr für die vertrie-
benen Palästinenser. Eyal Sivan und Armelle 
Laborie berichten über den erfolgreichen 
Boykott israelischer Forschungs- und Kul-
tureinrichtungen durch immer mehr inter-
nationale Wissenschaftler und Künstler. Sie 
setzen sich aber auch mit dem Gegenangriff 
der israelischen Seite auseinander, die mit 
ganzer Kraft den Versuch einer Delegitimie-
rung und Kriminalisierung der Boykottbe-
wegung betreibt.
Promedia-Verlag, Wien 2018, 184 S., 17,90 €

Unserem langjährigen Autor Genossen 

Eberhard Herr 
übermitteln wir nachträgliche Geburts-
tagsgrüße und Glückwünsche zu 
seinem 90., den er am 12. Juni beging. 
  
Wir wünschen dem erfahrenen und 
gestandenen DDR-Landwirtschafts-
experten noch viele Jahre Gesundheit 
und Schaffenskraft.
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Karl Nendel – General der Mikroelektronik

Als ich mich mit dem ehemaligen Direk-
tor des ZFTM Dresden, Prof. Dr. Ulf 

Gottschling, zur Wertung dieses Buches 
austauschte, waren wir uns einig: Gelungen. 
Ein Stück DDR-Geschichte im Blickpunkt 
der eigenen Entwicklung vom Schlosser und 
Elektriker bis zum Staatssekretär und Regie-
rungsbeauftragten nachhaltig aufgearbei-
tet. In der Reihe der „Rohnstock-Biografien“ 
nimmt die Autobiographie von Karl Nendel 
einen bedeutenden Platz ein – ebenso wie 
die Bände von „Jetzt reden wir“ ehemaliger 
Generaldirektoren von Industriekombina-
ten der DDR.
Karl Nendel beschreibt nicht nur seinen 
beruflichen, klassenbewußten Weg von der 
Braunkohle bis zum Staatssekretär im Mini-
sterium für Elektrotechnik und Elektronik – 
nein, er zieht eine klare und nüchterne Bilanz 
der Entwicklung der Mikroelektronik in der 
DDR. Vor dem Hintergrund vieler Schwierig-
keiten, Devisenhandel und Embargopolitik 
inbegriffen, zeigt Nendel die Mühen auf, in der 
internationalen Entwicklung der Computer-
technologien mitzuhalten.
Wer mit Karl Nendel zusammenarbeitete, 
weiß, daß seine Durchsetzungskraft – bei-
spielgebend für einige –, aber auch manchmal 

„zu hoch“ angesetzt war. Am Schluß jedenfalls 
zählte das Ergebnis. Und das war unter vielen 

Ministern der Elektrotechnik und Elektronik 
so. „Machtmensch und Macher“ – das ist der 
richtige Ausdruck, mit dem Jörg Roesler und 
Hermann Leihkauf Nendel im Buch treffend 
charakterisieren.
Ich war zu Nendels Zeiten Direktor der Zen-
tralschule des Ministeriums für Elektro-
technik und Elektronik (MEE) in Crostau/
Landkreis Bautzen und konnte Karl Nendel 
mehrfach in der Fortbildung leitender Kader 
des Industriebereichs Elektrotechnik und 
Elektronik erleben. Sein Auftritt war immer 
ein Höhepunkt im Bildungszyklus. Er sparte 
weder mit Lob noch mit Kritik und ebnete 
so manchem den Weg für Fortschritte in der 
Arbeit des Industriebereiches mit 15 Kom-
binaten. Am Siegeszug der Mikroelektronik 
hat er einen nicht unerheblichen Anteil. Die 
1-MB-Story: Unbedingt lesenswert auch der 
Einstieg des MEE in das Rüstungsgeschäft. 
Auch hier stand Karl Nendel, fachlich fundiert, 
immer auf festen Füßen. 
1989 brach für Karl Nendel wie für viele von 
uns nicht nur eine Welt zusammen – unsere 
Ideale auch als Wirtschaftspolitiker wur-
den zerstört. Aber, aufrappeln und zu neuen 
Ufern kommen waren wir gewohnt. Für mich, 
beginnend in der Verteidigungsindustrie, dem 
Landmaschinenbau, der Elektrotechnik und 
Elektronik und der späteren Fortbildung 

leitender Kader. Mehr als 12 Jahre konnte ich 
als Mitglied des Wissenschaftlichen Rates der 
AfG beim ZK der SED wesentliches zur Füh-
rung von großen Wirtschaftseinheiten ver-
mitteln. So ist sicher für mich und viele Leser 
das Handeln von Karl Nendel nachvollziehbar. 
Nichts hat er übertrieben.
Dem Leser und uns, die in der DDR eine ein-
malige beruf liche Entwicklung erfahren 
haben, ist das Buch als „Standardwerk zum 
Nachdenken“ zu empfehlen.

Prof. Dr. Dieter Rost, Kirschau

Karl Nendel – General der Mikroelektronik. 
Autobiographie. Rohnstock-Biografien.
edition berolina, Berlin 2017. 238 S., 19,99 € 
(Taschenbuch 12,99 €)

Aus einem Brief vom 8. April 1966 an Irma Gabler-Thälmann

Ich bin der ehemalige Kommandant  
von Bischofswerda

Verzeihen Sie mir, daß ich Ihnen aus dem 
fernen sonnigen Usbekistan schreibe. 

Ich bin der ehemalige Kommandant von 
Bischofswerda, Major der Reserve Grigorij 
Dmitrijewitsch Borisenko …
Wir begannen mit Otto Bertel und mit der 
Hilfe der Kommunisten, Sozialdemokraten 
und Antifaschisten in Bischofswerda ein 
neues Leben für das deutsche Volk aufzu-
bauen …
Erlauben Sie mir bitte, daß ich kurz berichte, 
wie ich Militärkommandant von Bischofs-
werda geworden bin. Ihnen ist ja bekannt, 
daß die Sowjetarmee unter Führung der 
KPdSU in Ihrem Lande den Faschismus zer-
schlagen hat. Nach Deutschland kam die 
Sowjetarmee, um das deutsche Volk und 
die Staaten Europas vom Hitlerfaschismus 
zu befreien.
Am 2. Mai (1945), um 4 Uhr früh, befreite 
ich mit meinen Kämpfern die Einwohne 
Bischofswerdas vom Hit lerfaschismus. 
Später w urde ich vom Kommando der 
Sowjetarmee zum Kommandanten der 
Militäradministration für den Kreis und 
die St adt Bischofswerda ernannt . Die 

Faschisten hatten keine Gelegenheit mehr, 
den 1. Mai 1945 zu feiern, obwohl die Stadt 
Bischofswerda schon zur 1.-Mai-Feier vor-
bereitet worden war.
Als Vertreter der Sowjetmacht hatte ich als 
erstes alle Kommunisten, Sozialdemokraten 
und Antifaschisten zu mir in die Komman-
dantur eingeladen, wo wir die erste Volks-
versammlung von Bischofswerda im Haus 
des früheren faschistischen Bürgermeisters 
durchführten.
Die Versammlung wurde von meinem Stell-
vertreter, dem Politleiter der Militärkom-
mandantur, Hauptmann Manin, eröffnet. Ich 
hatte dann die Möglichkeit, in gebrochenem 
Deutsch zu sagen: „Zu Ihnen nach Bischofs-
werda kam die Sowjetarmee. Sie befreite 
Sie vom Hitlerfaschismus. Alle Gesetze und 
Anordnungen der Hitlerfaschisten werden 
außer Kraft gesetzt. Es gelten ab sofort die 
Gesetze und Anordnungen der Volksmacht, 
alle faschistischen Bilder, Losungen und Pla-
kate sind zu entfernen.“ …
Die dringlichste Aufgabe aber war, die Äcker 
im Kreis Bischofswerda zu bestellen, und 
so sagte ich den Anwesenden, es gäbe ein 

russisches Sprichwort: „Der Sommer ernährt 
den Winter!“ Die Sowjetmacht wolle nicht, 
daß Ostdeutschland hungert …
Wir sind dann zur Bautzener Haftanstalt 
gefahren, wo Ihr Vater, Ernst Thälmann, 
inhaftiert war. Dort wurde ein Denkmal 
für Ihren Vater errichtet. Daneben befindet 
sich das Grab des sowjetischen Sergeanten 
Maslow, der bei der Befreiung der Bautzener 
Haftanstalt gefallen war. Sergeant Maslow 
wollte als erster Ihren Vater aus der Haftan-
stalt holen. Er wußte, daß Ihr Vater Kommu-
nist war. Was er aber nicht wußte, war, daß 
er schon am 16. August 1944 aus der Baut-
zener Haftanstalt in das Todeslager Buchen-
wald fortgebracht worden war, wo er von 
den Gestapoleuten auf direkten Befehl Hit-
lers umgebracht wurde …

Major der Reserve  
Grigorij Dmitrijewitsch Borisenko 
Ehemaliger Militärkommandant von 

Bischofswerda
Jangijul (Usbekische SSR), 8. April 1966

Auswahl und Übersetzung: Cilly Keller, Ham-
burg
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Stimmen aus aller Welt über die DDR
Solange der sozialistische deutsche Staat, die 
DDR, existierte, haben sich immer wieder Per-
sönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder 
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum  
30. Jahrestag am 7. Oktober 1979 hat die Aus-
landspresseagentur Panorama DDR über hun-
dert solcher Stellungnahmen in einem Buch 
vereint. Entstanden ist so ein Mosaik persönli-
cher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils 
ein Stück gesellschaftlicher Wirklichkeit wider-
spiegeln. Stellvertretend für die anderen ver-
öffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen 

– Älteren zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeut-
lichung dessen, was die DDR für die Welt (und 
für uns) war.

Miyako Shigeto

Verantwortliche für Frauenfragen in der Sozia-
listischen Partei Japans

In vielen Betrieben, die ich während meines 
Aufenthaltes in der DDR besucht habe, arbei-
ten Frauen wie Männer. Als ich das Petrolche-
mische Kombinat Schwedt besuchen sollte, 
äußerte ich meinen Wunsch, einen Frauen-
Betrieb zu besich tigen. Alle Leute sahen mich 
etwas ver zweifelt an, und ich spürte, daß ich 
eine falsche Vorstellung hatte. Ich glaubte 
bis dahin, daß der Industriezweig der Petrol-
chemie mit werktätigen Frauen wenig zu tun 
habe. Hier mußte ich mich vom Ge genteil über-
zeugen lassen. Als ich das Zentrum der dringli-
chen medizinischen Hilfe von Berlin besuchte, 
sah ich, daß es von einer Ärztin geleitet wird.
In der DDR ist die Zeit längst vorbei, in der nur 
vereinzelt Frauen einen Beruf ausübten. Die 
Arbeit hat im Leben der Frauen einen festen 
Platz eingenommen. Ihre berufliche Tätigkeit 
bedeutet für sie Selbstverwirklichung. Es 
war wunderbar, so viele Mütter zu sehen, die 
neben der Kinderbetreuung und -erziehung 
ihre fachliche und politische Qualifizierung 
vervollkommnen.
Mutter zu sein und gleichzeitig be rufstätig 
bedeutet für die japanischen Frauen Sorge und 
Unsicherheit. Wir leben in einer Gesellschaft, 
in der die Rolle der Mutter zwangsweise einge-
schränkt ist, wenn Frauen ihre Gleichberech-
tigung fordern. Unsere Bewegung in Japan hat 

viele schwierige Aufgaben. Wir wissen jedoch, 
daß sie lösbar sind. Dies haben uns die Frauen 
der DDR mit großer Zuversicht gezeigt.

Giorgio Morpurgo

Präsident des Parlamentsausschusses für öffent-
liche Arbeiten, Städtebau und Territorialplanung 
der Region Lombardei, Italien

Am meisten imponiert mir, wie in der DDR gute 
Pläne auch wirklich in die Tat umgesetzt wer-
den. Ich meine vor allem die sozialpolitischen 
Vorhaben, die Zug um Zug realisiert werden 
– nicht zuletzt im Wohnungsbau. Zu meinem 
Gesamtein druck gehören auch das sichtbare 
Wohl ergehen, die soziale Sicherheit, die Herz-
lichkeit und Gastfreundschaft der vielen Bür-
ger, die ich kennenlernte.
Das Vorhaben der Regierung der DDR, in abseh-
barer Zeit so viele Wohnungen zu bauen, daß 
jede Familie in guten Verhältnissen wohnen 
kann, ist eine – so meine ich – für alle beglük-
kende Perspektive. Das wäre in Italien gegen-
wärtig nicht ein mal denkbar, geschweige 
denn realisier bar. Es gibt bei uns viele Fami-
lien, die nicht nur fünf oder zehn Jahre, son-
dern fak tisch ihr ganzes Leben lang auf eine 
zu mutbare und zugleich erschwingliche ei gene 
Wohnung warten müssen. Wenn ich höre, daß 
man in der DDR durchschnitt lich nur 4,3 Pro-
zent des Familieneinkom mens für die Woh-
nungsmiete aufzubrin gen braucht, so ist auch 
das unter kapi talistischen Verhältnissen ein-
fach unvor stellbar.
Ich war 1970 schon einmal in der DDR. 
Damals war beispielsweise der Berliner 
Alexanderplatz ein einziges Baugelände rie-
sigen Ausmaßes. Heute ist er das attrak tive, 
moderne Zentrum der DDR-Haupt stadt. So 
haben alle Städte, die ich damals sah, inzwi-
schen ein neues, schöneres Ge sicht erhalten. 
Das historische und doch moderne Zentrum 
Leipzigs, die re konstruierten Gebäude der 
anziehenden Fußgängerboulevards in 
Weimar und Halle, das in historischer und 
zugleich neuer Schönheit wiederaufge-
baute Dres den – überall in der DDR habe 
ich menschenfreundliche Städte gesehen. In 
diesem Zusammenhang ein sicherlich auf-
schlußreicher Vergleich der Umwelt gestaltung: 
In meiner Heimatstadt Milano kommen  

2,8 Quadratmeter Grün-
f l ä c h e  au f  e i n e n B ü r-
ger. In den Großstädten 
der DDR werden, wie ich 
s a h u nd hör t e ,  du r ch-
s c h n i t t l i c h  1 5  b i s  
20 Quadratmeter Grün-
f läche je Einwohner ange-
legt und gepflegt. Noch ein 
Detail: Bei uns in Mi lano 
w u r de i n  den le t z t en  
30 Jahren nicht ein ein-
ziger öffentlicher Spring-
br unnen angeleg t – in 
den Städten der DDR aber 
bew under ten w ir gera-
dezu auf Schritt und Tritt 
Springbrunnen aller Grö-
ßen und Stilarten.

Dr. Leader Stirling (1906–2003)

Gesundheitsminister der Vereinigten Republik 
Tansania von 1975 bis 1980

Eine Fülle guter Eindrücke und Beweise ehr-
licher, uneigennütziger Hilfe der DDR beglei-
ten unsere Delegation bei der Heim reise 
nach Tansania. Am stärksten bewegt bin ich 
von dem hohen Leistungsstand des Gesund-
heitswesens und der Qualität me dizinischer 
Betreuung. Imponierend ist die große Zahl 
der Ärzte und mittleren medizinischen Fach-
kräfte. Das dicht ge knüpfte Netz medizini-
scher Fachbetreu ung, wie wir es in der DDR 
vorfanden, ist für uns und auch andere Län-
der beispiel haft. Insgesamt hat mich das 
spürbare ideelle, ethische, moralische und 
politische Engagement aller medizinisch 
und sozial Tätigen in der DDR überaus beein-
druckt.
Viele tansanische Ärzte haben in der DDR 
eine solide Ausbildung erhalten. Mit diesen 
jungen Kräften haben wir unser Gesund-
heitswesen nicht nur personell stärken kön-
nen, sondern auch Möglich keiten geschaffen, 
daß diese Mediziner ihr in der DDR erwor-
benes respektables Wis sen an Kollegen 
weitergeben. Das sind Früchte unserer 
Zusammenarbeit.
Wir haben uns sehr darüber gefreut, daß uns 
Dr. Weigelt bei unserer Studien reise beglei-
tet hat. Dieser DDR-Arzt war drei Jahre als 
leitender Arzt der NUTA-Kliniken in Dares-
salam und Tanga tätig. Dort hat er zusätzli-
che Fortbildungskurse organisiert und damit 
geholfen, medizini sche Behandlungskapazi-
täten in unserem Land zu erweitern.

Dr. Abdul Matjid Abdul-Madi

Staatssekretär im Sekretariat für Gesund-
heitswesen der Sozialistischen Libyschen Ara-
bischen Volksjamahiriya

Als ich im Juni 1978 zum erstenmal den Boden 
der DDR betrat, fühlte ich mich sofort unter 
Freunden und hatte das an genehme Emp-
finden, als wäre ich schon lange mit ihnen 
vertraut. Beim Besuch von Gesundheitsein-
richtungen unterschiedli cher Größe und 
Aufgabenstellung habe ich einen guten Über-
blick der Struktur und Kapazität eines staat-
lichen Gesund heitswesens erhalten, dessen 
international anerkannte Leistungen meine 
Erwartun gen weit übertrafen. Ärztliche 
Mühen, die liebevolle Fürsorge um die Patien-
ten in ambulanter und klinischer, prophylakti-
scher, therapeutischer, rehabilitativer und 
dispensairer Betreuung, die erforderli chen 
Arzneimittel und alle erdenklichen medizini-
schen Hilfsmittel bis zum elek trisch angetrie-
benen Versehrtenmobil – all das ist kostenfrei 
für die Bürger in der DDR.
Geradezu begeistert hat mich die in tensive 
Betreuung der Schwangeren, das medizi-
nische wie gesellschaftliche Engage ment 
für Mütter und Kinder wie für junge Fami-
lien, was zu der weltbekannt geringen Säug-
lings- und Kindersterblichkeit sowie zu dem 
für europäische Industrienationen erstaunli-
chen Geburtenzuwachs geführt hat.Lesende Grafik: M. F. Achunow
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Ab und zu etwas Verrücktes

Im Alter läßt die Lust am Ausgef lippten 
nach, müde Knochen und Ruhebedürf-

nis bremsen, die Experimentierfreude der 
Jugendzeit nimmt ab. Doch das Vergnügen, 
an all die wunderbar freudigen Verrückt-
heiten vor 60 Jahren zurückzudenken, ist 
immer noch da. 
Eigentlich wollte ich Lehrer für Deutsch 
und Sport werden, aber da hätte ich zu 
Hause in Rostock studieren und weiter 
unter der Fuchtel der Mut ter ste-
hen müssen. Deshalb griff ich, ohne 
zu wissen, was mich genau erwartet, 
sofort zu, als das Angebot „Biologie, 
Werken“ vom Pädagogischen Institut 
Güstrow kam.
Besonders geschickt war ich nicht mit 
Hammer, Feile, Lötkolben, Falzbein 
und Schraubzwinge. Später konnte 
ich das Fach zugunsten von Sport und 
Deutsch sehr schnell wegorganisieren. 
In der Familie aber hieß es immer mit 
spitzbübischer Miene, wenn der Vater 
etwas reparieren sollte: „Ich denke, 
du hast Werken studiert?“
Die Zeit in Güstrow war die sorglo-
seste Zeit meines Lebens, unbeküm-
mert, nur mir selbst verantwortlich, 
hatte ich drei wunderbare Jahre. Wir 
kamen zu drit t aus Rostock: Inge, 
Sprudel und ich. Mir aber fiel sofort 
ein schönes braunhaariges Mädchen in 
kariertem Hemd und Jeans auf, das ich 
von Anfang an mochte: Schigu. Eigentlich 
hieß sie Renate Pfeif, aber niemand von uns 
nannte sie so, wie auch mich alle nur Atze 
riefen. 
Ich bewunderte sie, wenn sie allein für sich 
tanzte, sang oder pfiff. Für mich war sie 
die verkörperte Freiheit, so wäre ich gern 
gewesen, und ich ahmte sie sogar beim Pfei-
ferauchen nach. Es hat uns Spaß gemacht, 
auf den Mensastufen sitzend, Leute mit 
unserem Auftreten zu schockieren. Manch-
mal sind wir dabei übers Ziel hinausge-
schossen. „Das ist mir in meiner ganzen 
pädagogischen Praxis noch nicht passiert“, 
staunt Frau Müller, die Wirtin der Studen-
tenkneipe, als wir verärgert, ich weiß nicht 
mehr warum, zwei doppelte Wodka bestel-
len und grimmig unsere Pfeife dampfen. 
Schigu gibt sich gern rauhbeinig, hat aber 
einen herzensguten Kern. Sie trägt ein 
leuchtend rotes Leintuch mit weißen Punk-
ten, das ich bestaune. Da nimmt sie eine 
Schere, teilt das schöne Stück, und stolz 
trage ich nun auch ein Gepunktetes. 
Aus unserem Wohnheim kann man die Wie-
sen und den Sumpfsee sehen. Wir nutzen 
das Gelände zu allen Tages- und Nachtzei-
ten. Vor dem Frühstück klettern wir über 
den Zaun und laufen zum Baden. In der 
Vorlesung erzählt der Psychologe genüß-
lich, daß er heute Morgen schon zwei junge 
Damen überm Zaun hängen sah. Jeder kann 
an zwei rot anlaufenden Köpfen sehen, wer 
das war. 
Seltsame Sit ten haben die Jungen: Peti 
beleckt seine Hand, dann knallt er sie auf 
seinen Pudding, „Meine“, sagt er und grient 

uns an. Harry steht auf dem Stuhl, dann 
auf dem Tisch und wickelt drei Kilome-
ter Faden von seiner Roulade. Eugen kauft 
seine Socken viel zu groß, zerlatscht die 
Spitze, kippt die zerlöcherten einmal um 
und ein zweites Mal. So hat er für ein Geld 
drei Paar Socken. 
Peti will FDJ-Beitrag kassieren. Deshalb 
werden wir doch bei so schönem Wetter 
nicht aus dem Garten gehen. Er schnappt 

sich in unserem Zimmer Sigrids BH, den 
sie zum Trocknen ausgebreitet hat, und 
winkt uns damit zu. Wir stürzen nach oben, 
bezahlen, bevor er sich neue Dummheiten 
ausdenken kann. 
Einmal rennen wir von Zimmer zu Zimmer 
und kündigen, ohne mit jemandem vor-
her zu sprechen, eine Nachtwanderung an 
und staunen: alle kommen. Mit Taschenlam-
pen geht es zum Sumpfsee. Sternenschein, 
das Käuzchen schreit, eine Igelmutter mit 
einer Reihe rosafarbener Jungen im Gefolge 
kreuzt unseren Weg. Die Jungen machen 
Feuer, und wir singen leise zu Roberts 
Mundharmonika.
Unser Haus w ird von Minna Kuhblum 
betreut. Wenn sie ihre Treppe geputzt hat, 
sagt sie: „Haste mal ne Ziejaredde, mech 
piebt de Longe.“ Schigu kreischt vor Ver-
gnügen. Das vergeht ihr aber, wenn Minna 
durch die Gänge tobt: „Wer hat mich wie-
der von de Blumen jeklaut, ich wer eich mel-
den, wer ich eich.“ In solchem Fall lachen 
wir erst, wenn Minna weg und die Gefahr 
vorbei ist. 
Wenn am Abend alle im Bett liegen, geht 
das Lachen weiter. Wir erzählen uns Witze, 
jeder seinen und immer den gleichen. 
Schigu kommt herein: „Bei mir ist eine ein-
gezogen, die heißt Iwe Bier und hat gefragt: 
,Seid ihr auch kindisch? Ich bin kindisch.‘ “ 
Waren wir, waren wir, haben das damals 
aber anders gesehen und uns über die kin-
disch-kindliche Verwechslung schadenfroh 
amüsiert.
Schadenfroh waren besonders einige unse-
rer sieben Jungen. Ich höre noch immer 
Eugen und Robert hämisch, egal was wir 
taten: „Ach die Schnallen!“ Wie sie jede 

Note, die schlechter als ihre war, gefeiert 
haben! Noch zwanzig Jahre später schafft 
einer von ihnen es nicht, meinen Erfolg auf 
dem VIII. Pädagogischen Kongreß gelassen 
zu nehmen. „Na mit deiner Schwärmerei 
von Kuckuck und Nachtigall im Wuhletal 
hast du aber gelogen.“ Wieder denke ich nur 

„Dämlicher Neidhammel“ und lasse mich 
wie damals nicht beeindrucken. 
Das Institut erhält einen Neubau. Als Werk-

studenten werden wir bei Maurerar-
beiten eingesetzt . Gemeinsam mit 
Schigu ziehe ich eine Zwischenwand 
aus Ziegeln hoch. Als wir aus der 
Pause zurückkommen, lächeln uns die 
Maurer freundlich zu. Aha, sie sind 
also zufrieden mit unserer Arbeit . 
Wir müssen jetzt Mauerwerk verfu-
gen. Die Wasserwaage und die breite 
Maurerkel le geben w ir ab. R icht-
fest. Stolz erzählen wir: „Diese Wand 
haben wir hochgezogen.“ Und jetzt 
kommt es heraus. Der Polier sagt: 

„Eure Mauer war so schief, die hätte 
nicht standgehalten, die Lehrlinge 
haben sie heimlich in der Pause ein-
gerissen und neu aufgebaut.“ Unser 
Lachen klingt etwas gequält.
Beim Landw ir t schaf t sprak t ik um 
wird uns viel abverlangt, besonders 
das Melken fällt mir schwer, kümmer-

lich tropft die Milch aus  meiner Kuh. Gedul-
dig steht sie, wedelt mit der Schwanzquaste 
nach Fliegen, dann dreht sie den Kopf zu 
mir: „Was wirtschaftest du da?“, scheint 
sie zu fragen.
Das Essen auf dem Dorf ist reich und deftig. 
Ich habe mir den Bauch so mit Bratkartof-
feln vollgeschlagen, daß ich abends beim 
Landfilm meinen Rock öffnen muß. Das 
Licht geht wieder an, ich stehe in der ersten 
Reihe, der Rock fällt – zum Vergnügen der 
hinteren Reihen. Das erinnert doch sehr an 
unsere Fahrt mit dem LKW über den Schwe-
riner Schloßplatz, auf dem Weg zu den 
Mehrkampfmeisterschaften der GST. Wir 
lästern über den Rock einer jungen Frau. 
Er lugt unordentlich unter ihrem Mantel 
hervor: „So läuft man doch nicht herum!“ 
Da wird der Rock immer länger und landet 
auf dem Pflaster. Schön lacht es sich, wenn 
man selbst nicht betroffen ist ...
Der Kontakt zu meinen Studienfreunden 
reißt nie ab. Wir schmunzeln immer noch 
über die ollen Kamellen, und neue kom-
men hinzu. Tochter Antje macht Ferien bei 
Schigu. Danach soll uns das Kind in Wis-
mar übergeben werden. Die beiden verpas-
sen den Zug. Sie stellen sich an die Straße, 
Schigu hält ein Auto an und erzählt uns 
begeistert, daß es der Klützer Leichenwa-
gen war, mit dem sie pünktlich angekom-
men sind.
Sie schreckt vor nichts zurück, wenn sie 
etwas erreichen will. Als kürzlich mein 
Knie streikt, gibt sie jede Menge Ratschläge, 
wie ich mir helfen soll, und schickt mir ein 
selbstgewebtes Fell von ihrem letzten 
Schaf. Es ist nicht nur die Wärme des Fells, 
die mir guttut.  Edda Winkel

Heiteres auf einer Arbeitsbesprechung von Lehrlingen 
des Jugendkollektivs Hans Scholl (Kaltwalzwerk des 
EKO), 1979
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Gisela Steineckert: Hand aufs Herz 

Es ist Sommer. Im Wald und auf der Heide 
macht sich ein einziges Hochgefühl 

breit. Kann jemand, oder etwas, die Natur 
überbieten? Muß ja nicht! Aber wenn du 
lachen, lächeln, dich erinnern und Neues 
erfahren willst oder die schönen Gefühle 
mit einem Hauch Verwunderung würzen, 
dann kann ich etwas anbieten und meine es 
sogar dringlich: Mein alter Freund Schneidi, 
bürgerlich Klaus Schneider, begegnete mir 
eines Tages auf der Treppe im Rundfunk-
haus Nalepastraße. Der Fahrstuhl war wie 
immer gerade kaputt, so daß es zu dieser 
historischen Begegnung kommen mußte. 
Ich trug ein Blatt Papier bei mir, auf dem 
ich ungewöhnlich lange an einem Text gear-
beitet hatte, bis die Gedanken sich endlich 
zu Versen hinbewegten. 
Klaus Schneider war Musikredakteur und 
schneller Leser. Ich gab ihm das Papier (DIN 
A4), er warf zwei Blicke auf den Text, mur-
melte etwas von „Lange nich so ’n guten 
gesehn“ und trollte sich. 
Es könnte länger gedauert haben, und 
es mag auch sein, daß ich nicht beson-
ders ungeduldig auf seinen Teil der Arbeit 
gewartet habe, weil ich mir nicht sicher 
war, ob es sich wirklich um einen guten 
Text handelte. 
Historisch gesehen hat er uns mit seiner 
Komposition ein Volkslied geschenkt. So 
nannte es ein Zuhörer, als der Ernst-Busch-
Chor auf der Bühne vom Einfachen Frieden 
sang, und er und ich zuhörten. „Schönes 
altes Volkslied“, sagte er, und ich erwi-
derte: „Ja.“
Mein Freund Schneidi gilt als unerträg-
lich lange und zäh fummelnder Werk-Täti-
ger. Daß er dieses Buch „Leute & Lieder“ 
zu einem druckfertigen Werk gebracht 
hat, dabei sicher auch Freunde wie Walter 

Cikan und Jörn Fechner verschleißend, das 
kann ich nur mit Respekt wahrnehmen. Da 
liegt nun ein Buch vor, das ich allein vom 
Arbeitsaufwand unterlassen hätte. Und du 
hättest es auch nicht geschafft. Guck nicht 
so! Denn: über Jahre hinweg hat Schneider 
bekannte Leute nach ihren Lieblingsliedern 
gefragt, schriftlich und auch mehrmals, 
scheinbar in aller Ruhe und unverdros-
sen – bis sie Auskunft gaben über ihre drei 
durch das Leben getragenen Lieblingslie-
der. Mir scheint, sogar ehrlich. Und das will 
besonders erwähnt sein, weil es sich bei 
vielen Persönlichkeiten um Leute handelt, 
die nie unbeobachtet sein konnten oder 
können. Sie sind alle bekannt und einige 
sogar berühmt. Darunter solche, die wir 
nicht in unser Abendgebet einschließen 
würden neben denen, die uns Grund gege-
ben haben, ihnen nachzutrauern, oder ein 
langes Leben für sie zu erhoffen. Das heißt 
nicht, daß ihre Auswahl nicht manchmal zu 
denken gibt, aber durch das Buch haben wir 
ja die Möglichkeit, viel mehr zu erfahren. 
Erkenne ich das Unternehmen und seine 
Art und Weise schon als wichtig , schon 
als so wichtig wie auch schön, gilt mein 
Respekt der aufwendigen Erkundung von 
Herkunft und Lebensgeschichte so vieler 
Lieder, von denen wir fast alle kennen, sie 
selber gesungen oder gesummt haben, aber 
ihre Legende kannten wir nicht. Nicht ein-
mal bei den von mir selber genannten Lie-
dern, außer dem einen, dem unseren. 
All die angeschriebenen Persönlichkeiten 
haben oft, auf langem Weg, oder spontan, 
tatsächlich geantwortet. Und wenn nicht, 
ist der Meister ihnen nachgestiegen, bis sie 
sich aufgerappelt und geantwortet haben. 
Eine solche Unternehmung kostet Lebens-
zeit , innere Gewißheit . Es braucht gute 

Kumpels, die man so nerven muß, daß sie 
lieber zugreifen, auch ermitteln, und zum 
Ende hin mit wertvollem Eingreifen und 
Durchsetzung von Abschluß der Arbeit die 
nötige Hilfe geben. Ich kenne die in Dank 
erwähnten Mitmacher aus unserer Zeit , 
Ende der Sechziger. Sie waren Liederma-
cher und Mitsingende, so alltäglich war das 
wie das kollektive Stullenschmieren nach 
Veranstaltungen.
Dieses Buch entstand aus Erfahrung, als 
Aufbruch und Anspruch, es verlangte Lang-
mut und wissenschaftliche Methode.
Ich liebe es, halte es in meiner Nähe und 
greife täglich danach, um mich zu freuen, 
zu wundern, gelegentlich auch zu korri-
gieren. Manches zwingt zum Umdenken, 
manches bestätigt Urteile, seltsam: oft 
über den Antwortenden und die Lieder 
gleichzeitig. 
Die mindestens bekannten Leute, wenn 
nicht gar solche, die in die Schriften ein-
gehen, oder jener, der in anderen Zusam-
menhängen eher aneckend wirkt, läßt uns 
teilhaben an einem Erleben, das ihn weit 
von seinem frühen Ich weggeführt hat, oder 
die Meinung, die wir von ihm haben, wird 
bestätigt, ob uns das immer angenehm ist 
oder nicht. Bei manchem habe ich gedacht: 
Gerade dieser Mensch und diese Lieder, das 
hätte ich nicht erfinden können.

Also: Klaus Schneider-Bierschulz: Leute & 
Lieder. Herausgegeben von Jörn Fechner, 
Nora-Verlagsgemeinschaft . Berlin 2018,    
200 S., 19,90 €, ISBN 978-3-86557-434-3

Es ist Sommer, und dieses Buch wird dich 
fesseln, amüsieren und kann später, viel 
später einmal, mit gutem Gewissen den 
Erben weitergereicht werden. 

Der einfache Frieden
1. Wenn ein Gras wächst, wo nah ein Haus steht, und vom Schornstein steigt der Rauch /  
soll’n die Leute beieinandersitzen, vor sich Brot und Ruhe auch, und Ruhe auch.
Das ist der einfache Frieden, den schätze nicht gering. Es ist um den einfachen Frieden
Seit Tausenden von Jahren ein beschwerlich Ding. 

2. Wo ein Mann wohnt, soll eine Frau sein, daß das eine das andre wärmt / soll’n sich 
lieben und soll’n sich streiten, von der Angst nicht abgehärmt, nicht abgehärmt. 
Das ist der einfache Frieden ...

3. Wo ein Ball liegt, da soll nah ein Kind spiel’n, das zwei gute Eltern hat, und soll alle 
Aussicht haben, ob im Land, ob in der Stadt, ob in der Stadt. 
Das ist der einfache Frieden ...

4. Wo die Welt war, da soll die Welt sein und die Erde mittendrin, daß ich selber auch ein 
Ahne ungeborner Menschen bin, Menschen bin. 
Das ist der einfache Frieden ...

5. Wo ein Leben war, da soll ein Tod sein, unter Tränen still ins Grab, wo der Nachfahr 
manchmal hingeht zu dem Menschen, den es gab. 
Das ist der einfache Frieden ...

Das Lied „Der einfache Frieden“ wurde 1981 
von Gisela Steineckert (Text) und Klaus Schnei -
der (Musik) für den Rundfunk-Kinderchor Ber-
lin geschrieben, der es am 5. April 1981 im 

Apollo-Saal der Staatsoper Berlin uraufführte. 
Zahlreiche Interpreten, zuerst Kurt Nolze und 
Gisela May, sowie viele Chöre nahmen das Lied 
in ihr Repertoire auf.
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 ■ Regionalgruppe Rostock

Am 12. Juli um 17 Uhr spricht Prof. Dr. sc. 
techn. Reinhard Schiffel zum Thema 
Digitalisierung 4.0 – Auswirkungen auf 
die Wirtschaft und die Bürger
Ort: Mehrgenerationenhaus Evershagen, 
Maxim-Gorki-Straße 52, 18106 Rostock

 ■ Regionalgruppe Frankfurt/Oder
Am 13. Juli um 15 Uhr spricht Prof. Dr. 
Anton Latzo zum Thema Wehret den 
Anfängen! – Fakten und Hintergründe  
zur AfD
Ort: Klub der Volkssolidarität,  
Logenstraße 1, 15230 Frankfurt/Oder 

 ■ „RotFuchs“-Gruppe Luckenwalde
Am 14. Juli um 10 Uhr spricht Bruno 
Mahlow, Mitglied des Ältestenrates der 
PDL, zum Thema Rußland und seine 
Wahrnehmung in der westlichen Welt
Ort: Steakhaus „La Villa“, Baruther  
Straße 30, 14943 Luckenwalde

„RotFuchs“-Veranstaltungen im Juli

Datenschutz im „RotFuchs“- 
Förderverein e. V.
Zum Zeitschriftenversand und im Zu-
sammenhang mit der Mitgliedschaft im 
„RotFuchs“-Förderverein werden per-
sonenbezogene Daten erhoben, gespei-
chert und genutzt. Auf dem Formular für 
das Zeitschriftenabonnement und dem 
Aufnahmeantrag für die Mitgliedschaft 
werden diese Daten erfaßt.
Ein vom Vorstand des Vereins benann-
ter Personenkreis arbeitet mit diesen 
Daten. Es erfolgt keine Weitergabe an 
Dritte.
Nach Beendigung der Mitgliedschaft 
bzw. des Abonnements werden die 
personenbezogenen Daten gelöscht.

Auf Initiative von Ministerpräsident Markus Söder (CSU) hatte das bayerische 
Kabinett kürzlich beschlossen, daß ab 1. Juni im Eingangsbereich jeder Behörde 
des Freistaats ein Kreuz aufgehängt werden muß ...

Markus Söder – der gute Hirte
Karikatur: Gertrud Zucker

Karikatur: Erich Rauschenbach (1980)
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Zu Anton Latzo: Friedensvertrag von Brest-
Litowsk (RF 242, S. 11 f.)
Mit Interesse las ich den Artikel über den Frie-
densvertrag von Brest-Litowsk. Ein Thema, das 
recht gut erforscht ist und auch Gegenstand 
literarischer Bearbeitung wurde (z. B. durch 
Michail Schatrow). Der Artikel hat mich veranlaßt, 
noch einmal bei Lenin und in den veröffentlich-
ten Sitzungsprotokollen des ZK nachzulesen, 
wie sich die Kontroverse zwischen den drei 
Auffassungen: 1. annexionistischer Separatfrie-
den, 2. revolutionärer Krieg, 3. der Krieg wird für 
eingestellt erklärt, die Armee demobilisiert, der 
Frieden jedoch nicht unterzeichnet, abgespielt 
hat. Diese Auseinandersetzung ist sehr lehrreich. 
Erstens zeigt sie die außergewöhnliche Fähig-
keit Lenins, von Tatsachen auszugehen, diese 
allseitig zu analysieren und zu sagen, was ist. 
Damit hängt dann zusammen, daß er jegliche 

„revolutionäre“ bzw. „linke“ Phraseologie in 
der Politik der kommunistischen Partei und 
des sozialistischen  Staates (der Sowjetmacht) 
verurteilt und schonungslos entlarvt, weil es um 
die Frage des Überlebens der Revolution geht. 
Zweitens ist es keineswegs unwichtig zu erfahren, 
daß Lenins Auffassung nicht per se gesiegt hat. 
Er griff sogar zu dem Mittel eines Ultimatums. 
Man darf in diesem Umstand ernsthaftester 
Debatte, in der es um Sein oder Nichtsein 
ging, nicht etwas Feindseliges hineininterpre-
tieren. Diejenigen, die hier diskutierten, Stalin 
eingeschlossen, dem Lenin am 23. Februar 
1918 widersprechen mußte, weil er meinte, 
man brauche die Bedingungen nicht zu unter-
zeichnen, stritten leidenschaftlich und alle von 
einer bestimmten Lagebeurteilung ausgehend, 
wobei sich letztlich nur die Beurteilung Lenins 
als richtig erwies. Das betrifft auch seinen 
äußerst weiten Blick für die Agitation durch 
das Beispiel: „Unsere Agitation geht weiter. 
Wir agitieren nicht mit Worten, sondern mit der 
Revolution. Und das bleibt.“ 
Drittens erscheint es sehr wichtig, zwischen der 
Auffassung und dem Verhalten Bucharins und 
der Auffassung und dem Verhalten Trotzkis zu 
unterscheiden. Bei Anton Latzo werden beide 
in einen Topf geworfen. Ein gründlicher Blick in 
den Band 27 der Werke Lenins zeigt, daß dieser 
differenziert: „Daß aber die neuen Bedingungen 
schlimmer, schwerer, erniedrigender sind als 
die schlimmen, schweren und erniedrigenden 
Brester Bedingungen, daran tragen die Schuld 
gegenüber der großrussischen Sowjetrepublik 
unsere jammervollen ,Linken‘ Bucharin, Lomow, 
Urizki und Konsorten.“ (LW Bd. 27, S. 67) Zu 
den „Konsorten“ zählte Lenin nicht Trotzki, mit 

dem er sich allerdings auch sehr gründlich und 
offensiv auf dem Außerordentlichen VII. Parteitag 
der KPR(B) auseinandersetzte. Trotzki brach 
das Versprechen, das er Lenin gegeben hatte, 
nämlich im Falle eines Ultimatums den Frie-
densvertrag zu unterschreiben. Er gab in Brest-
Litowsk folgende Erklärung ab: „Wir scheiden 
aus dem Krieg aus, aber sehen uns gezwungen, 
die Unterzeichnung des Friedensvertrages 
abzulehnen.“ (A. Reisberg: Lenin – Dokumente 
seines Lebens. 1870–1924, Bd. 2, Leipzig 1977, 
S. 148) Das war eine halsbrecherische Politik 
der Halbheiten. Dennoch führte Lenin auf dem 
VII. Parteitag aus: „Trotzkis Taktik war richtig, 
insofern sie darauf ausging, die Sache in die 
Länge zu ziehen: sie wurde unrichtig, als der 
Zustand des Krieges für beendet erklärt und der 
Frieden nicht unterzeichnet wurde. Ich schlug 
in der bestimmtesten Form vor, den Frieden 
zu unterzeichnen. Einen besseren Frieden als 
den Brester konnten wir nicht bekommen. Es 
ist allen klar, daß wir dann eine Atempause von 
einem Monat gehabt, daß wir nicht verspielt 
hätten. Da die Geschichte diese Möglichkeit 
zunichte gemacht hat, so lohnt es sich nicht, 
daran zu erinnern, aber es ist lächerlich, wenn 
Bucharin sagt: ‚Das Leben wird zeigen, daß 
wir recht hatten.‘ Ich habe recht behalten …“ 
(LW, Bd. 27, S. 100)

Herbert Münchow, Leipzig

Die farbigen Grafiken im März-„RotFuchs“ sind 
ganz toll – das eindrucksvolle Gorki-Bild und der 
Rücktitel (der eigentlich auf die Titelseite gehört!). 
Besonders gefreut hab ich mich natürlich über 
den Kisch-Beitrag.
... ach so, und die Titelgrafik der Beilage. Fast wie 
ein Plakat! Super! Das nur auf den ersten Blick, 
ohne schon irgendeine Zeile gelesen zu haben.

René Senenko, Hamburg

Es ist ungeheuerlich, daß wieder großes Kriegs-
gerät durch Deutschland gen Osten transportiert 
wird. Schweres Gerät, vornehmlich Panzer, 
rollen auch über die Straßen des sächsischen 
Frankenberg und sind damit Bestandteil eines 
Bedrohungsszenarios gegenüber Rußland. 
Anstatt deeskalierend zu wirken, wird seitens 
der verantwortlichen Politiker und Militärs Öl 
ins Feuer gegossen, und Deutschland ist dabei. 
Erinnert sei an die friedenspolitischen Forderun-
gen aus der „Wendezeit“ und das Versprechen, 
daß es keine NATO-Erweiterung geben wird. 
Schon vergessen?
Statt gegenseitige Achtung und Toleranz zu 
fördern, übt man sich in Schuldzuweisungen, 
Arroganz und militärischer Machtdemonstra-
tionen – alles untauglich zum Erreichen eines 
friedlicheren Europas, das uns allen am Herzen 
liegen sollte. 
Man muß dem Nachbarn die Hand reichen und 
nicht die Faust zeigen.
Deutschlands verantwortliche Politiker sollten 
sich mit ganzer Kraft für eine europäische bzw. 
internationale Friedenskonferenz einsetzen 
und dafür werben.

Matthias Schwander, Chemnitz

Weder die US-Amerikaner noch die Deutschen 
haben einen vernünftigen Grund, die Russen 
zu provozieren, mit Sanktionen zu belegen, an 
der Staatsgrenze Militär zu stationieren oder gar 
militärische Angriffe zu planen. Die Russen sind 

in ihrer jahrhundertelangen Geschichte immer 
fertig geworden mit Aggressoren, egal, ob diese 
aus der Mongolei, aus Polen, aus Frankreich oder 
aus Deutschland kamen. Und nun – nach dem 
Ende der Sowjetunion – ist das größte Land der 
Erde mit dem bevölkerungsreichsten (China) 
eng verbunden. Das ist die beste Garantie dafür, 
daß weder ein Möchtegern-Weltpolizist USA 
noch eine zerstrittene EU eine reale Chance 
zur Vernichtung Rußlands und Chinas haben.
Denkende Menschen begreifen das und verurteilen 
das US-EU-NATO-Säbelrasseln gegen Rußland.

Horst Jäkel, Potsdam

Im März 1945 war es noch bitterkalt. Ich lag an 
einer Friedhofsmauer in Neustadt an der Reda von 
Kugeln getroffen zusammengekauert und wartete 
auf den Tod. Doch nach einer Bewußtlosigkeit 
erwachte ich. Ich lag in einem weißbezogenen 
Bett und starrte die Decke an, neben mir lag ein 
sehr junger russischer Soldat. Seine Wangen 
waren eingefallen. Die Gesichtsfarbe ähnelte 
einer Apfelblüte. Er wollte, aber er konnte mir 
auf meine Fragen keine Antwort geben. Als 
nach kurzer Zeit eine Ärztin das Zimmer betrat 
und den Soldaten auf russisch ansprach, wußte 
ich, ich war in einem russischen Lazarett. Angst 
stieg in mir auf, eine Hitzewelle nach der anderen 
durchströmte meinen Körper, schließlich konnte 
ich die Tränen nicht mehr halten. Mit wenigen 
zärtlichen und auch ermahnenden Worten, dabei 
auf den Soldaten zeigend, beruhigte mich die 
Ärztin. Ich war damals neun Jahre.
Am anderen Tag erfuhr ich die Schwere der 
Verwundung des Soldaten, mehrere Kugeln 
hatten seinen Bauch durchschlagen. Er kämpfte 
seinen letzten Kampf.
Ich reichte ihm meine Hand, um ihn zu trösten. 
Er sah mich an und flüsterte „Woina kaputt“. Er 
atmete tief und schwer, und nach einem tiefen 
Seufzer verstarb Igor.
Igor starb für sein Vaterland und für die Befreiung 
des deutschen Jungen, der mit Hilfe russischer 
Ärzte gesund wurde und leben durfte.
Dieses Ereignis war der Ausgangspunkt mei-
ner immerwährenden Freundschaft mit dem 
russischen Volk.
Wahrscheinlich im gleichen Alter wie damals 
Igor, tat ich in den 50er Jahren Dienst an der 
Demarkationslinie zwischen dem wiederer-
starkten militaristischen und dem demokra-
tischen Teil Deutschlands. Meine ganze Kraft 
widmete ich den Friedensbemühungen meines 
Staates. Leider haben wir den Kampf verloren. 
Wir sollten ihn wieder aufnehmen, dann wäre 
Igor nicht sinnlos gestorben. 

Gerhard Perlick, Bützow

Rußland steht heute mehr denn je im Blickpunkt 
jener, die sich dem Frieden verpflichtet fühlen. Doch 
die Hoffnungen auf ein gedeihliches Verhältnis, 
geboren aus den Lehren der Geschichte und 
dem Bemühen, den Weg des sich erneuernden 
Rußlands frei von Vorbehalten zu sehen, schei-
nen sich gegenwärtig nicht zu erfüllen. Völlig 
unbefriedigend ist die Umsetzung des NATO-
Rußland-Vertrages, der doch beide Seiten auf 
gleicher Augenhöhe sieht. Die Sowjetunion war 
bei der Zerschlagung des Hitlerfaschismus ein 
willkommener starker Partner an vorderster Front. 
Heute ist Rußland ein willkommenes Feindbild, 
auch als Rechtfertigung für militärische Aufrü-
stung. Im Gegensatz zu dem desolaten Zustand 
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Rußlands unter Gorbatschow und Jelzin ist 
es heute unbestritten wieder eine Großmacht. 
Die große Mehrheit sieht in Putin ihren „Kapi-
tän“. Mit Sanktionen eine derartig stolze und 
patriotische Haltung aufzuweichen, wird nicht 
gelingen. Gibt nicht auch die Tatsache zu 
denken, daß vor allem die westlichen Groß-
mächte schon vor dem 2. Weltkrieg und erst 
recht danach im kalten Krieg dem Land mit 
Vorbehalten und oft feindlich begegneten? 
Manchem Mächtigen unserer Tage fällt es 
offensichtlich schwer einzugestehen, daß wir 
es mit einer multipolaren Welt zu tun haben, 
deren Konflikte nicht militärisch, sondern 
ausschließlich auf dem Weg der friedlichen 
Koexistenz gelöst werden können. 
Ohne Kompromisse und beiderseitigem gutem 
Willen sind die Aussichten auf Frieden gleich 
null, nicht nur in der Ukraine, sondern weltweit. 

Dr. Wilfried Meißner, Chemnitz

Es empört mich immer wieder, wenn sich unsere 
„Volksvertreter“ in rhetorischer Überheblichkeit 
gegenüber Rußland äußern, wie es vor kurzem 
Außenminister Maas bei seinem Treffen mit 
dem französischen Amtskollegen nach Putins 
Präsidentschaftswahl tat. Er erklärte, daß er nun 
von russischer Seite erleichternde Schritte im 
Syrien- und im Ukraine-Krim-Konflikt gegen-
über der EU erwarte. Sonst würde Rußland 
bald isoliert in der Welt dastehen. Was für 
eine Anmaßung!

Hans-Georg Vogl, Zwickau 

Eine Vorverurteilung ist, wenn es gegen „die 
Russen“ geht, in westeuropäischen Ländern 
offenbar geltendes Recht. Das fehlende Ein-
knicken Putins vor der „freiheitlichen Welt“ läßt 
die obersten Herren der NATO und der EU die 
Kriegsfanfare blasen, durch Ursula von der 
Leyen und Angela Merkel noch verstärkt. Das 
will mir nicht gefallen! 
Mir ist in Erinnerung: Es gab einen englischen 
Premier namens Sir Winston Churchill, dessen 
Fulton-Rede 1946 die Zeit des kalten Krieges 
einleitete. Von dieser Rede ausgehend wurde 
später dann für die Grenzsicherungs- und 
Schutzmaßnahmen der DDR das Wort „Eiserner 
Vorhang“ erfunden. Diesen kalten Krieg habe 
ich seit meinem Dienstantritt im Januar 1951 in 
den polizeilichen Organen der DDR, aus denen 
sich die die Teilstreitkräfte der NVA bildeten, 
erlebt. Wie dieser für Angehörige der bewaff-
neten Organe verlief, wann, wo, was geschah 
oder verhindert wurde, welchen Strapazen oder 
welchen Eingriffen in das persönliche Leben 
wir ausgesetzt waren, weiß jeder, der in den 
operativen Verbänden Dienst versehen hat. 
Heute ist immer öfter die Rede von „moderner 
Kriegsführung“, was besonders den Jungen 
schmackhaft gemacht werden soll, aber 
nichts anderes bedeutet als Einstimmung 
der Massen auf die Möglichkeit eines heißen 
Krieges. Modernste Kampfflugzeuge fliegen mit 
Überschallgeschwindigkeit und verschießen 
weitreichende, selbst ihr Ziel suchende Raketen 
mit enormer Vernichtungskraft. Im Zielgebiet 
sehen weder Kämpfer noch Zivilisten, was auf 
sie zufliegt. Der Tod scheint aus dem Nichts 
zu kommen. So oder so ähnlich vermitteln es 
Wort und Bild in den Medien. 
Wird ein solcher Krieg ausgelöst, wird die ganze 
Erde ein vielfaches Hiroshima und Nagasaki 

und künftig unbewohnbar sein. Es ist höchste 
Zeit, dagegen aufzustehen!

Hans Friedrich Bieler, Hollingstedt

Journalisten sollten recherchieren, berichten, 
analysieren, kommentieren und aufdecken. 
Leider kann ich davon in den bürgerlichen 
Massenmedien nichts erkennen. Im Gegenteil, 
es wird immer mehr eine Konfrontationspolitik 
gegen Rußland und Syrien betrieben. 
Sollten wir uns nicht daran erinnern, mit welcher 
Lüge der erste Krieg gegen den Irak begonnen 
wurde? Es waren die Worte einer angeblichen 
kuwaitischen Krankenschwester, die unter Tränen 
sagte: „Ich habe gesehen, wie die irakischen 
Soldaten mit Gewehren in das Krankenhaus 
kamen …, die Säuglinge aus den Brutkästen 
nahmen, die Brutkästen mitnahmen und die 
Kinder auf dem kalten Boden liegen ließen, wo 
sie starben.“ Den Text für die „Brutkastenlüge“ 
hatte die Managerin der PR-Agentur Hill & 
Knowlton formuliert.
Und ähnlich verhielten sie sich, als am 5. Februar 
2003 der Außenminister der USA Colin Powell den 
längst beschlossenen Krieg der Regierung Bush 
gegen den Irak mit falschen Beweisen begründete, 
der Irak besitze erhebliche Mengen chemischer 
und biologischer Massenvernichtungswaffen. Daß 
er sich Jahre später für seine Falschdarstellung 
entschuldigte, brachte die Hunderttausenden 
von Toten des Krieges nicht wieder ins Leben 
zurück.
Daher kann ich auch den Berichten der Main-
stream-Medien zum angeblichen Giftgaseinsatz 
der Truppen Baschar al-Assads nicht folgen. Und 
völlig außerhalb meines Rechtsverständnisses 
befindet sich die Tatsache, daß die USA, Frank-
reich und Großbritannien todbringende Raketen 
auf Syrien starten, noch bevor dieser angebliche 
Giftgaseinsatz und seine Hintergründe durch 
die dafür zuständige OPCW aufgeklärt wurden. 

Karl-Heinz Popp, Römhild

Zu Theodor Weißenborn: Über die Dialektik 
von Vertrauen und Kontrolle (RF 242, S. 23 )
Vertraut sein bedeutet innig zugeneigt sein. 
Vertrauen kommt von Treue, einer Tugend 
von Beständigkeit und Zuverlässigkeit. Ein 
Kontrolleur aber ist ein Aufsichtsbeamter, 
der überwacht, prüft, um zu beherrschen. 
Nun ist aber nach der Interpretation Theodor 
Weißenborns Letzteres Ersterem vorzuziehen; 
und dies, weil, so seine Behauptung: „Wer 
Kontrolle zuläßt, begründet Vertrauen – wer 
sich der Kontrolle zu entziehen sucht, weckt 
Argwohn.“ Dies sei die dialektische Beziehung 
zwischen beiden Begrifflichkeiten. 
Das Leben bringt uns aber eine solche Man-
nigfaltigkeit der Wechselbeziehungen und 
Ursächlichkeiten, daß man schon mal Ursa-
che und Wirkung durcheinanderbringen kann. 
Es bedarf keiner besonderen Kenntnis des 
Menschwerdens, um die Frage, was auf wem 
beruht, zu beantworten: Basiert das Vertrauen 
auf der Kontrolle oder umgekehrt?
Nun schreibt Weißenborn selbst vom „ ,Urver-
trauen‘, dessen der Mensch bedarf, da er 
im Leben sonst keinen einzigen Schritt mit 
Zuversicht tun könnte, keine einzige Entschei-
dung treffen könnte, von deren Richtigkeit er 
überzeugt wäre, keinen erfolgversprechenden 
Plan entwickeln und niemals eine beherzte Tat 
vollbringen könnte“. Es muß eben zunächst 

einmal eine Eigenart sich entwickelt haben, 
ehe man diese kontrollieren kann! 
Der Ausspruch „Vertrauen ist gut, Kontrolle ist 
besser“ bezieht sich auf eine Frage von Gut 
und Böse. Dieser Gegensatz bewegt sich auf 
moralischem, also auf einem ausschließlich der 
Menschengeschichte angehörigen Gebiet, und 
darf nicht, wie es Theodor Weißenborn macht, 
abstrakt behandelt werden. Alle bisherige Moral-
theorie ist das Erzeugnis der jeweiligen ökono-
mischen Verhältnisse. Und wie die Gesellschaft 
sich bisher in Klassengegensätzen bewegte, so 
ist die Moral stets eine Klassenmoral.
Der Sozialismus ist positives Selbstbewußtsein 
des Menschen, wie das wirkliche Leben positiv 
vermittelte Wirklichkeit des Menschen ist. Im 
Verhältnis des Menschen zum Menschen zeigt 
sich, inwieweit das Bedürfnis des Menschen 
zum menschlichen Bedürfnis, inwieweit ihm 
also der andere Mensch als Mensch zum 
Bedürfnis geworden ist, inwieweit er in seinem 
individuellsten Dasein zugleich Gemeinwesen  
ist. Tilman Rosenau, Hamburg 

Warum werden eigentlich Thüringen, Sachsen-
Anhalt und Sachsen von manchen als „Mittel-
deutschland“ bezeichnet und das nicht erst 
seit 1989? 
Was verbirgt sich hinter der Behauptung, die 
genanten Bundesländer seien „Mitteldeutschland“?
Wenn wir die Landkarte des „Deutschen Rei-
ches“ in den Grenzen vom 31. Dezember 1937 
ansehen, befinden sich diese Bundesländer 
tatsächlich in der Mitte Deutschlands. 
Leider betrachten nicht nur deutsche Historiker 
und Strategen Schlesien und Pommern (heute 
Polen) sowie Königsberg (heute Kaliningrad, 
Rußland) immer noch als „ihr“ Ostdeutschland. 
Ist aber dieses einstige „Ostdeutschland“, also 
die deutschen Ostgebiete, seit 1945 nicht längst 
Geschichte? Rennen da nicht einige „Träumer“ 
nostalgisch einem veralteten Ideal hinterher, das 
heute wieder instrumentalisiert werden soll?
Will man uns weismachen, daß Thüringen, 
Sachsen-Anhalt und Sachsen nicht nur histo-
risch „Mitteldeutschland“ seien, sondern auch 

„Ostdeutschland“ ostwärts der Oder liegt? 
Peter Dornbruch, Schwerin

Im Vorwort zu seinem Buch „Who’s who in CIA?“ 
aus dem Jahre 1968 schreibt Julius Mader. 

„Noch nie in der Geschichte der USA war 
der Einfluß ihres Geheimdienstsystems auf 
die Innen- und Außenpolitik sowie auf die 
militärische Strategie und Taktik so groß 
wie heute. Denn die Geheimdienstzweige 
der USA spielen als Werkzeuge der in Nor-
damerika herrschenden Monopolgruppen 
in der Globalstrategie eine besondere Rolle. 
Der nordamerikanische Imperialismus nimmt 
für sich das Recht in Anspruch, gewisserma-
ßen als Weltgendarm auf dem ganzen Globus 
gegen jegliche demokratische, fortschrittli-
che und nichtkapitalistische Entwicklung zu 
intervenieren. (…) Die Globalstrategie der USA 
wirkt sich indes in den jungen Nationalstaa-
ten und auch zunehmend in jenen Staaten 
aus, die von ihren Regierungen durch Ver-
träge an die USA gekettet worden sind. Die 
jüngste Vergangenheit lieferte den Völkern 
massive Beweise von vier Kontinenten für 
die permanente antinationale Wühlarbeit und 
die verbrecherische Kriegsvorbereitung der 
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Geheimdienste der USA. Diese senden ihre 
Spione und Diversanten aus, konspirieren 
mit neo- und profaschistischen Kohorten, 
bereiten Putsche sowie die bewaffnete Inter-
vention vor und stimulieren die ideologische 
Subversion. (…)
In jedem Falle aber bereiten geheimdienstliche 
Aktionen die direkten militärischen Operationen 
vor. Oft soll die großangelegte geheimdienst-
liche Subversion die Kampfhandlungen der 
Streitkräfte der USA unterstützen und den 
angestrebten antinationalen Effekt potenzieren 
helfen. (…) Unter diesem Aspekt formulierte 
der damalige Präsident der USA schon 1962: 
,In dem Maße, in dem die militärischen Waffen 
mörderischer werden und eine zunehmende 
Zahl von Ländern über solche verfügt, erlan-
gen der Subversionskrieg, Guerillakampf und 
andere Formen von Kämpfen immer größere 
Bedeutung. In dem Maße, wie die thermonu-
klearen Waffen mächtiger werden und man 
weniger Möglichkeiten für ihre Anwendung hat, 
spielt der Subversionskrieg eine ohne Unterlaß 
bedeutender werdende Rolle.‘ Damit wurden 
die psychologische Kriegführung und alle 
schmutzigen Methoden der Subversion auch 
öffentlich zur Staatspolitik der USA erhoben.“ 
Wie recht der Autor doch hatte! 

Johann Weber, Niederbayern

Am 18. Mai 2000 stellte ich der Zeitschrift 
„Disput“ folgende kurze Lageeinschätzung 
zur Verfügung:

„Die BRD driftet auf amerikanische Verhältnisse 
zu: ,Bad‘ Jobs, Kriminalität, krasser werdendes, 
soziales Gefälle nach Himmelsrichtung und 
Gesellschaftsstatus ... Wenn weiter SPD und 
CDU – natürlich im ,demokratischen‘ Wech-
sel – ohne entschiedene Gegenwehr wursteln 
dürfen, wird der Rest des ,Sozialstaats‘gebotes 
bald über Bord geworfen sein. Denn alles, was 
an ,Sozialstaat‘ möglich war, wegen und nicht 
trotz des Fortschritts, wegen und nicht trotz der  
Systemauseinandersetzung bis 1990, wird nun-
mehr dem alles beherrschenden ,Sachzwang‘ 
unterworfen: Profit machen, egal was dafür geop-
fert werden muß. Nicht der Computerfortschritt 
zerstört die zivilisatorischen Errungenschaften 
wie Achtstundentag, Rente, Gesundheitsfürsorge 
und soziale Mindestexistenzsicherung. Nur die 
Unwilligkeit der politischen und vor allem der 
hinter diesen agierenden wirtschaftlich führen-
den Kräfte führt zu dem Desaster. Diese Kräfte 
haben wegen der Riesenprofite keine Lust, ,die 
menschlichen Ressourcen mit den unerfüllten 
Bedürfnissen der Gesellschaft in Übereinstim-
mung zu bringen‘ (Bill Gates).“ Denn das würde 
zur Verteilung der Früchte des Fortschrittes an 
viele führen und damit die Profite schmälern. 
Die PDS (jetzt Die Linke – R. L.) sollte in Ihrem 
Programm sehr konkret die Schritte beschreiben, 
die aus dem kapitalistischen Sumpf heraus-
führen und aufzeigen, wie man zwingend zu 
,mehr Gerechtigkeit und Demokratie‘ kommt. 
An der Eigentumsfrage wird man dabei wohl 
nicht vorbeikommen.“ 

Renato Lorenz, Berlin

Ich bin ein strikter Befürworter der Bündelung 
aller linken Kräfte in diesem Land zur Eindäm-
mung der akuten Gefahr für den Weltfrieden. 
Aus ganzem Herzen stimme ich den Ausfüh-
rungen des Genossen Oberst a. D. Hackenberg 

im „RotFuchs“ vom Mai 2018 zu, daß es einen 
„Aufschrei gegen die kriegstreiberischen bun-
desdeutschen Ambitionen geben muß …, es 
dazu die Kraft der Straße braucht und die Partei 
Die Linke sich an die Spitze stellt“.
Das ist das Gebot der Stunde, wenn es um die 
Erhaltung des Friedens geht.
In der gleichen „RotFuchs“-Ausgabe denkt 
auch Andreas Wehr in seinem Artikel über 
eine linke Sammlungsbewegung nach. Die von 
ihm vorgenommene Analyse linker Parteien in 
Europa und auch des Zustandes in der Partei 
Die Linke offenbart Probleme in der Führung 
linker Parteien. Man kann den inhaltlichen 
Ausführungen auf den ersten Blick zustimmen, 
wenn da nicht ein Argument aufgeführt würde, 
das in Wirklichkeit einer Sammlung aller linken 
Kräfte zuwiderläuft.
Andreas Wehr argumentiert, daß der Partei Die 
Linke eine Sammlungsbewegung nur gelingt, 
wenn sie ein geschlossenes theoretisches Welt-
bild ausbilden kann, an dem sich die Mitglieder 
ausrichten können. Doch genau das verhindert 
m. E. ein Zusammengehen aller linken Kräfte.
Andreas Wehr formulierte an anderer Stelle: 

„Es bedarf einer politischen Kraft, die sich dem 
starken Rechtstrend entgegenstemmt … Die 
Partei Die Linke ist diese Kraft nicht.“
Was soll man davon halten? 
Mir bleibt nur, an alle linken Kräfte zu appellieren, 
die Lehren aus der Geschichte zur Vereinigung 
aller Friedenskräfte zu ziehen.
Nehmen wir auch die Rede von Putin am 9. Mai, 
dem Tag des Sieges, auf, in der er sagte: „Alle 
Länder, die ganze Menschheit, sollte sich bewußt 
werden, wie zerbrechlich die Welt ist, und daß 
nur unser gemeinsames Bestreben, einander 
zuzuhören, sich zu vertrauen und einander zu 
achten, sie stabilisieren kann.“
Oberstleutnant a. D. Peter Meißner, E-Mail

Eine „Wende-Erzählung“, die zu lesen sich 
lohnt, ist in meinem kleinen Mövenort-Verlag 
erschienen, „Nachkriegsbastard“ von Maria 
Charlotte Wulff. Sie schlägt einen Bogen von 
der Nachkriegszeit bis heute. 40 Jahre Schwerin 
(mit neun beruflichen Stationen, u. a. Fleisch-
kombinat, Lederwarenwerk, Staatsapparat 
und Handwerkskammer), Konterzeit in Rostock 
(„Kurze Zeit lief ich mit einem Behelfsausweis 
der SPD herum ... Nachdem ich Dr. Ingo Richter, 
Käthe Woltemath und Joachim Gauck eine 
Weile zugehört hatte, wollte ich kein echtes 
SPD-Mitglied werden ...“), hernach ostdeut-
sche Ostseeküste. Das Buch ist auf der einen 
Seite unpolitisch und subjektiv, beschreibt die 
Arbeitswelt der DDR und ist ein Mutmacher für 
Frauen, einmal mehr aufzustehen als hinzufallen. 
Es ist politisch, weil die DDR in ihr Recht gestellt 
wird und keinerlei Anwandlung besteht, dem 
Zeitgeist zu dienen, also sie zu schmähen. Es 
handelt sich um ein schönes Stück Belletristik, 
mit leichter Hand notiert. Erhältlich über den 
Verlag in Rämel 1, 18374 Zingst oder über 
moevenortverlag@gmail.com, 268 Seiten,  
12 €, ISBN 978-3-9818955-2-0.

Dr. Walter Lambrecht, Zingst 

In meinen Unterlagen befindet sich ein ND-
Artikel vom 25. November 2000 über Untersu-
chungsergebnisse des Sozialwissenschaftlichen 
Forschungszentrums Berlin-Brandenburg im 

„Sozialreport 50 +“. Frau Dr. Haupt und Herr 

Prof. Dr. Winckler stellen darin fest, daß die 
Rentenangleichung Ost an West nicht vor 2030 
erfolgen würde. Die Solidität dieser Analyse steht 
außer Zweifel; zudem ist zum Problemkreis Rente 
noch längst nicht das letzte Wort gesprochen. 
Ein Ausdruck dafür, daß Rentenfragen in ihrer 
Kompliziertheit und Komplexität noch weiter 
im Mittelpunkt sozialpolitischer Arbeit stehen 
werden, ist der von Frau Nahles eingereichte 
Gesetzentwurf des Rentenüberleitungsab-
schlußgesetzes, das die Rentendiskussion 2025 
abschließen und endgültig beenden soll. Die 
angekündigten sieben Schritte werden noch 
einen hohen Aufwand erfordern. SPD-Minister 
in der jetzigen Koalitionsregierung, die Herren 
Scholz und Heil, haben mit Gerhard Schröder 
die Agenda 2010 erarbeitet, auch der jetzige 
Bundespräsident Steinmeier war federführend 
daran beteiligt, und Riester hatte schon im 
Januar 1999 zugesichert, daß die Rentenfrage 
bis zum Jahresende gelöst sei. Die immer nur 
ständige Betonung der „historischen Leistung 
bei der Angleichung der Rentenwerte“ führt 
zu der Schlußfolgerung, daß alle anderen, die 
Rente nach wie vor begrenzenden Faktoren 
und Überführungslücken ausgeklammert 
werden. Das vorliegende Gesetz hat das zum 
Inhalt – es soll einen beispiellosen Prozeß 
der Enteignungspolitik abschließen und den 
Sozialraub nach drei Jahrzehnten mit diesem 
Gesetz festschreiben. Der Kampf um soziale 
Gerechtigkeit, um eine lebensstandardsichernde 
Rente bleibt also auf der Tagesordnung. 

Wilhelm Bente, Stralsund

In der Mai-Ausgabe des „RotFuchs“ wurde 
anläßlich des Kampftages für das freie Buch 
am 10. Mai ein Artikel aus der „Weltbühne“ 
18/1983 wiederveröffentlicht. In ihm wurde 
über die Bücherverbrennung der Faschisten 
im Jahre 1933 geschrieben.
U. a. wird darin dargelegt: „Die Bücherver-
brennung war keine Erfindung der Faschisten. 
Bücher verbrennen, das bedeutet Intoleranz, 
Antihumanismus, Unterdrückung. Die Geschichte 
der Klassengesellschaften ist reich an diesen 
Merkmalen.“ Es folgen Beispiele von Vorkomm-
nissen in anderen Ländern.
Nach der Konterrevolution von 1990 folgte auf 
die Tilgung unzähliger Straßennamen und die 
Entsorgung der Namensschilder wie 1933 eine 

„Bestandsbereinigung“ in den Bibliotheken. Die 
DDR-Literatur landete zu einem großen Teil  
u. a. in bereitstehende Müllcontainer. (Wir 
haben bereits mehrfach ausführlich über diese 
schändliche Kulturbarbarei berichtet. Die Red.)  
1933 sprach man von „Bücherverbrennung“. 
Welcher Begriff wäre wohl für die brachiale 
Aktion zur Vernichtung von DDR-Literatur 
angebracht?
Aus Anlaß des 75. Jahrestages der faschisti-
schen Bücherverbrennung hielt Bundesprä-
sident Köhler eine Ansprache. Er rief dazu 
auf, „die Freiheit des Wortes und der Kunst“ 
zu verteidigen, was angesichts der getätigten 
Vernichtung von DDR-Literatur nur als Hohn 
empfunden werden kann. 
Die massenhafte Vernichtung von DDR-Literatur 
ist ebenso verwerflich, ja verbrecherisch wie 
die Bücherverbrennung der Faschisten.

Arndt Maser, Riesa
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 ■ Regionalgruppe Dresden 
Am 14. Juli um 10 Uhr spricht Dietmar 
Beyer zum Thema Die Bedeutung 
der unvollendeten Revolution in 
der Geschichte der modernen 
revolutionären Arbeiterbewegung
Ort: Dresdner Straße 26, 

„Drogenmühle“, 01809 Heidenau

 ■ Regionalgruppe Mecklenburg-
Vorpommern – Nord-West 

Am 18. Juli um 15 Uhr spricht Oberst 
a. D. Gerhard Giese zum Thema  Kann 
Rußland mit der Qualität seiner neuen 
Waffen die USA und die NATO an den 
Verhandlungstisch bringen? 
Ort: Stadtkantine, 
Großschmiedestraße 41–43,  
23966 Wismar

 ■ Regionalgruppe Falkensee 
Am 24. Juli  um 19 Uhr spricht Prof.  
Dr. Anton Latzo zum Thema Fakten  
und Hintergründe zur AfD
Ort: Begegnungsstätte der Linken, 
Bahnhofstraße 74, 14612 Falkensee

 ■ Regionalgruppe Potsdam
Am 24. Juli um 18 Uhr spricht Peter 
Steiniger, „junge Welt“-Journalist und 
Mitglied des RF-Autorenkreises, zum 
Thema Lateinamerikas Linke im 
Kampf gegen den Rückschritt 
Ort: Lothar-Bisky-Haus, Alleestraße 3, 
14469 Potsdam


